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Eugster: Der gleiche Vorbehalt wie bei Art. 3
gilt auch für Art. 4bis.

Joß, Berichterstatter: Die Kommission ist ein-
verstanden.

An den Ständerat.
(Au Conseil des Etats.)

#ST# 2307. Geireideuersorgung. uoiHs&egetiren.
Approvisionnement du pays en blé. Initiative populaire.

Bericht des Bundesrates vom 2. April 1928 (Bundesblatt I,
Rapport du Conseil fédéral du 2 avril 1928 (Feuille fédérale

I, 933).
Beschluss des Ständerates vom 6. Juni 1928.
Décision du Conseil des Etats du 6 juin 1928.

Anträge der Kommission.

M e h r h e i t :
Eintreten.

M i n d e r h e i t :
(Graber, Huggler, Muri, Nobs, Reinhard,

Schmid-Olten)
Nichteintreten.

Propositions de la commission.

M a j o r i t é :
Passer à la discussion des articles.

M i n o r i t é :
(Graber, Huggler, Mûri, Nobs, Reinhard,

Schmid-Olten)
Ne pas passer à la discussion des articles.

Meyer-Zürich, Berichterstatter: Um des guten
Beispiels willen will ich Versuchen, mich innerhalb
der reglementarischen Redezeit zu halten und möchte
hoffen, daß mir dieses Vorhaben gelinge und daß ich
die Redezeit, wenn überhaupt, jedenfalls nur sehr
wenig überschreite, wofür ich Sie zum voraus um Ent-
schuldigung bitte. Es wird ja dann aber nötig sein,.
daß die Berichterstatter der Kommission sich vor-
behalten, im Laufe der Diskussion noch einmal auf
den einen oder ändern Punkt zurückzukommen. •

Präsident: Ich frage an, ob der Rat mit einer kur-
zen Verlängerung der Redezeit einverstanden ist.
Es ist der Fall.

Meyer-Zürich, Berichterstatter der Mehrheit: Seit
der Volksabstimmung vom 5. Dezember 1926 hat
die Bundesversammlung zweimal wichtige Be-
schlüsse in der Getreidefrage gefaßt. Sie galten
beide Male dem Provisorium. Der Bundesbeschluß
vom 7. Juli 1927 hat, wie Ihnen in Erinne-
rung ist, festgesetzt, daß die Bestimmungen über
die Maßnahmen zur Unterstützung des einheimischen
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Getreidebaues bis Ende Juni des Jahres 1929 weiter
dauern sollen, daß aber das Monopol nur bis Ende
Juni des Jahres 1928 in Kraft zu bleiben habe. Dann
ist am 22. Juni 1928 ein neuer Bundesbeschluß ergan-
gen; er hat auch für das Monopol als Endpunkt den
30. Juni 1929 festgesetzt. Es darf wohl bei dieser
Gelegenheit daran erinnert werden, daß der Bundes-
rat in seiner Botschaft über das Provisorium vom
Januar 1928 die Worte ausgesprochen hat : « der gegen-
wärtige Zustand und insbesondere das Einfuhr-
monopol sollen seiner Ansicht nach (also des Bundes-
rates) auf den 1. Juli 1929 ihr Ende erreichen, und
zwar auch dann, wenn der in Aussicht genommene
Verfassungsartikel in der Abstimmung verworfen
werden sollte ». Man wird sich die Lage, die entstehen
würde auf Ende Juni 1929, vor Augen halten müssen,
wenn man die ganze Angelegenheit beurteilen will.
Die provisorische Verlängerung des geltenden Ge-
treiderechtes diente zwei Zwecken: einmal der un-
unterbrochenen Aufrechterhaltung aller jener Maß-
nahmen, die zur Unterstützung des einheimischen
Getreidebaues vorgesehen wurden, also der Preis-
garantie, der Abnahmepflicht des Bundes für das
Inlandgetreide und der Mahlprämie ; zum ändern aber
war es Zweck der Verlängerung, daß dadurch die Mög-
lichkeit geschaffen werden sollte, die monopolfreie
Lösung zu studieren und insbesondere die Initiative,
die im Jahre 1926 eingereicht worden war, auf ihre
Eignung für die Aufstellung eines Verfassungsartikels
zu prüfen. Es ist anzuerkennen, daß der Bundesrat
sich mit Energie an die Prüfung gemacht hat. Zur
Hauptsache sind diese Studien im Jahre 1927 abge-
schlossen worden. Es sind von Ende April bis Ende
August des Jahres 1927 acht Vernehmlassungen von
Wirtschaftsverbänden eingegangen, und es geschah
dann auf Veranlassung des Bundesrates, daß von die-
sen Verbänden ein gemeinsamer Entwurf für einen
Verfassungsartikel und für ein Ausführungsgesetz
aufgestellt wurde. Den Entwurf danken wir dem
Schweiz. Müllerverband. Der Bundesrat hat darauf-
hin von sich aus auf Grund dieses Materials einen
Entwurf für ein Ausführungsgesetz vorgelegt. Es ge-
schah zuhanden einer einzuberufenden außerparla-
mentarischen Kommission. In dieser außerparla-
mentarischen Kommission, die Ende November 1927
tagte und die man das Getreideparlament nannte,
ist die Vorbereitung für die monopolfreie Lösung
einen guten Schritt weitergediehen. Dort haben
Fachmänner Gelegenheit gehabt, sich zur Sache aus-
zusprechen. Es ist dann in dieser Kommission mit
großer Mehrheit beschlossen worden, daß der Entwurf
des Bundesrates für ein Ausführungsgesetz eine brauch-
bare Grundlage für die neue Getreideordnung bilde,
und es ist endlich dann von dieser Kommission ein-
stimmig vorgeschlagen worden, es solle die Initiative
abgelehnt und dnrch einen neuen Verfassungstext
ersetzt werden.

Und nun die Frucht all dieser Vorbereitungen des
Jahres 1927. Sie besteht in zwei gesetzgeberischen
Entwürfen des Bundesrates für die dauernde Ordnung
der Getreideversorgung. Der eine Bericht, derjenige
vom 2. April 1928, verbreitet sich über die Initiative,
stellt einen neuen Text für einen Verfassungsartikel
23bis auf und gibt in großen Umrissen das, was ein-
mal im Ausführungsgesetz über die monopolfreie
Lösung stehen soll. Das ist die Materie, mit der sich
Ihre Kommission zu befassen hatte.
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Daneben hat der Bundesrat noch eine andere Bot-
schaft ausgegeben, datiert vom 12. April 1928. Sie
betrifft die Revision des Art. 14 des Zolltarifgesetzes.
Es handelt sich dort um die Erhöhung der statisti-
schen Gebühren zum Zwecke der Finanzierung der
Getreideversorgung. Diese Frage, die Revision des
Zolltarifgesetzes, hat die Zolltarifkommission behan-
delt; sie wird dem Nationalrat Bericht erstatten.
Wir beschränken uns hier darauf, über den Verfas-
sungsartikel Antrag zu stellen und ich möchte Ihnen
dabei aus den Verhandlungen der Kommission kurz.,,
einiges mitteilen.

Unsere Kommissionsverhandlungen waren sehr
eingehend. Sie haben auch ziemlich lange gedauert.
Das war dadurch bedingt, daß einmal der Bericht des
Bundesrates die ganze Ausführung der monopol-
freien Lösung skizzierte, und anderseits hat ja der
Bundesrat, seitdem der Ständerat beschlossen hat,
nicht nur einen, sondern mehrere neue Anträge an die
Kommission gelangen lassen. Was nun die Beurtei-
klung der vorliegenden monopolfreien Lösung anbe-
trifft, so hat die Kommission insbesondere ihre direk-
ten Wirkungen auf die beteiligten Kreise in Betracht
gezogen, also die Wirkungen auf die Landwirtschaft,
das Müllereigewerbe, die Konsumenten. Die große
Mehrheit der Kommission ist der Ansicht, daß diesen
Kreisen auf der einen Seite alles das durch die mono-
polfreie Lösung gegeben werde, was sie heute unter
dem Monopol haben und was ihnen die verworfene
Monopolvorlage hätte geben können, daß aber ander-
seits diese monopolfreie Lösung gewisse Vorzüge habe,
die namentlich den Konsumenten mehr Garantien
gewähren, als das, sei es unter dem jetzigen Monopol,
sei es unter der verworfenen Monopolvorlage, der
Fall gewesen wäre.

Im Einzelnen ist zu sagen, um die paar Punkte,
welche im Verfassungsartikel aufgeführt .werden sol-
len, hier kurz zu erwähnen, daß die Vorratshaltung
das bringt, was heute geschieht und was auch unter
der Monopolvorlage hätte geschehen sollen, ohne daß
es dort ausdrücklich überhaupt erwähnt war. Es ist
von allen Seiten klar als eine Pflicht des Bundes an-
gesehen worden, Getreidevorräte in genügender Menge
zu halten, und man hat als Maß angegeben eine
Getreidereserve, die unsere Bevölkerung im Notfall
für zwei oder drei Monate ernähren könnte. Diese
Vorratshaltung ist also in der neuen Lösung gleich
wie bisher und wie in der verworfenen Vorlage. Nur
ist sie hier ausdrücklich erwähnt.

Und nun der Hauptpunkt, die Förderung, des ein-
heimischen Getreidebaues. Da haben die Vertreter
der Landwirtschaft in der Kommission anerkannt,
daß die Maßnahmen, die da vorgesehen sind, die Preis-
garantie, die Zahlung des Ueberpreises, die Abnahme-
pflicht des Bundes für das Inlandgetreide, die Aus-
richtung der Mahlprämie, dann auch die Unterstüz-
zung der Gebirgsgegenden zum Zwecke eines gewis-
sen Preisausgleiches, alles das der Landwirtschaft
bieten, was sie heute hat und was die verworfene Vor-
lage ihr hätte geben können. Es ist vielleicht noch zu
erwähnen, daß im neuen Verfassungstext ausdrück-
lich auch die Verbesserung der Technik des Getreide-
baues erwähnt und daß ausdrücklich von der För-
derung der Züchtung und Beschaffung hochwertigen
einheimischen Saatgutes die Rede ist.

Nun zur Müllerei. Ihr legt man Lasten auf; sie
muß vom Bund das Inlandgetreide, das er der Land-

wirtschaft abgenommen hat, übernehmen; sie muß
bei der Lagerung, bei der Auswechslung der Lager
unentgeltlich mitwirken. Ihr muß man daher, soll
sie nicht zugrunde gehen, einen Schutz angedeihen
lassen, und dieser Schutz soll bestehen entweder —
das ist eine Alternative im Verfassungsartikel — in
Maßnahmen an der Grenze, oder dadurch, daß der
Bund sich das Recht der Mehleinfuhr vorbehält. Es
ist dann in der Detailberatung Anlaß, auf diese Dinge
im Einzelnen zurückzukommen.

Endlich die Stellung zu den Konsumenten. Es
ist festzuhalten, daß heute und auch in der verwor-
fenen Monopolvorlage von einer Garantie gegenüber
den Konsumenten nie die Rede war. Inskünftig aber,
in dem Verfassungstext,-der vorliegt, ist ein anderes
Prinzip angewandt in bezug auf das ganze Getreide-
regime. Nicht mehr das Prinzip, daß die Kosten der
Unterstützung des einheimischen Getreidebaues auf
die Brotkonsumenten und nur auf diese fallen sollen,
wie das bisher war und wie es auch in der verworfenen
Monopolvorlage hätte sein müssen. Es ist interes-
sant, festzustellen, daß schon die Botschaft des Bun-
desrates vom November 1924 davon sprach, man
könne sich eigentlich fragen, ob es richtig sei, die
Kosten für die Unterhaltung, für die Förderung des
einheimischen Getreidebaues ganz den Brotkonsu-
menten aufzubürden. Schon in jener Botschaft ist
davon die Rede gewesen, daß eine breitere Basis ge-
funden werden sollte für diese Abwälzung der Kosten,
und diese breitere Basis wurde damals vom Bundes-
rat darin gesehen, daß neben dem Brotgetreide die
ändern Getreidesorten und' deren Mahlprodukte,
auch so weit'sie Fütterungszwecken dienen, mit be-
scheidenen Zollzuschlägen belegt worden wären.
Darin zeigt sich das Bestreben, das Prinzip, das heute
besteht, etwas abzuändern zugunsten der Brotkonsu-
menten. Aber ich stelle fest, daß weder heute unter
dem bestehenden Monopolregime, noch auch in der
Vorlage, die im Jahre 1926 verworfen wurde, irgend
etwas derartiges in Aussicht genommen worden ist.

Nun ist im neuen Verfassungsartikel' diese Basis
auf das denkbar weiteste verbreitert worden dadurch,
daß die 10 Millionen, die außer der Mahlprämie für
die Unterstützung des Getreidebaues dienen sollen,
aufgebracht werden durch die statistische Gebühr
auf dem gesamten Warenverkehr mit dem Ausland.
Diese neue Lösung hat nun so sehr den Vorzug von
dem bisherigen Prinzip, daß ein Vertreter der Konsu-
mentenschaft in der nationalrätlichen Kommission
speziell mit Hinweis auf die heutige Finanzierung,

.wo alle Kosten der Unterstützung des Getreidebaues^
auf den Brotpreis geschlagen werden, diese Methode
als direkt unsozial bezeichnet hat gegenüber dem
neuen Verfassungsartikel, wo eben, diese Umlage der
Kosten auf die ganze Wirtschaft, können wir sagen,
geschehen soll. Alles in allem möchte ich feststellen,
daß bei der Mehrheit der Kommission eine große
Befriedigung bestanden hat über die Vorlage des Bun-
desrates, namentlich auch in bezug auf die Finanzie-
rung.

Ich möchte nicht unterlassen,, zu erwähnen, daß in
der Kommission, und zwar auch von Mitgliedern,
die der neuen Lösung zustimmen, darauf hingewiesen
worden ist, das Monopol wäre « einfacher » gewesen,
es hätte reibungsloser funktioniert. Dazu wäre zu
sagen, daß die Frage, ob wirklich die Monopolvorlage
ein? einfacheres System gebracht hätte, als die neue
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Vorlage es nun vorsieht, nicht sehr leicht zu-entschei-
den ist. Denn es ist zu beachten, daß'die Lösung, wie
sie heute vorliegt und die ja nicht mehr-die Mehläb-
gabe enthält, doch wesentlich einfacher erscheint,
als das -damals noch war, als die außerparlamen-
tarische Kömmission sich mit der Sache -befaßte.
Aber selbst wenn es der Fall wäre und man sagen
könnte, daß das Monopol einfacher wäre, so kann-das
doch, glaube ich, für die Beurteilung nicht maßgebend
sein. 'Unter der monopolfreien Lösung hat der Bund
gewisse Kontrollfunktionen. Nun scheint es auf den
ersten Blick, es wäre einfacher, wenn die Stelle, welche
die Kontrolle auszuüben hat, der Bund, nun auch
gerade noch den Betrieb in seinen Händen hätte. Da-
mit kommt man zur Verstaatlichung oder Sozialisie-
rung. Allein diese « Vereinfachung », wenn man es so
nennen will, entspricht denn doch den Tendenzen in
unserem ganzen • Gesellschaftsleben nicht, und zwar
weder staatspolitisch, noch wirtschaftlich. Das Prin-
zip ist eher wachsende Differenzierung, Teilung der
Funktionen. Es dst eine Erfahrung, daß Verstaatli-
chung oder Sozialisierung für die Wirtschaft Nach-
teile bringt, und zwar sind diese Nachteile nicht erst
in der Botschaft des Bundesrates vom 2. April 1928
auseinandergesetzt worden, wie man dieser Vorlage
zum Vorwurf gemacht hat, sondern es ist schon in der

" Botschaft des Bundesrates vom November 1924 davon
die Rede gewesen, daß -eigentlich die freie Initiative
das sei, was das Aufwärtskommen eines Volkes 'be-
stimme. «Es ist von der Verwaltung zugegeben wor-
den, daß in gewisser Richtung die Kontrolle unter
der monopolfreien Lösung etwas andere, etwas
schwerere Aufgaben bringe, als es unter dem Monopol
der Fall gewesen wäre ; aber es ist gleichzeitig in der
Kommission '-von kompetenten Fachmännern darge-
legt worden, daß es sich hier keineswegs um Auf-
gaben handle, die nicht bisher schon auf ändern Ge-
bieten in einer befriedigenden Weise gelöst worden
sind.

Ich will es der Minderheit der Kommission über-
lassen, ihren Standpunkt hier vor Ihnen darzulegen.
Ich will immerhin erwähnen, daß die Minderheit der
'Kommission in erster Linie politische Gründe gel-
tend gemacht hat für ihre Stellung gegen die monopol-
freie Lösung. Daneben hat diese Minderheit auch
wirtschaftliche Nachteile ins Feld geführt unter ande-
rem auch auf die Schwierigkeit der Kontrolle hinge-
wiesen, und insbesondere ist dann von dieser Seite
ein weitergehender Schutz für die Konsumenten ge-
fordert worden, als • er in dem Wortlaut, der uns vor-
lag, enthalten war. In dieser Weise hat dann die Min-
derheit gewisse Anträge gestellt, und Sie haben ja
aus der Presse gehört, daß es in den Kommissions-
verhandlungen einen Moment gab, wo es schien, daß
über die Einigung der bürgerlichen Parteien hinaus
ein eigentlicher .Getreidefrieden überhaupt zustande
kommen könnte. Die'Punkte, die von der Minderheit
vorgeschlagen wurden, haben dann aber bei näherer
Prüfung ergeben, daß sie in ihren Wirkungen zu wenig
abgeklärt waren, als daß es zu verantworten gewesen
wäre, die in ihnen liegenden Probleme bei dieser .Ge-
legenheit lösen zu wollen. Ich möchte hier alles weitere
auf die Detailberatung versparen.

Nach diesen Verhandlungen hat dann die Kommis-
sion mit 14 gegen 5 Stimmen Eintreten auf die Vor-
lage 'beschlossen. 'In der'Detailberatung-istön erster
Linie die Frage entstanden, was mit dem Volksbe-

gehren von 1926 zu geschehen habe. Die Initiative
hatte die Absicht verfolgt, in der Behandlung der
Getreidefrage den Faden dort wieder aufzunehmen,
wo er im Jahre 1924 abgerissen worden war. Es -ist
ja nun zu konstatieren, daß auch der Bundesrat in
seiner Vorlage dort wieder fortfährt, wo im Jahre 1924
oder 1925 aufgehört wurde, als jene sensationelle
Wendung der Bundesversammlung in der Frage
Monopol oder monopolfreie Lösung eintrat.

Aber der Bundesrat hat nun einen neuen Vorschlag
für einen Verfassungsartikel vorgelegt. Seit 1924,
wo der Bundesrat auch eine monopolfreie Lösung im
Auge hatte, ist das System ein anderes geworden.
Damals war davon die Rede, daß das vom Bund
aufgekaufte Inlandgetreide auf die Getreidehändler
überwälzt werden sollte, daß die Kosten also in erster
Linie dem Getreidehandel zugeschoben werden, der
sich dann auf dem Weg über die Mühlen an den Kon-
sumenten für das, was er dem Bund entrichten muß
und was zur Unterstützung des einheimischen Getrei-
debaues dienen soll, schadlos halten würde. Jetzt
aber ist das System gewählt, wonach das Inlandge-
treide, wenn es der Bund übernommen hat, an die
Mühlen überwiesen werden soll. Diese haben nun die
Last zu tragen, für deren Tragung vorher der Getreide-
handel in Aussicht genommen war, allerdings nicht
diese ganze große Last, weil ja zur Finanzierung
der Getreideversorgung eine besondere Finanzquelle
flüssig gemacht wird, die etwa 10 Millionen neu her-
bringen soll. Dieser Gedanke, das Inlandgetreide
an die Mühlen zu überweisen, ist, wie ich. der Gerech-
tigkeit halber doch sagen muß, schon in einem aus
dem Jahre 1923 stammenden Entwurf unseres Kol-
legen Hrn. Balmer ausgesprochen. Man ist heute des-
wegen auf diese Lösung gekommen, weil man. sich
sagte, die neuen, Besprechungen in 'Genf .über die Zoll-
verträge und die Aufhebung der Einfuhrbeschrän-
kungen forderten dazu auf, den bisher vorgeschlage-
nen Weg zu verlassen und nicht mehr den Importeuren
ausländischen Getreides die Verpflichtung aufzuer-
legen, daß sie zugleich ein gewisses Quantum Inland-
getreide übernehmen. Das kann nach außen als eine
gewisse Beschränkung der Einfuhr erscheinen, was
von diesem allgemeinen weltwirtschaftlichen Ge-
sichtspunkt aus nicht opportun ist.

Diese Aenderung im System und auch die'Wünsch-
barkeit, gewisse Ergänzungen vorzunehmen, die seit-
her vorgeschlagen worden sind, machen es nun not-
wendig, einen neuen vervollständigten Text für den
Verfassungsartikel vorzulegen. Zwar hat ein bedeu-
tender Rechtsgelehrter, Prof. Burckhardt, die Meinung
vertreten, daß auch der in der Initiative enthaltene
Wortlaut zur Not genügen könne, um das, was man
mit der neuen Lösung schaffen wolle, in der Bundes-
verfassung zu'begründen. Allein gerade die Anhänger
der Initiative haben gesagt, nachdem diese Initiative
im Feuer des Abstimmungskampfes war, wolle man
Hand dazu bieten, einen neuen Text zu wählen, der
diese Initiative ergänzt und das neu aufgestellte
System zum Ausdruck bringt. So ist dann in'der .Kom-
mission gemäß dem Antrag des 'Bundesrates einstim-
mig beschlossen worden, die Initiative dem Volk zur
Ablehnung zu empfehlen, weil es eine Ergänzung einer
Initiative nicht gibt und weil die Urheber der Initia-
tive sich auch nicht ausbedungen haben, daß sie diese
Initiative zurückziehen können. Sie .wird zur Ab-
stimmung kommen müssen, aber es wird durch alle
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bürgerlichen Parteien nicht die Initiative, sondern der
Text des Bundesrates unterstützt.

Ich möchte noch erwähnen, daß in der Kommission
die Frage aufgeworfen worden ist, ob nicht eine Ord-
nung, wie sie nun geplant ist, auch eine Abänderung
des Art. 31 der Bundesverfassung über die Gewerbe-
freiheit nach sich ziehe. Es ist darauf geantwortet
worden, und die Kommission hat sich mit dieser Ant-
wort als befriedigt erklärt, daß eine solche Aenderung
des Art. 31 nicht nötig sei. Einmal ist der Standpunkt
vertreten worden, es handle sich mehr um Kontroll-
maßnahmen als um Aufhebung des freien Handels.
Darüber braucht nicht gesprochen zu werden. Man
kann mit Fug und Recht beide Standpunkte vertre-
ten. Es ist aber weiter darauf hingewiesen worden,
daß seit etwa 20 Jahren eine neue Praxis eingeschla-
gen worden ist. Während früher solche Ausnahmen
von der Gewerbefreiheit ausdrücklich im Art. 31
aufgeführt wurden, wurde diese Praxis seit 1908 nicht
mehr gehandhabt. Eine ganze Reihe von solchen Aus-
nahmen von der Gewerbefreiheit, vom Absinthverbot
angefangen über eine erhebliche Zahl anderer Bestim-
mungen, ist nicht mehr als Ausnahme vorgemerkt,
sodaß wir uns mit dem neuen Verfassungsartikel 23bis
begnügen können und an Art. 31 nichts zu ändern
brauchen.

Gestatten Sie mir zum Schluß noch eine kurze
politische Betrachtung. Weder von Seite der Land-
wirtschaft noch des Müllereigewerbes sind gegen den
heute vorliegenden Verfassungsartikel Einwendungen
vorgebracht worden. Es ist in der Kommission be-
stätigt worden, daß auch die allgemeinen Interessen
durch diesen Verfassungsartikel in vollem Maße
berücksichtigt werden. Dagegen hat man einzig
unter dem Titel des Konsumentenschutzes neue
Begehren eingereicht, und zwar zunächst von Seite
der sozialdemokratischen Mitglieder der Kommission
und dann von der Vereinigung schweizerischer Ange-
stelltenverbände. Ich möchte aber nochmals fest-
stellen, daß weder unter dem Monopol noch in der
verworfenen Monopolvorlage so weitgehende Garan-
tien, wie^ie heute in bezug auf den Konsumenten-
schutz verlangt werden, gewährt worden sind. Es
darf nun nicht dazu kommen, daß wir die wichtigen
Probleme, die in diesen Anträgen liegen, noch prü-
fen und abklären müssen, bevor wir diese Vorlage
unter Dach bringen. Es kann wohl sein, daß einmal
in der Schweiz eine Kartellgesetzgebung, wie sie
auch in ändern Ländern besteht, kommen wird, die
Vorschriften in der Art der sozialdemokratischen
Anträge enthält oder in der Art der zum Teil noch
weitergehenden Vorschläge der Vereinigung der Ange-
stelltenverbände. Aber diese Fragen werden, das ist
ganz sicher, zur Abklärung Jahre brauchen, und es
wäre nun doch ein verfehltes Verfahren, wenn wir
uns vornehmen wollten, diese bei uns noch unabge-
klärten Fragen bei Gelegenheit dieser Vorlage berei-
nigen zu können.

Wir sollten uns, das ist die Meinung der großen
Mehrheit der Kommission, nicht auf diese Bahn brin-
gen lassen. Wir sind es vorab der Landwirtschaft
schuldig, daß sie vor Ende Juni 1928 die Sicherheit
besitzt, daß die Maßnahmen, die zum Schutz des ein-
heimischen Getreidebaues getroffen werden, in diesem
Verfassungsartikel für sie greifbar werden. Zumal
angesichts der heutigen Krise werden wir es nicht
verantworten können, dem Bauer zuzumuten, daß

er auf Ende Juni 1929 in der Getreideversorgung vor
einem Nichts steht, nur weil diese Fragen, die durch
die neuen Anträge aufgerollt worden sind, noch nicht
haben geklärt und erledigt werden können. Die
Rücksicht auf die Alkoholgesetzgebung und damit
auch auf die Finanzierung der Alters- und Hinterblie-
benenversicherung spricht mit gleicher Deutlichkeit
und Eindringlichkeit wie. der Standpunkt der Land-
wirtschaft dafür, daß wir uns ohne Umwege an das
halten sollten, was der Bundesrat vorschlägt und was
die Kommission in ihrer letzten Beratung bereinigt
hat. Ich gestatte mir also im Namen der großen Mehr-
heit der Kommission, Eintreten auf die Vorlage zu
beantragen.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
Ici, le débat est interrompu.

#ST# Vormittagssitzting vom 18. September 1928.
Séance UM matin du 18 septembre 1928.

Vorsitz — Présidence: Hr. Minger.

2307. eeireideuersorgung. uouegehren.
Approvisionnement du pays en blé. Initiative populaire.

Fortsetzung. — Suite.

(Siehe Seite 713 hievor. — Voir page 713 ci-devant.)

M. Fazan, rapporteur de la majorité: Dans son rap-
port'sur l'initiative populaire demandant l'insertion
dans la Constitution fédérale d'un art. 23bis, relatif à
l'approvisionnement de la Suisse en blé, le Conseil fédé-
ral nous donne un exposé très suggestif de l'importance
de la culture indigène des céréales pour notre agricul-
ture et pour l'approvisionement du pays en blé.

Il nous présente un historique très complet de la
question du blé en Suisse depuis le XVIIe siècle et
plus spécialement dès le début de la grande guerre,
c'est-à-dire dès l'instant où elle est devenue une
question vitale pour notre pays.

Nous n'avons donc pas l'intention d'analyser
cette partie du rapport du Conseil fédéral qui n'a
pas autrement retenu l'attention de la commission.
Il nous suffit d'en retenir les points essentiels, qui se
résument aux constatations suivantes :

les expériences de la période de guerre et les
multiples études et discussions qu'a suscité la re-
cherche d'une solution au problème de l'approvision-
nement du pays en blé, ont démontré à l'évidence que
la culture des céréales était indispensable à notre
économie agricole et par là même à notre économie
nationale ;

que cette culture ne pouvait subsister sans une
protection efficace qui la mette à l'abri de la concur-
rence des blés étrangers;

que l'efficacité de cette protection ne pouvait
être complète sans la garantie donnée au producteur
de l'écoulement de sa récolte à un prix rémunérateur;
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bürgerlichen Parteien nicht die Initiative, sondern der
Text des Bundesrates unterstützt.

Ich möchte noch erwähnen, daß in der Kommission
die Frage aufgeworfen worden ist, ob nicht eine Ord-
nung, wie sie nun geplant ist, auch eine Abänderung
des Art. 31 der Bundesverfassung über die Gewerbe-
freiheit nach sich ziehe. Es ist darauf geantwortet
worden, und die Kommission hat sich mit dieser Ant-
wort als befriedigt erklärt, daß eine solche Aenderung
des Art. 31 nicht nötig sei. Einmal ist der Standpunkt
vertreten worden, es handle sich mehr um Kontroll-
maßnahmen als um Aufhebung des freien Handels.
Darüber braucht nicht gesprochen zu werden. Man
kann mit Fug und Recht beide Standpunkte vertre-
ten. Es ist aber weiter darauf hingewiesen worden,
daß seit etwa 20 Jahren eine neue Praxis eingeschla-
gen worden ist. Während früher solche Ausnahmen
von der Gewerbefreiheit ausdrücklich im Art. 31
aufgeführt wurden, wurde diese Praxis seit 1908 nicht
mehr gehandhabt. Eine ganze Reihe von solchen Aus-
nahmen von der Gewerbefreiheit, vom Absinthverbot
angefangen über eine erhebliche Zahl anderer Bestim-
mungen, ist nicht mehr als Ausnahme vorgemerkt,
sodaß wir uns mit dem neuen Verfassungsartikel 23bis
begnügen können und an Art. 31 nichts zu ändern
brauchen.

Gestatten Sie mir zum Schluß noch eine kurze
politische Betrachtung. Weder von Seite der Land-
wirtschaft noch des Müllereigewerbes sind gegen den
heute vorliegenden Verfassungsartikel Einwendungen
vorgebracht worden. Es ist in der Kommission be-
stätigt worden, daß auch die allgemeinen Interessen
durch diesen Verfassungsartikel in vollem Maße
berücksichtigt werden. Dagegen hat man einzig
unter dem Titel des Konsumentenschutzes neue
Begehren eingereicht, und zwar zunächst von Seite
der sozialdemokratischen Mitglieder der Kommission
und dann von der Vereinigung schweizerischer Ange-
stelltenverbände. Ich möchte aber nochmals fest-
stellen, daß weder unter dem Monopol noch in der
verworfenen Monopolvorlage so weitgehende Garan-
tien, wie^ie heute in bezug auf den Konsumenten-
schutz verlangt werden, gewährt worden sind. Es
darf nun nicht dazu kommen, daß wir die wichtigen
Probleme, die in diesen Anträgen liegen, noch prü-
fen und abklären müssen, bevor wir diese Vorlage
unter Dach bringen. Es kann wohl sein, daß einmal
in der Schweiz eine Kartellgesetzgebung, wie sie
auch in ändern Ländern besteht, kommen wird, die
Vorschriften in der Art der sozialdemokratischen
Anträge enthält oder in der Art der zum Teil noch
weitergehenden Vorschläge der Vereinigung der Ange-
stelltenverbände. Aber diese Fragen werden, das ist
ganz sicher, zur Abklärung Jahre brauchen, und es
wäre nun doch ein verfehltes Verfahren, wenn wir
uns vornehmen wollten, diese bei uns noch unabge-
klärten Fragen bei Gelegenheit dieser Vorlage berei-
nigen zu können.

Wir sollten uns, das ist die Meinung der großen
Mehrheit der Kommission, nicht auf diese Bahn brin-
gen lassen. Wir sind es vorab der Landwirtschaft
schuldig, daß sie vor Ende Juni 1928 die Sicherheit
besitzt, daß die Maßnahmen, die zum Schutz des ein-
heimischen Getreidebaues getroffen werden, in diesem
Verfassungsartikel für sie greifbar werden. Zumal
angesichts der heutigen Krise werden wir es nicht
verantworten können, dem Bauer zuzumuten, daß

er auf Ende Juni 1929 in der Getreideversorgung vor
einem Nichts steht, nur weil diese Fragen, die durch
die neuen Anträge aufgerollt worden sind, noch nicht
haben geklärt und erledigt werden können. Die
Rücksicht auf die Alkoholgesetzgebung und damit
auch auf die Finanzierung der Alters- und Hinterblie-
benenversicherung spricht mit gleicher Deutlichkeit
und Eindringlichkeit wie. der Standpunkt der Land-
wirtschaft dafür, daß wir uns ohne Umwege an das
halten sollten, was der Bundesrat vorschlägt und was
die Kommission in ihrer letzten Beratung bereinigt
hat. Ich gestatte mir also im Namen der großen Mehr-
heit der Kommission, Eintreten auf die Vorlage zu
beantragen.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
Ici, le débat est interrompu.

#ST# Vormittagssitzting vom 18. September 1928.
Séance UM matin du 18 septembre 1928.

Vorsitz — Présidence: Hr. Minger.

2307. eeireideuersorgung. uouegehren.
Approvisionnement du pays en blé. Initiative populaire.

Fortsetzung. — Suite.

(Siehe Seite 713 hievor. — Voir page 713 ci-devant.)

M. Fazan, rapporteur de la majorité: Dans son rap-
port'sur l'initiative populaire demandant l'insertion
dans la Constitution fédérale d'un art. 23bis, relatif à
l'approvisionnement de la Suisse en blé, le Conseil fédé-
ral nous donne un exposé très suggestif de l'importance
de la culture indigène des céréales pour notre agricul-
ture et pour l'approvisionement du pays en blé.

Il nous présente un historique très complet de la
question du blé en Suisse depuis le XVIIe siècle et
plus spécialement dès le début de la grande guerre,
c'est-à-dire dès l'instant où elle est devenue une
question vitale pour notre pays.

Nous n'avons donc pas l'intention d'analyser
cette partie du rapport du Conseil fédéral qui n'a
pas autrement retenu l'attention de la commission.
Il nous suffit d'en retenir les points essentiels, qui se
résument aux constatations suivantes :

les expériences de la période de guerre et les
multiples études et discussions qu'a suscité la re-
cherche d'une solution au problème de l'approvision-
nement du pays en blé, ont démontré à l'évidence que
la culture des céréales était indispensable à notre
économie agricole et par là même à notre économie
nationale ;

que cette culture ne pouvait subsister sans une
protection efficace qui la mette à l'abri de la concur-
rence des blés étrangers;

que l'efficacité de cette protection ne pouvait
être complète sans la garantie donnée au producteur
de l'écoulement de sa récolte à un prix rémunérateur;
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et enfin que cette garantie exigeait la prise en
charge du blé indigène par la Confédération, avec la
possibilité pour celle-ci d'astreindre la meunerie du
pays à acquérir le blé acheté des producteurs.

Or, cette conception, qui n'est plus aujourd'hui
combattue que par quelques esprits timorés, ne s'est
pas imposée à priori, mais au contraire elle est le
fruit de la lutte pénible qui se livre depuis tantôt
quatre ans autour du problème du blé. La situation
critique de notre agriculture n'est sans doute pas étran-
gère à ce mouvement d'opinion, mais encore fallait-il
que le résultat de la votation populaire du 5 décembre
1926 et surtout les déclarations formelles des adver-
saires du monopole au cours de la campagne vinssent
nettement démontrer que le combat se livrait, non
pas sur le but à atteindre, mais bien sur le moyen de
l'obtenir.

Si les difficultés du problème à résoudre et les
efforts laborieusement renouvelés pour trouver sa
solution n'avaient pas pu jusqu'ici aboutir, ils avaient
tout au moins conduit à l'unité de vues tant souhaitée
quant au résultat à obtenir. Et c'est un résultat qui
n'est pas à dédaigner, quelle que soit l'opinion que
l'on puisse avoir sur la solution rejetée par le peuple
suisse en 1926.

« De la discussion jaillit la lumière ». Tant mieux!
Mais dans le cas particulier, si nous nous reportons
aux réunions de la commission du Conseil national à
Kandersteg et à Zurich en 1925, au cours desquelles
certains adversaires du monopole déclaraient caté-
goriquement s'opposer à toute protection de la cul-x
ture des céréales indigènes, nous devons constater que
le lumignon, insoupçonné alors, a mis du temps à
devenir d'une intensité suffisante pour modifier
complètement l'opinion de nos honorables adver-
saires d'alors.

Mais nous serions mal venus de leur en faire un
grief; au contraire, nous ne pouvons que nous réjouir
de nous trouver maintenant sur le même terrain pour
poursuivre ensemble l'étude de la question et la
résoudre par les' moyens les plus propres à donfier
satisfaction à tous les intéressés.

Il est intéressant de constater que c'est précisé-
ment l'insuffisance des garanties données aux pro-
ducteurs de blé dans le projet d'article constitutionnel
présenté par le Conseil fédéral en 1924 qui fut la
cause de son rejet par les deux conseils et qui provoqua
l'adoption par ceux-ci des propositions de la majorité
de la commission du Conseil national tendant au
maintien du.monopole. Les représentants de l'agri-
culture, en particulier, trouvaient là la garantie
la plus complète de l'écoulement de leurs blés à un
prix convenable.

D'autre part, le financement du projet était
garanti et d'une économie bien entendue. Il n'aug-
mentait nullement les charges de la caisse fédérale
et permettait le maintien des prix du pain à des
normes parfaitement acceptables.

S'il fut rejeté par le peuple, et à une majorité de
5500 voix seulement, c'est, croyons-nous, beaucoup
plus par hostilité de principe pour les monopoles que
pour combattre les différents buts poursuivis par
le projet.

Mais nous devons admettre aussi que le projet
d'article constitutionnel déposé par l'initiative popu-
laire du 16 octobre 1926 tendait plutôt à favoriser la
campagne contre le monopole, qu'à donner une solu-

tion rationnelle à l'ensemble du problème. L'insuffi-
sance de ce projet s'explique du reste par la hâte avec
laquelle il fut préparé et parce que les initiants
n'étaient pas, comme nous le sommes aujourd'hui,
au bénéfice des études approfondies entreprises,
au cours de plusieurs années, et qui nous permettent
maintenant de prévoir jusque dans ses détails la
portée pratique d'un article constitutionnel aussi
compliqué.

L'initiative marque cependant un certain progrès
sur le projet du Conseil fédéral de 1924, en ce sens
qu'elle garantit au producteur la vente de son blé
à un prix qui en permette la culture, mais elle reste
parfaitement insuffisante sur plusieurs points.

Elle ne prévoit pas l'obligation pour le commerce
privé d'assurer la sécurité de notre approvisionne-
ment.

Son texte n'autorise pas le contrôle du commerce
des céréales pas plus que la surveillance des moulins

Elle garantit au producteur la vente de son blé,
mais ne dit pas que la Confédération aura l'obligation
de l'acheter, pas plus que dans ce cas elle n'indique
comment l'office fédéral des blés revendra ces
céréales indigènes.

Elle ignore les conditions de renouvellement des
réserves fédérales.

Enfin, et c'est le plus grand reproche que l'on puisse
lui adresser, elle ne prévoit aucune disposition d'ordre
financier. Or, ce qui caractérisait le projet de maintien
du monopole, c'était précisément son financement
simple et avantageux.

On ne comprendrait donc pas le remplacement de
l'article constitutionnel rejeté par le peuple, par celui
de l'initiative qni n'aurait, aux yeux mêmes des adver-
saires de celui-ci, que le seul avantage de confirmer
leur satisfaction de principe sans résoudre les autres
données du problème.

C'est bien ce que le Conseil fédéral a compris, et
c'est pourquoi l'arrêté qu'il soumet à nos délibé-
rations invite le 'peuple et les cantons à rejeter la
demande d'initiative.

Mais il ne pouvait en rester là; il se mit immé-
diatement à l'œuvre pour mettre sur pied un contre-
projet comportant une solution sans monopole et
tenant compte des exigences si nettement mises en
évidence au cours des discussions antérieures.

Sur l'initiative du Conseil fédéral, les principales
associations suisses hostiles au monopole apportèrent
leur collaboration à la recherche de la fameuse solu-
tion et déposèrent au Département de l'économie
publique des rapports intéressants.

De toutes ces propositions et suggestions, l'on
pouvait inférer que peu à peu l'entente se faisait sur
les points essentiels de la question. Dans certains
milieux, où l'on avait jusque là douté de la possibilité
de faire entrer dans le cadre d'une solution sans mono-
pole la prise de livraison des céréales indigènes,
l'examen apprendi du problème avait abouti à une
autre conception. Cette évolution entraînait aussi,
par conséquent, le maintien de la prime à la mouture
et la protection de la meunerie "du pays. Basé sur cette
documentation nouvelle et plus spécialement sur les
propositions présentées par l'Association suisse des
meuniers, le Département de l'économie publique fit
rédiger un avant-projet de solution- sans monopole
et le soumit à une commission consultative extra-
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parlementaire représentant les 'différents groupes
économiques intéressés.

C'est précisément sur la base des conclusions for-
mulées par cette commission et adoptées à une
grosse majorité de ses 50 membres, que le Conseil
fédéral a édifié l'article constitutionnel qu'il nous
présente comme contre-projet opposé à l'initiative.

Examinons maintenant dans leurs grandes lignes
les principes énoncés dans ce nouvel art. 23bis qui
doit constituer la solution définitive du problème du
blé en excluant le .monopole d'importation des céré-
ales étrangères.

Constitution et entretien des réserves. Il nous
paraît inutile de nous attarder à l'examen du premier
alinéa du projet, qui ne fait que confirmer ce qui a
été admis jusqu'ici sans opposition. Toutefois, nous
devons relever que le projet en discussion prévoit la
possibilité d'obliger les meuniers à emmagasiner une
partie.de la réserve fédérale de blé sans rétribution,
et à racheter ce grain de la Confédération pour en
permettre le renouvellement. La commission sous-
crit pleinement à ces dispositions. Les prestations
demandées aux meuniers sont compensées par la
protection qui leur est assurée par les dispositions du
3e alinéa, sur lequel nous reviendrons plus tard.
D'autre' part, il est inutile de constituer une réserve
intégralement logée dans les entrepôts fédéraux, alors
que les moulins disposent pour la plupart de locaux
suffisants dans lesquels ils pourront du reste puiser
au fur et à mesure des nécessités de renouvellement
de ces réserves.

L'encouragement à la culture indigène. Nous ne
reviendrons pas sur le principe lui-même, qui n?a
soulevé aucune discussion au sein de la commission.
Le.régime nouveau garantit expressément aux produc-
teurs tous les avantages acquis sous le régime du
monopole :

achat de la récolte indigène par la Confédération,
étant bien entendu que les mêmes conditions de livrai-
sion, de paiement et de taxation seront maintenues ;

garantie d'un prix permettant la culture, c'est à
dire autorisation accordée au Conseil fédéral d'arrêter
chaque année ce prix dans les limites fixées par la
loi et proportionnellement au prix moyen du blé
étranger; il serait aussi entendu que le Conseil
fédéral pourrait dépasser ces normes dans des circon-
stances extraordinaires ;

maintien de la prime à la mouture en faveur des
producteurs cultivant le blé pour leurs propres be-
soins.

Mais si le régime du monopole permettait tout
naturellement la revente aux meuniers du blé indi-
gène acheté par la Confédération en proportion de la
quantité de blé étranger livré par elle, il n'en sera pas
de même avec le retour à la liberté du commerce
des blés importés. De là la nécessité d'imposer aux
meuniers l'obligation d'acheter le blé du pays, afin
que la Confédération soit assurée de l'écoulement de
celui-ci et à un prix correspondant à sa valeur mar-
chande.

Mauis la répartition de ce blé ne peut plus se faire
au prorata des .achats de blés étrangers et il a fallu
trouver une autre solution. Elle est simple, pratique
et logique; on la proportionnera au débit de farine
•panifiable de chaque moulin de commerce; les meu-
niers ont compris la nécessité de cette mesure qu'ils
ont, eux-rmemes, proposée.

'Amélioration de la culture des 'blés. Dans ce
domaine, il est tout naturel de prévoir l'encourage-
ment de, tout ce qui peut tendre au perfectionne-
ment de la technique 'culturale, aussi bien pour ce
qui concerne les méthodes de culture proprement
dites, que celles qui peuvent améliorer les conditions
de récolte ou de battage pour assurer la qualité
du grain.

•Sur la demande expresse des Associations de sélec-
tionneurs, et d'entente avec le,Conseil fédéral, votre
commission vous propose une adjonction au 2e alinéa
du projet, garantissant l'encouragement à la sélec-
tion et à l'acquisition des semences indigènes de qualité.
Cette disposition est pleinement justifiée afin que les
efforts couronnés de succès, accomplis depuis quelques
années dans ce domaine avec l'aide de 'la Confédé-
ration, ne soient point annihilés par la concurrence des
semences étrangères à bon marché et pour la plupart
non adaptées à nos sols et à notre climat.

Protection de la meunerie. La concurrence de la
meunerie étrangère qui peut produire la farine à-des
conditions bien plus favorables que nos moulins ne
tarderait pas à menacer leur existence si nous ne
prenions des mesures de protection suffisantes.
D'autre part, les charges imposées aux meuniers par
les dispositions du projet et dont nous avons parlé
tout à l'heure, exigent une équitable compensation.
A ces charges, il faut encore ajouter l'obligation qui
leur sera imposée de se soumettre à un contrôle serré
de la Confédération sur leurs achats de blé et leurs
ventes de farine. Ce contrôle est indispensable pour
éviter, d'une part, les fraudes par substitution de
blé étranger au blé indigène pour obtention de la
prime de mouture ou du supplément de prix, et,
d'autre part, pour fixer sur la base de la farine fabri-
quée la proportion de blé indigène qu'ils sont tenus
d'acheter àia Confédération..

Cette protection de la meunerie indigène ne signi-
fie donc pas l'octroi d'avantages spéciaux et gratuits,
mais une juste compensation des charges d'ordre
national qui leur sont imposées.

Nous avons du reste l'obligation d'assurer les
moyens d'existence de nos moulins, puisque nous vou-
lons lier leur sort à celui de la culture des céréales
indigènes et au renouvellement de la réserve fédérale.

Pour ce, le projet prévoit la perception d'un
droit de douane, perçu sous forme de taxe supplé-
mentaire sur la farine étrangère en même temps que
le droit d'entrée ordinaire. Il suffirait donc, quand la
nécessité s'en fait sentir, d'élever suffisamment ces
taxes pour exclure la concurrence étrangère.

Le Conseil fédéral a préféré cette solution à celle
de la commission consultative qui avait choisi 'le
monopole d'importation de la farine, permettant
à la Confédération de régler à son gré l'entrée de celle-
ci, suivant l'état de la concurrence étrangère et les
besoins de notre meunerie.

Cependant, pour donner satisfaction aux vœux
exprimés par les meuniers, le projet prévoit comme
moyen exceptionnel- le droit pour la Confédération
d'importer les farines étrangères sues circonstances
l'exigent.

Protection des consommateurs. Il découle tout
naturellement des dispositions susmentionnées que
la Confédération devra prendre toutes mesures utiles
pour sauvegarder les intérêts des consommateurs
contre des manœuvres spéculatives qui auraient pour
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objet de renchérir le pain dans une mesure incompa-
tible avec les conditions générales du marché des
céréales.

Dans le projet qui nous est soumis, les dispositions
concernant la sauvegarde des intérêts des consom-
mateurs, et la protection de la meunerie forment un
tout et sont exprimés dans une seule phrase ainsi
conçue : « La Confédération prend, tout en sauvegar-
dant les intérêts du consommateur de pain et de
farine, les mesures nécessaires au maintien de la
meunerie nationale.»

Le Conseil des Etats a accepté cette rédaction.
Nos collègues socialistes ont présenté une proposition
introduisant dans cet alinéa une disposition permet-
tant à la Confédération de résilier sans autre tous
les contrats préjudiciables aux consommateurs, con-
clus dans le commerce du blé, de la meunerie ou de la
boulangerie, à moins qu'il ne soit établi que ces conven-
tions sont nécessitées par les frais de production.

La majorité de la commission a estimé cette adjonc-
tion inacceptable pour diverses raisons sur lesquelles
nous reviendrons au cours de la discussion sur les
détails du projet (si vous décidez d'entrer en matière) '
et dont là principale est qu'il serait inadmissible de
donner au pouvoir exécutif des compétences qui ressor-
tent exclusivement du pouvoir judiciaire. Mais pour
donner satisfaction au désir exprimé de faire ressortir
davantage le principe de la protection des consomma-
teurs, le Conseil fédéral a lui-même soumis à la Com-
mission, qui l'a acceptée par 13 voix contre 5, une
modification de cet alinéa qui est de nature à rassurer
tous ceux qui craignent les tentatives de spéculation
dans les commerces sus-mentionnés.

Cette disposition donnera à la Confédération le
droit de surveiller le commerce des céréales panifi-
ables, de la farine et du pain et de prendre, dans les
limites de ses attributions, les mesures nécessaires à
la sauvegarde des intérêts des consommateurs. La
loi d'application fixera la nature de ces mesures.

Frais de transport des céréales. Dans le but de
maintenir une certaine unité des prix de la farine et
du pain, il paraît indispensable de rembourser aux
meuniers les frais de transport des blés à l'intérieur
du pays; c'est ce qui se passe en fait actuellement,
puisque tous les blés sont livrés aux meuniers franco
gare la plus rapprochée.

Le Conseil fédéral estime cependant que l'applica-
tion stricte de cette mesure n'assure pas l'uniformité
des prix du pain, parce qu'il y a d'autres facteurs
qui entrent en considération; il expose aussi que
le remboursement total des frais de transport provoque
des déplacements de marchandises injustifiés et des
dépenses inutiles.

C'est pourquoi il propose un remboursement
partiel, espérant ainsi obtenir la suppression d'une
partie de ces frais, ce qui diminuerait d'autant le
prix de revient du pain. On peut se demander si ces
mesures seront suffisantes pour protéger nos petits
moulins agricoles qui rendent de grands services
à nos agriculteurs, mais, qui ont beaucoup de peine
à supporter la concurrence des grands moulins de
commerce. Nous pensons cependant que dans la
limite des dispositions du nouvel article constitution-
nel, le Conseil fédéral pourra tenir compte de leur
situation spéciale.

Enfin, le projet maintient le principe des mesures
à prendre pour égaliser les prix de la farine dans les

régions de montagne, ce qui répond' certainement
aux désirs de tous ceux qui cherchent à venir en aide
à ces populations dont les conditions d'existence
deviennent de plus en plus difficiles.

Couverture des dépenses imposées par l'approvi-
sionnement du pays en blé. Le point le plus délicat
du problème, qui depuis si longtemps fait l'objet
de nos préoccupations, est sans contredit son finance-
ment. Quelle que soit la solution à choisir, le compte
se présente à peu près de la même façon, et il faut
trouver les 14 à 15 millions de frais qui se répartissent
comme suit: Prime de mouture et encouragement à
la technique culturale 4,000,000 fr., magasinage de la
réserve 1,800,000 fr., prise en charge du blé du. pays
6,700,000 fr., subsides de transport en faveur des
meuniers et des régions de montagne 1,850,000 fr.,
frais d'administration 450,000 fr., soit au total
14,800,000 fr.

Sous le régime actuel du monopole, 4 millions, soit
la prime à la mouture, sont versés par la caisse fédé-
rale et le solde par l'administration des blés qui les
fait supporter par le prix de revente de sa marchandise
aux meuniers, ce qui revient à dire que la répercussion
de cette opération sur le prix de la farine et du pain
reporte cette différence sur les consommateurs de
ce dernier. Cependant, cette charge est largement
atténuée par les bénéfices que réalise l'administra-
tion sur ses achats.

Mais la suppression du monopole n'aura pas pour
effet une diminution des frais dont nous venons de
vous présenter le tableau et le retour au commerce
libre des blés étrangers enlèvera à la Confédération
la possibilité de prélever sur ceux-ci la dîme néces-
saire à la couverture des dépenses. C'est pourquoi,
dans toutes les études de solutions sans monopole,
on s'est toujours achoppé à cette formidable difficulté.
Ce n'est pas que l'on n'ait rien trouvé pour y parer;
de nombreuses combinaisons ont été envisagées
et étudiées. Deux d'entre elles retinrent spécialement
l'attention du. Conseil fédéral et de la grande commis-
sion consultative. La première, déjà proposée en
1924 par l'Union suisse des paysans, consistait en
un'droit d'entrée supplémentaire sur les blés étrangers;
la seconde, proposée par les meuniers et acceptée
par la conférence du blé, introduisait une taxe sur
la farine sortant des moulins. Mais l'une et l'autre
de ces solutions soulevaient de graves objections;
leur caractère nettement douanier ou fiscal eût. été
un obstacle infranchissable pour leur acceptation par
le peuple. D'autre part, dans les deux cas, les consom-
mateurs de pain demeuraient seuls à supporter les
frais de l'opération.

Le projet 'du Conseil fédéral nous apporte une
formule toute nouvelle et qui a trouvé d'emblée
le meilleur accueil. Elle consiste, comme vous le
savez, à faire supporter les charges de l'approvisionne-
ment du pays en pain et de la protection des céréales
indigènes, non plus par les consommateurs de pain,
mais par l'ensemble des marchandises qui franchissent
notre frontière et ceci par un relèvement de la finance
de statistique fixée actuellement au taux uniforme
de 2 cts. par 100 kg.

La solution proposée, nul ne l'ignore, par M. le
conseiller fédéral Musy, est ingénieuse, élégante et
pratique; on l'a comparée à l'œuf de Christophe
Colomb et il. est fort regrettable que M. Musy l'ait
laissé couché si longtemps, car s'il l'eût,tenu debout
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deux ans plutôt, nous eussions évité bien des discus-
sions ainsi que la lutte pénible qui nous a divisés en
1926. Mais n'épiloguons pas et examinons de plus
près les répercussions de la nouvelle formule.'Nous
croyons, comme le Conseil fédéral, que le système
actuel de répartition des charges dont nous venons
de parler présente quelque injustice en ce sens que les
consommateurs de pain le sont en proportion inverse
de leurs moyens d'existence, puisqu'il est avéré que
le pain est un des aliments essentiels des familles
nombreuses et de condition modeste, tandis qu'il
ne représente qu'une faible proportion des frais
d'alimentation des consommateurs de situation aisée.

Dans son rapport, le Conseil fédéral relève que
garantir l'approvisionnement du pays en pain et
protéger la culture des céréales indigènes est une
nécessité d'ordre national; nous sommes aussi de
cet avis et nous croyons comme lui que les 9 ou
10 millions que nous coûtera la nouvelle politique
du blé constituent une sorte d'impôt, qui doit toucher
tous les citoyens et chacun suivant ses moyens.
Et l'on est certainement beaucoup plus près de ce
résultat par le moyen proposé, qui, au lieu de faire
supporter ces 10 millions de francs par les céréales
panifiables seulement, les répartit sur les 120 mil-
lions de quintaux de marchandises qui franchissent
notre frontière.

L'augmentation de 2 à 10 cts. de la finance de
statistique représenterait à peu près les 10 millions
nécessaires pour le financement de la question du blé.
La première objection qui se présente et dont font
grand état nos collègues de l'extrême gauche est la
répercussion de cette nouvelle charge sur le coût
de la vie. Mais il suffit de poser quelques chiffres pour
se rendre compte que pour tout ce qui concerne les
marchandises ayant quelque importance au point
de vue de la relation entre leur prix de revient en
gros et leur revente au détail, et plus spécialement
en ce qui concerne l'alimentation et le vêtement,
Cette augmentation de quelques centimes par 100 kg
représente un pour cent de la valeur absolument
insignifiant. L'on peut bien admettre aussi que le
producteur étranger supportera une partie de cette
charge, ce qui diminuera d'autant la part du marchand
de gros dans le pays et ne lui laissera pas le prétexte
de se récupérer soit sur le détaillant, soit sur le con-
sommateur.

Le relèvement de la finance de statistique tou-
chera plus spécialement notre commerce de gros et
la grosse industrie. Ce sera spécialement le cas pour
les entreprises qui importent la plus grande partie
de la matière première nécessaire à leur fabrication
et qui ensuite exportent leurs produits manufacturés,
qui seront ainsi frappés deux fois.

Mais la situation actuelle de nos industries natio-
nales lui permet de faire ce sacrifice et leurs représen-
tants ont déclaré sans hésitation accepter cette charge.
C'est un peu la rançon de leur obstination du début
contre la protection de l'agriculture et contre le prin-
cipe du monopole. Nous sommes du reste certains
d'être les interprètes de leurs anciens adversaires
bourgeois en leur disant aujourd'hui que nous leur
sommes très reconnaissants de ce geste généreux
et de leur compréhension actuelle des revendications
agricoles.

On pouvait aussi se demander s'il était équitable
de majorer la finance de statistique d'une manière

uniforme pour toutes les marchandises quelle que soit
la relation entre la valeur et leur poids, ce qui est le
cas actuellement. Si ce système ne présente pas d'in-
convénient, étant donné la minimité de la finance,
par contre, il eût été fort discutable avec l'application
du montant envisagé. Le Conseil fédéral s'en est bien
rendu compte et la modification de l'art. 14 de la loi
fédérale sur le tarif des douanes suisses, qu'il soumet
aux Chambres fédérales en même temps que l'article
constitutionnel 23bis, prévoit précisément un barème
tenant compte des objections que nous venons de
formuler.

Il ne nous appartient pas de nous prononcer sur ce
point spécial qui a été soumis à l'examen de la com-
mission des douanes.

La solution proposée est en même temps simple
et pratique; elle a l'avantage de ne nécessiter aucun
frais supplémentaire de perception et aucun contrôle
spécial.

Nous avons ainsi terminé l'examen des dispositions
générales du projet; mais avant de vous présenter
nos conclusions, il nous paraît cependant nécessaire
de justifier l'attitude de ceux qui, aujourd'hui,
acceptent la solution hors monopole après avoir
défendu de toutes leurs forces le projet rejeté par le
peuple le 5 décembre 1926. D'autre part, nous ne
pouvons laisser passer sans discussion certains pas-
sages du rapport du Conseil fédéral tendant à dé-
montrer que son nouveau projet est nettement supé-
rieur à celui que nous avons défendu.

Et nous nous faisons en cela l'écho de l'Union
suisse des paysans qui, dans une lettre adressée
aux Commissions des Chambres fédérales, relevait
avec regret le fait que le Conseil fédéral soulevait
à nouveau la question de savoir laquelle des deux
solutions (avec ou sans monopole) était la meilleure.
Nous ne voulons pas ergoter sur ce point; notre
conviction ne s'est pas modifiée, mais nous n'oublions
pas que nous sommes en présence d'un fait nouveau
et d'une importance capitale: la décision du peuple
souverain.

Au reste, la plupart des partisans du monopole,
et plus particulièrement les paysans, ne s'étaient ral-
liés à cette solution que parce qu'aucune de celles
qui leur étaient présentées ne remplissaient les con-
ditions qu'ils étaient en droit d'exiger.

La preuve en est dans le premier projet de l'Union
suisse des paysans, qui proposait la suppression du
monopole et le financement du problème du blé par
un droit d'entrée supplémentaire sur le blé étranger.
Ce n'est donc pas au monopole comme tel que nous
nous attachons, bien au contraire.

Mais malgré l'accueil chaleureux qui a été réservé
à la trouvaille de M. le conseiller fédéral Musy, qui
donne aux adversaires du monopole des arguments
nouveaux et combien plus solides à leur thèse, malgré
tout le plaisir que nous éprouvons nous-mêmes à nous
rallier à une solution quf satisfait pleinement aux
desiderata de l'agriculture, tout en nous détachant
de conceptions étatistes qui nous pesaient quelque
peu, nous avons cependant le devoir de relever ici
que le système qui nous est proposé est loin d'être
exempt des critiques si abondamment formulées
par nos adversaires en 1926. Si le projet d'alors était
accusé de développement du fonctionnarisme, s'il
soulevait des difficultés de contrôle, s'il portait
quelque atteinte à la liberté du commerce, si son
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caractère monopolard en faisait une bête noire pour
les adversaires du principe, si son financement com-
portait un sacrifice pour la caisse fédérale, et enfin
s'il devait, soi-disant, entraver la baisse du prix du
pain, reconnaissons que le projet d'aujourd'hui est un
frère jumeau difficilement reconnaissable, si ce n'est
par son nom.

Le nombre actuel des fonctionnaires ne pourra pas
être diminué puisque l'on devra instituer divers con-
trôles, soit sur les importations de blé, soit sur les
moulins.

Nous avons vu que les contrôles ayant pour but
d'empêcher la fraude et les substitutions ne seront
pas moins compliqués que ceux existants.

Si la liberté du commerce est rendue aux impor-
tateurs, par contre, les meuniers sont soumis à l'obli-
gation d'acheter le blé du pays et celui des réserves.

Le principe lui-même du monopole n'est pas
définitivement éliminé, puisqu'il est maintenu, excep-
tionnellement il est vrai, pour l'importation de la
farine étrangère.

Le financement de l'opération ne comportera-t-il
pas lui aussi un sacrifice de la caisse fédérale?

Et ne peut-on pas admettre que la nouvelle res-
source apportée par le relèvement de la finance de
statistique eût pu tout aussi bien être affectée au
budget et servir à d'autres buts dont l'économie
générale du pays eût largement profité ?

Et, enfin, nous ne sommes pas si optimistes que le
rapport du Conseil fédéral quant à l'influence du
systèmevnouveau sur le prix du pain.

Nous craignons, au contraire, que les bénéfices
à réaliser par les marchands de blé (bénéfices que le
rapport ne fait qu'effleurer et qu'il estime si modeste-
ment) auront tôt fait de faire disparaître les avantages
escomptés par le projet au profit des consommateurs.
Quant aux possibilités de constitution de trusts
d'importateurs destinés à commander le marché in-
térieur et à peser sur les prix, les assurances données
à la commission par M. le conseiller fédéral Musy
ne nous ont pas complètement convaincus.

Mais, sans partager son optimisme débordant,
sans faire état d'un enthousiasme que l'on ne saurait
nous demander, nous croyons qu'après le vote du
5 décembre 1926, nous avons autre chose à faire qu'à
nous lamenter sur le sort du système que nous avons
défendu; le problème du blé doit être résolu dans le
plus bref délai dans le sens nettement indiqué par
le peuple.

Sous les réserves formulées plus haut, le contre-
projet du Conseil fédéral nous donne satisfaction et,
si nous estimions ne pouvoir nous dispenser de for-
muler les quelques objections dictées par notre
conviction, nous nous sentons maintenant plus à
l'aise pour vous inviter, au nom de là majorité de la
commission, à voter l'entrée en matière, à rejeter
la demande d'initiative et à adopter le contre-projet
du Conseil fédéral avec les quelques modifications
de détail que nous avons l'honneur de vous présenter.

M. Graber, rapporteur de la minorité: M. Fazan,
au commencement de son discours, a souligné l'im-
portance de la culture indigène du blé, puis il a rap-
pelé qu'au début tout le monde ne se ralliait pas à la
nécessité d'encourager cette culture.

Il ne saurait cependant nous adresser pareil re-
proche, puisque, dès le début, nous avons été parti-
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san des mesures à prendre pour encourager la culture
indigène, pour entretenir des réserves de blé, et que
nous avons soutenu notre idée, surtout sous la forme
du monopole.

Aujourd'hui, ce problème est remis en discussion.
On le place à nouveau devant nous, de la façon
suivante. On nous dit: En 1925, le peuple a rejeté
le monopole et puisqu'il l'a repoussé, il faut mainte-
nant, pour respecter cette volonté populaire, recher-
cher une solution sans monopole.

C'est là le gros argument, celui que je voudrais
examiner aussi brièvement que possible.

En réalité, que s'est-il passé en 1925? A une très
petite majorité, 5000 voix environ, seulement, le
peuple a, en effet, repoussé le projet qui lui était
soumis.

Je ne veux pas, en ce moment-ci, m'arrêter aux
interventions fort étrangères au monopole, aux-
quelles on a recouru, en cette circonstance, pour faire
échouer ce projet. Je voudrais cependant dire à ceux
qui, aujourd'hui, se montrent si respectueux de la
volonté populaire, qu'en recourant aux moyens
qu'ils ont mis en œuvre .à cette époque, pour obtenir
la faible majorité qu'ils ont eue* ils se sont montrés
bien peu soucieux de cette même volonté populaire.
Les procédés auxquels ils ont recouru étaient vexa-
toires à l'égard de la volonté du peuple. Pour passion-
ner le débat, on n'a pas hésité à y mêler des choses
qui étaient complètement étrangères à la question.
Mais, je passe là-dessus.

En somme, devant quelle décision à prendre le
peuple s'est-il trouvé? D'une part, nous lui proposions
le monopole. D'autre part, les adversaires du mono-
pole disaient: Nous repoussons les interventions de
l'Etat. Nous en avons assez de ces interventions;
nous vous présentons une initiative qui laisse de côté
les interventions de l'Etat, qui s'en affranchit presque
complètement.

Mais, au fond, nous nous demandons si le peuple
a repoussé le mécanisme même du monopole, ou
seulement le mot de « monopole », ou si, au contraire,
entraîné par cette vague, il n'a pas repoussé essen-
tiellement l'intervention de l'Etat dans cette affaire.

Et alors, pour respecter cette volonté populaire,
suffit-il, dorénavant, d'apporter un projet laissant de
côté le vocable « monopole », mais dans lequel les
interventions même de l'Etat sont infiniment plus
considérables et plus nombreuses, plus désagréables
et plus dangereuses qu'elles ne l'étaient avec le projet
du monopole ? C'est cela qu'il nous faut examiner pour
savoir — puisque vous voulez avant tout respecter
la volonté du peuple — d e quelle façon on peut y
réussir le mieux.

Or, je dis que le peuple tout d'abord s'est laissé
tromper par l'initiative qui avait été lancée. Et je
dénonce ici cette manœuvre, que j'appelle déloyale,
qui permet à un comité de lancer, à la veille d'une
consultation populaire, un projet d'initiative fédérale,
projet sur lequel on fait grand bruit, avec lequel on
ameute l'opinion, projet qui a la prétention de démon-
trer au peuple qu'il est possible d'encourager la
culture indigène sans recourir au monopole, mais
un projet qui est tel que, le lendemain même de la
consultation populaire, on est forcé de convenir
qu'il ne vaut rien! Dès que les commissions fédérales
s'occupèrent de ce projet, dès que la commission
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d'experts s'en empara, plus personne n'osa le dé-
fendre.

Nous avons assisté à cette fameuse séance de
ce qu'on a appelé le « Parlement du blé », où les auteurs
eux-mêmes de l'initiative ont déclaré qu'évidemment,
ils abandonnaient un projet insoutenable. C'était
un peu tard de s'en apercevoir. (Rires.) Mais, en
attendant, on avait ameuté l'opinion publique; on
avait laissé croire à ceux qui sont trop crédules qu'on
pouvait, en effet, défendre la culture indigène sans
recourir au monopole. On dut donc convenir que ce
projet était impossible, inapplicable, qu'il ne répon-
dait pas à son but. On le laisse tomber.

Et alors, on s'acharne à trouver une solution sans
monopole. Ah, Messieurs, si on pouvait retracer
l'historique de ces recherches et de ces efforts, ce
serait fort intéressant. On montrerait à quelles
difficultés extrêmes on s'est heurté, qu'on n'avait
pas voulu soupçonner précédemment, à tel point
que le problème parut même insoluble. La presse s'en
est emparée et fréquemment on annonça qu'enfin
une solution avait été découverte. Ce qui prouve
que cette solution était bien difficile à atteindre, c'est
que lorsqu'on essayait d'en envisager une ou qu'on
s'imaginait l'avoir trouvée, on l'annonçait triomphale-
ment dans le pays.

La commission d'experts ayant examiné le projet
s'est ralliée plus ou moins aux propositions des
meuniers. Et on arrive, après bien des difficultés,
au projet qu'on vous présente aujourd'hui.

Examinons maintenant si ce projet permettait
de laisser de côté ou de diminuer l'intervention de
l'Etat, si ce projet, dans son esprit, correspond bien
à cette volonté populaire, qu'on nous oppose lorsque
nous prétendons encore que le monopole est la meil-
leure solution. Nous avons entendu dans la commission
le représentant de l'agriculture nous dire qu'à l'heure
actuelle le monopole était bien la solution idéale, la
solution la plus efficace, la plus heureuse. Ce matin
encore, un des rapporteurs qui a soutenu ce nouveau
projet, un peu comme la corde soutient le pendu, sans
très.grand enthousiasme, —je dirai même sans grande
confiance —, qui a mis de la bonne volonté pour
arriver à soutenir le projet qui est présenté, a laissé
entendre, lui aussi, que le monopole était la meilleure
solution. Pour y échapper, on nous présente mainte-
nant un projet extrêmement compliqué. Tout d'abord,
derrière ce projet qui écarte le monopole de l'Etat,
il y a en réalité un monopole accordé à une corpora-
tion, celle des meuniers, qui est aussi.respectable que
toute autre, mais qui sera la première en Suisse à
bénéficier d'un tel monopole. Je ne sache pas que
demain on songe à accorder à d'autres grossistes un
pareil monopole. Ils en auraient pourtant aussi bien
le droit que les meuniers. Je ne sais pas si un jour on
accordera à certains grossistes de l'horlogerie le mono-
pole du commerce horloger. Je ne sais pas où nous
'irions si nous multipliions ces exemples de corpora-
tions particulières, privées, auxquelles on accorderait
un monopole privé, alors que dans notre économie
mondiale, dans notre économie européenne et notre
économie suisse aussi, les monopoles privés ont une
telle tendance à s'affirmer et à dominer l'économie
nationale. Il est étrange que ce soit l'Etat et les ad-
versaires des monopoles qui proposent d'accorder, de
par la grâce de l'Etat, un monopole à une corporation
spéciale. C'est déjà une faiblesse extrême. Qn échappe

au monopole d'Etat et l'on tombe dans le monopole
privé. Je ne vois pas que le monopole privé soit pour
le consommateur une sauvegarde plus grande que le
monopole d'Etat.

En outre, pour que ce monopole privé puisse fonc-
tionner, il faut l'intervention de l'Etat. La Confédé-
ration commence par obliger lès meuniers à emmaga-
siner du blé: première intervention. Elle fixera com-
bien chaque meunier devra emmagasiner de blé, en
proportion de la farine panif iable qu'il livrera annuelle-
ment. Il s'agira d'établir un premier contrôle, d'établir
par des chiffres combien les meuniers devront prendre
de blé. Et ils seront obligés de prendre cette quantité
de blé: intervention de l'Etat! Puis, comme les ré-
serves doivent subir des modifications, des change-
ments pour se renouveler, les meuniers seront obligés
d'acheter ces réserves: intervention de l'Etat à des
conditions qui seront fixées! Ils devront ensuite
acheter le blé indigène. La Confédération, elle, qui
encourage la culture et qui veut accorder une aide à
cette culture, achète les blés. Par conséquent, la
Confédération reste commerçante en blé. Et précisé-
ment, on ne voulait pas cela. On trouvait qu'en pro-
cédant ainsi, l'Etat faisait une concurrence désas-
treuse au commerce des grossistes. La Confédération
achète le blé indigène à des prix permettant d'en-
courager la culture, par conséquent à des prix plus
élevés que ceux du- marché mondial. Elle oblige les
meuniers à acheter ce blé. Voyez tout le contrôle
qu'il faudra exercer. Avec le régime du monopole, le
contrôle se réduit à sa plus simple expression. Comme
la Confédération importait tout le blé, on ne pouvait
pas faire de fraude. Je ne veux pas 'accuser les meu-
niers d'être des commerçants moins scrupuleux que
les autres, nullement. Dans la dernière commission,
j'ai demandé à un de nos collègues — il n'est pas
socialiste, bien le contraire, — ce qu'il pensait, lui,
des affaires en général, de l'honnêteté générale du
commerce. Il a haussé les épaules. On sait bien ce
que vaut l'honnêteté commerciale générale. Le com-
merçant d'aujourd'hui, même s'il est un honnête
homme en particulier, est entraîné dans le régime du
commerce à profiter chaque fois qu'il le peut. C'est
l'abc du commerce. Un homme qui ne profiterait pas
d'une affaire lorsqu'il le peut ne serait pas un commer-
çant. On ne peut pas être philanthrope quand on fait
du commerce. Dans le commerce, je ne connais pas de
philanthrope et vous non plus d'ailleurs. On ne peut
l'être. On peut évidemment spéculer pendant cer-
taines années, se faire une grosse fortune sur le dos
des consommateurs et ensuite redonner quelques
miettes de sa fortune sous forme de philanthropie.
Au contraire, dans le commerce, il y a la recherche
passionnée du profit. Le scrupule n'intervient pas.
Lorsque le meunier pourra tirer un profit d'une façon
ou d'une autre, il le fera. La prime à la mouture peut
lui fournir une occasion. Il peut acheter du blé étranger
et le vendre comme blé indigène. Qui va contrôler
ces opérations ? Pour un contrôle efficace, une inter-
vention de l'Etat beaucoup plus grande que celle que
le monopole prévoyait et surtout beaucoup plus
désagréable sera nécessaire. Cette fois-ci, ce sera
l'agent fédéral qui exercera un contrôle. D'un côté,
je ne vois pas d'inconvient à ce que l'agent fédéral
fasse un contrôle dans les entreprises privées. Ce sera
un début. On ira après dans les fabriques de chocolat,
dans les commerces de vin, etc. J'insiste sur le fait
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que les contrôles seront plus lourds, plus pesants, plus
vexatoires qu'avec le monopole.

La Confédération prend des mesures pour mainte-
nir la meunerie nationale. Terme assez vague! On ne
sait pas trop ce que cela veut dire en réalité. Est-ce
que la « meunerie nationale » comprend tous les
moulins aujourd'hui existants ou bien la meunerie
indigène, du point de vue de la concurrence de la
meunerie étrangère! Si c'est cela, nous pouvons l'ad-
mettre. Si, au contraire, on veut parler des meuneries
existantes actuellement, nous ne sommes plus d'accord,
car dans 10 ou 20 ans, cet état des meuneries sera
périmé. Nous irions donc en contre-sens de l'histoire.
Nous allons maintenir d'une façon artificielle toute
une meunerie qui sera très en retard, à l'égard de ce
que la technique pourra nous apporter. Et puis, on
a omis une chose essentielle, c'est que tout ce projet,
en venant difficultueusement à l'appui des cultiva-
teurs de blé, néglige complètement le consommateur,
parce qu'on ne peut pas encourager la culture eu blé,
verser dix, douze, ou quatorze millions pour cette
culture, on ne peut pas prélever ensuite des primes
sur le blé, des taxes douanières, sans que le consomma-
teur en souffre. On a vu que le côté difficile était
celui-ci: une meilleure garantie des intérêts du con-
sommateur. C'est, il est vrai, un avantage d'intro-
duire dans la constitution un principe paraissant
nouveau, mais qui devait être ancien, selon lequel la
Confédération a le droit de protéger le consommateur;
peut-être que certains articles, visant les taxes doua-
nières, auraient du être interprétés de cette façon.
Mais, au contraire, on a chargé le consommateur et
étendu les taxes douanières sur les matières alimen-
taires contrairement à l'esprit de la constitution.

Enfin, encore une fois, on nous déclarait qu'on
introduirait le principe de la protection du consomma-
teur. Au premier abord, on le faisait d'une façon si
vague que nous avions fait une proposition demandant
que l'on précisât, et nous y reviendrons lorsque nous
examinerons cet alinéa. Le Conseil fédéral lui-même
finit par comprendre la nécessité, et les membres de
la commission l'ont compris aussi, de préciser de quelle
façon on pourrait défendre le consommateur.

Le Conseil fédéral est arrivé avec une nouvelle
proposition et il nous dit que la Confédération, pour
sauvegarder les intérêts du consommateur, aura le
droit de surveiller le commerce des céréales pani-
fiables, des farines de la boulangerie. Eh bien, c'est
une nouvelle intervention de l'Etat, beaucoup plus
grave que toutes les autres, et je ne sais pas si vous
mesurez toutes les conséquences de cette solution:
L'Etat aura le droit de surveiller le commerce du blé
et celui du pain, c'est à dire qu'il surveillera ce qui
se passe dans les contrats d'achat du blé, puisque la
Confédération lui donne ce droit; il surveillera ce qui
se passe dans les contrats entre les meuniers et ceux
qui achètent les farines, les opérations des boulangers
et la façon dont les prix de vente du pain sont réglés.

Cette surveillance, comment voulez-vous qu'elle
s'exerce? Lorsqu'on a prévu que ce contrôle serait
plus difficile que le jeu du monopole, on a répondu:
« Nous avons des agents sous la main, les douaniers,
qui feront cette opération et contrôleront tout. »

Sont-ce les douaniers qui vont contrôler les prix
de vente, les contrats /le vente des meuniers? Sont-ce
les douaniers qui vont contrôler le prix de revient de
fabrication du pain et le prix de vente de localité à

localité? Examiner quand ils seront surfaits et quand
la surveillance de la Confédération nécessitera une
intervention? Nous aurons des douaniers dans tous
les villages et toutes les cités du pays; le pays sera
couvert de ces agents et je vois l'importance de cette
armée des douanes, répandue sur tout le pays, pour
exercer la surveillance que la constitution prévoit et
que le Conseil fédéral propose. Voyez jusqu'où va
s'étendre cette intervention de l'Etat: Ensuite, la
Confédération règle l'importation de la farine pani-
fiable, ce qui veut dire qu'elle pourra, le cas échéant,
abaisser la taxe douanière sur les farines panifiables
pour faire concurrence à d'autres farines dans le pays,
pour chercher à lutter contre les abus des meuniers
eux-mêmes et empêcher que des trusts ne viennent
faire la loi à l'intérieur. On permettrait ainsi d'intro-
duire des farines avec des taxes douanières abaissées
pour qu'elles puissent faire concurrence aux meuniers.
Je ne vois pas ce que deviendraient les blés du pays
dans ce cas; mais enfin, je reconnais et je souligne le
droit que la Confédération aurait dans ce domaine.
Elle peut encore établir le monopole de l'importation
de la farine. Nous avions la solution du monopole et
nous y rentrons par le monopole privé; car on y ajoute
un monopole d'Etat quand même. Après tous vos
efforts, toutes vos tentatives, toutes vos recherches,
avec tout ce que vous avez mis en œuvre pour arriver
à une solution sans monopole vous arrivez avec le
monopole d'importation de la farine de l'Etat, en plus
du monopole privé accordé aux meuniers.

Puis enfin, la Confédération accorde des facilités
aux meuniers pour réduire leurs frais de transport.

Le produit des droits statistiques sera chargé de
couvrir les dépenses. Je m'arrête sur ce point.

Non seulement, on a eu de la peine à trouver une
solution, et l'on n'a pas trouvé une solution qui
défende sérieusement le consommateur, mais on a eu
quelques difficultés à trouver de l'argent, car il en
fallait pour encourager l'agriculture.

Où prendre cet argent? Les paysans disaient, au
premier abord, une fois le monopole rejeté: «Nous
allons frapper l'importation des blés et mettre des
taxes douanières élevées pour trouver l'argent néces-
saire. » Mais ils ont compris que le consommateur
serait frappé trop directement et que la solution
n'était pas solide. Il s'est trouvé quelqu'un pour
résoudre ce problème d'une façon, dit-on, habile.
C'est la qualité essentielle de la politique fédérale:
c'est d'être habile. Il faut bien arracher une dent au
peuple, mais sans douleur. C'est là l'essentiel. Il y a
longtemps que dans nos communes, nos cantons, et
dans la Confédération, on connaît le procédé. Au lieu
de faire une opération franche, on cherche une solu-
tion qui n'embarrasse pas; au lieu de prendre 10, 12,
14 millions, à la frontière sur les blés, eh bien, on les
prendra sur les blés, sur les sucres, sur les chocolats,
sur les souliers, sur les vêtements, sur les matières
nécessaires à l'industrie! on les prendra un peu par-
tout, sans trop nettement laisser percer l'intervention
brutale de l'Etat, et nulle part on ne s'en apercevra!

Mais, j'en reviens au négoce. Est-ce que quel-
qu'un aurait la naïveté, est-ce que M. le chef du
Département fédéral des finances aurait la naïveté
(Une voix: Oh! il ne l'aura pas certainement, lui!) de
croire qu'on va, aux frontières, prélever 10, 12 mil-
lions et que cette intervention à la frontière n'aura
pas de répercussion sur le prix des marchandises à
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l'intérieur? Est-ce que vous vous imaginez que le
négociant va dire : « Je paie des droits d'entrée un peu
plus élevés qu'auparavant sur les chaussures, sur les
draps, le linge, etc., mais c'est si peu de chose que je
veux les supporter moi-même ! » Mais, c'est contraire
à l'esprit du négociant! Le négociant recherche des
occasions, des excuses, des prétextes, et il est à l'affût
de ces prétextes pour augmenter le prix de sa mar-
chandise et si on lui offre un petit prétexte, il en
tirera de grosses conclusions. M. le chef du Départe-
ment des finances, M. Musy, dira: «Ce n'est rien!»
Le négociant, lui, ne dira pas : « Je paie tant pour mille
de plus qu'auparavant, je suis forcé d'augmenter de
tant pour mille le prix de ma marchandise. » Si cette
taxe douanière est de 3 °/00) il augmentera, lui, de
3 %; et vous aurez un renchérissement, non seulement
sur le blé, mais sur toutes les marchandises, sur les
matières premières industrielles aussi. Quand tout
aura ainsi augmenté, c'est 2, 4, 6, 10 fois même cette
augmentation que le consommateur payera. On sait
bien qu'il s'y est habitué avec les 210 millions prélevés
aujourd'hui à la frontière; et vous l'avez bien habitué,
bien entraîné à payer et sans qu'il s'en rende compte.
Seulement, il faut être prudent; les meilleures choses
ont une fin. Grâce aux conjonctures industrielles et
économiques de l'étranger, nous avons pu, jusqu'à
cette heure, défendre plus ou moins bien nos industries
d'exportation. M. Fazan nous a dit: «Toutes ces
taxes, en somme, ce n'est pas nous qui les paierons ;
c'est ainsi que les taxes qui frapperont les matières
industrielles vendues à l'étranger seront payées par
l'étranger. » Souvent, on nous raconte cela; mais
M. Fazan ne vit pas dans un milieu industriel et je ne
sais pas s'il se rend compte que nos industries d'expor-
tation sont elles-mêmes sans cesse en butte à la concur-
rence étrangère et que toute élévation du prix de
revient de nos produits industriels menace nos ex-
portations et profite à la concurrence étrangère.

Je pourrais en citer un exemple extrêmement
frappant et qui est très récent. Nous assistons, à la
Chaux-de-Fonds, à une bataille qui aboutira à la
grève, parce que les patrons de la boîte or ne veulent
pas accorder des vacances payées à leurs ouvriers. Ils
disent: «Nous ne pouvons pas le faire; si nous le
faisons, nous renchérirons nos marchandises et nous
ne pourrons plus lutter contre l'étranger. »

II y a donc là un danger que nous avons déjà
accru par nos tarifs douaniers actuels. Les 210 millions
payés à la frontière pèsent sur les exportations en
soieries, broderie, horlogerie, mécanique. Nos expor-
tateurs le savent bien et c'est ce poids qu'on veut
augmenter encore. Non seulement, ce poids pèsera
sur le consommateur lui-même directement, mais sur
nos industries d'exportation. Ne vous fiez pas trop
à la chance. Jusqu'à ce jour, dans ce domaine, le
consommateur a été trop frappé. Nos industries d'ex-
portation ont des charges trop lourdes. Cela pourrait
aboutir à une crise. Evidemment, on peut sourire.
On peut dire: «Nous avons bien réussi jusqu'à au-
jourd'hui.» M. Musy lui-même peut penser: «J'ai
bien réussi avec mes 210 millions; personne ne s'en
plaint. On voudra bien accepter encore 10 millions
de plus. » II y a là une charge qui menace d'une ma-
nière générale Je consommateur. Si je me résume,
j'aboutis à ceci, c'est que le projet actuel établit une
intervention de l'Etat plus généralisée, plus complète,
plus dangereuse et plus désagréable que le projet du

monopole rejeté par le peuple. Celui-ci n'a pas re-
poussé le monopole uniquement parce que c'est le
monopole; il l'a repoussé, parce qu'il ne veut pas
l'intervention de l'Etat. (M. Berthoud: Mais non!)
Ah! c'est M. Berthoud qui interprète la volonté
du peuple ! Vous voudrez bien m'en indiquer les rai-
sons? (M. Berthoud: Aussi bien que vous, M. Graber.)
Mais, M. Berthoud, c'est moi qui ai la parole ; les
arguments avancés par la presse qui repoussait le
monopole n'étaient-ils pas tous basés sur l'interven-
tion de l'Etat? On a parlé du nombre des fonction-
naires, des gendarmes qui devaient intervenir. C'est
dans ce sens qu'on a surtout agi. M. Berthoud, qui
est grossiste, a surtout repoussé la solution avec
monopole, parce qu'il craignait qu'un frein fût mis
aux agissements des grossistes ; on craignait, peut-être,
de voir un jour les grossistes en vin attaqués égale-
ment, — il n'y a pas de risque de ce côté. Nous
pensons donc que cet argument a pesé très lourdement.
Or, on n'a fait que d'accentuer cette intervention dans
le projet actuel. Pour cette raison, nous ne pensons pas
qu'il soi,t possible de dire qu'en le soutenant, on
respecte mieux la volonté du peuple. Les intéressés
directs, les paysans eux-mêmes, finissent par déclarer
qu'ils ont infiniment plus de confiance dans le mono-
pole — et ils ont raison de le dire — que dans le projet
compliqué présenté par M. Musy. Le consommateur
lui aussi a bien plus confiance dans le monopole. En
somme, personne n'a une très grande confiance dans
le projet, si ce n'est son auteur, M. Musy. Et encore,
j'en doute.

Nous avons raison de dire: présentons au peuple
cette fameuse initiative sans monopole et nous
verrons bien si le peuple en veut. Comme le peuple la
repoussera certainement, il faudra revenir au mono-
pole. Il me paraît que c'est la conclusion logique. Nous
proposons donc de ne pas présenter de contre-projet
à cette initiative. Laissez le peuple se prononcer
clairement. S'il repousse un projet ne prévoyant pas
l'intervention de l'Etat, un projet sans monopole,
vous aurez alors à rechercher une solution et, pour
nous, la seule possible, c'est celle du monopole. Nous
aimerions donc charger le Conseil fédéral, une fois
cette initiative repoussée, de remettre au travail un
projet qui soit clair, pratique, qui défende les pro-
ducteurs, les consommateurs et qui réduise au mini-
mum l'intervention de l'Etat.

Balmer : Ich möchte vorerst dem Herrn Kom-
missionspräsidenten Herrn Dr. Meyer für seine aner-
kennenden Worte danken, die er gestern in der Ein-
leitung in bezug auf mein Projekt vom Jahr 1923 aus-
gesprochen-hat.

Wir haben im Jahre 1927 im ganzen 40,000
Waggons Auslandsgetreide importiert zu einem Ein-
standspreise von 32 Fr. 50 per 100 kg. In diesem
Einstandspreise sind die Verwaltungskosten der
Getreideverwaltung inbegriffen. Der Weizen wurde
zu einem Durchschnittspreis von 37 Fr. 50 per 100
kg verkauft; wir haben somit einen Zuschlag von
5 Fr. auf 100 kg Auslandgetreide und dieser Zuschlag
ergibt auf das ganze importierte Quantum einen
Bruttogewinn von 20 Millionen Franken. Aus diesen
2frMillionen Franken wurden ausgegeben : 9 Millionen
Franken für Zoll- und Auslandfrachten auf dem Aus-
landgetreide, der Ueberpreis auf dem Inlandgetreide
im Betrage von 4,857,000 Fr., 2,280,000 Fr. für Lager-
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und Unterhaltskosten der Getreidereserven und
167,000 Fr. für die Durchführung der Mahlprämie.
Die Mahlprämie selbst ist in den letzten beiden Jahren
aus der Bundeskasse bezahlt worden. Dazu kommen
151,000 Fr. Beiträge an die Transportkosten von Mehl
in die Gebirgsgegenden, die Reduktion des Inventar-
wertes unserer Getreidebestände auf 31. Dezember
1927 mit 3% Millionen Franken, insgesamt 20 Mil-
lionen Franken. Wenn von diesen 20 Millionen Fran-
ken der Zoll und die Auslandfrachten in Abzug ge-
bracht werden, so bleiben noch 11 Millionen Franken.
Dazu kommen eine halbe Million Franken Verwal-
tungskosten und 4 Millionen Franken für die Mahl-
prämie, zusammen 15% Millionen Franken. Das
Getreidemonopol im letzten Jahre hat uns somit
15% Millionen Franken gekostet, wovon 4 Millionen
Franken zulasten der Bundeskasse und 11% Millionen
Franken zulasten unserer Brotkonsumenten gingen.

Die neue Verordnung bringt uns eine billigere
und bessere Lösung, Der Zuschlag von 5 Fr. per 100 kg
fällt in Zukunft weg und das Brot wird um 5 Fr. per
100 kg Auslandgetreide billiger werden. Die Kosten
für den Ueberpreis auf dem Inlandgetreide, die Lage-
rung usw. werden nach der neuen Ordnung durch
die Erhöhung der statistischen Gebühren bestritten.
Die Erhöhung der statistischen Gebühr von 2 auf 5
bzw. 10 Rp. pro 100 kg Auslandgetreide ist durchaus
erträglich und belastet niemand schwer. Wir be-
ziehen an statistischer Gebühr 4 Rp. statt 2 Rp. auf
dem Kilozentner Kohle, 10 Rp. statt 2 Rp. auf einem
Kilozentner Mehl im Wert von 30 bis 40 Fr., 10 Rp.
statt 2 Rp. auf einem Hektoliter Wein im Wert von
150 bis 200 Fr., 10 Rp. auf einem Kilozentner Kaffee
im Werte von 300 bis 600 Fr. Die Erhöhung der
statistischen Gebühr drückt niemand und belastet
wenigstens nicht die Brotkonsumenten.

Die neue Ordnung ist kein Monopol, wie Herr
Graber soeben ausgeführt hat. Nicht der Bund, son-
dern die freie Konkurrenz führt das Getreide ein;
nicht der Bund, sondern die-freie Konkurrenz macht
in Zukunft den Brotpreis. Ein Monopol dagegen ist
das, was Herr Graber mit seiner Motion anstrebt,
die er soeben eingereicht hat: Der Bundesrat wird
beauftragt, einen neuen Entwurf einzubringen, durch
welchen dem Bund das ausschließliche Einfuhrrecht
für Brotgetreide und seine Mahlprodukte übertragen
wird.

« Was lange währt, wird endlich gut », dieses alte
Wort hat wohl auch für unsere neue Getreideordnung
Geltung. Die neue Lösung darf als überaus glück-
lich bezeichnet werden und wir schulden dem Bundes-
rat und allen Organen, die mitgeholfen haben, diese
Lösung zu finden, besonders Herrn Oberzolldirektor
Gaßmann, unseren Dank. Wer es einigermaßen
aufrichtig und gut mit unserer Landwirtschaft meint,
wird dieser Lösung zustimmen müssen. Ich bin über-
zeugt, daß endlich der Boden gefunden ist, auf wel-
chem sich Freunde und Gegner des Monopols wieder
zusammenfinden können, und ich habe die beste
Hoffnung, daß auch schließlich Herr Graber und seine
Parteifreunde dieser Lösung zustimmen werden.
Denn was nützt uns der Staatssozialismus, wenn er
dem Arbeiter und dem Volke teures Brot bringt?

Ich stehe auf dem Boden der neuen Lösung und
stimme ihr zu,

Meili : Gestatten Sie mir, mit einigen Worten die
Stellung der Landwirtschaft zu der vorliegenden Frage
zu skizzieren. Wir sind am 6. Dezember 1926 aus
Ueberzeugung bei den Monopolfreunden gestanden.
Es ist dabei kaum nötig zu sagen, daß wir das nicht
um des Monopols willen getan haben, sondern weil
wir im Getreideeinfuhrmonopol die einfachste, bil-
ligste und sicherste Lösung der Getreidefrage erblickt
haben. Dieser Ansicht sind wir zwar auch heute noch,
und die Verhandlungen in der Kommission und die
übrigen seitherigen Verhandlungen vermochten uns
nicht davon abzubringen. Aber das Monopol ist
nun verworfen; zwar mit kleinem Mehr, aber es ist
verworfen und nach unseren demokratischen Grund-
sätzen haben wir daher die Pflicht, dem Volke einen
ändern Weg zu weisen. Man hat es ja auch schon
anders gehalten und das Gleiche oder annähernd das
Gleiche zweimal gebracht, ein Vorgang, der aber offen-
bar nicht das Normale ist. Und wenn man einen ändern
Weg findet, so soll man ihn gehen.

Weil es wirklich rein sachliche Gründe waren, die
uns im Dezember 1926 zu den Monopolfreunden
gesellten, weil es uns nicht, wie den Sozialdemo-
kraten, um das Monopol zu tun war, sondern um die
Vorteile, die mit dem Monopol verbunden sind, so
können wir uns auch jeder ändern Lösung anschließen
und uns mit ihr sogar befreunden, wenn sie dieselben
Vorteile bringt, durchführbar ist, den Zweck erfüllt
und, entschuldigen Sie den Egoismus, den Ansprüchen
der Landwirtschaft gerecht wird. Nach unserer Auf-
fassung trifft das für die vorliegende Vorlage zu,
nicht bei der Initiative natürlich, von der möchte
ich kein Wort sprechen, sie ist ja auch von ihren
Vätern verlassen worden und wir sind ihnen dankbar
dafür. Die Vorlage, wie sie nun von der Kommission
redigiert ist, bringt in der Tat ungefähr das, was von
einem Verfassungsaitikel zur Sicherung der Brot-
versorgung des Landes verlangt werden muß. Dieser
Verfassungsartikel gestattet die Anlage von Vorräten,
durch den Bund einerseits, durch die Müller, den Han-
del anderseits, usw. Wir sind da nicht einmal an die
zwei bis drei Monate gebunden, von denen man bisher,
gesprochen hat. Je nach den Verhältnissen kann man
für kürzere oder längere Zeit Vorräte anhäufen.
Der Verfassungsartikel postuliert sodann die För-
derung des inländischen Getreidebaues, aus der rich-
tigen Erkenntnis heraus, daß das, was wir im Lande
selber haben, uns am nächsten liegt, daß der Spatz
in der Hand besser ist, als die Taube auf dem Dache.
Als wertvolle Ergänzung dieser Förderung des in-
ländischen Getreidebaues betrachten wir das, was
die Kommission, im Einverständnis mit dem Bundes-
rat, in ihren Verhandlungen zugefügt hat, die Unter-
stützung der Saatzucht und die Beschaffung vor-
züglichen Saatgutes. In dieser Beziehung haben wir
schöne Anfänge, wir haben eine große Zahl vorzüg-
licher Getreidesorten, wir haben im Flachland Saat-
zuchtgenossenschaften, wir haben die Feldbesichti-
gung und die Kontrolle durch die Versuchsanstalten
usw. Der Artikel sieht ferner die Förderung der
Selbstversorgung vor. Das Bauernbrot soll nicht
aussterben, sondern im Gegenteil wieder allgemeiner
werden; es ist das beste und billigste Brot und hat
eine gewisse nationale Bedeutung. Bei der Förderung
der Selbstversorgung sollen die Gebirgsgegenden be-
sonders berücksichtigt werden, weil dort auch be-
sondere Schwierigkeiten zu überwinden sind und für
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sie der Getreidebau zufolge ihrer Lage eine besondere
Bedeutung hat. Für sie ist deshalb ein höherer Preis
und eine höhere Mahlprämie vorgesehen. Zwar nennt
der Verfassungsartikel selber weder den Ueberpreis
noch die Mahlprämie, doch ist man grundsätzlich
darüber einig ; auch über die Ansätze 'bestehen keine
Meinungsdifferenzen. Man will mindestens auf das
bisherige Maß gehen, 8 Fr. 50 Ueberpreis und 5 Fr.
Mahlprämie, mit Zuschlägen für die Gebirgsgegenden.

Der Verfassungsartikel garantiert im weiteren die
Abnahmepflicht des Bundes einerseits und die Ueber-
wälzung an die Müller anderseits. In dieser Ueber-
nahmepflicht des Bundes liegt natürlich weitaus das
wirksamste Mittel zur Förderung des Getreidebaues;
ein gesicherter Absatz zu ordentlichen Preisen, eine
unparteiische Beurteilung, der Bund als Mittelsmann
zwischen Bauer und Müller animieren natürlich außer-
ordentlich zur Ausdehnung der Getreideanpflanzung.
Auch die Müllerei erhält ihre Garantie; «der Bund
sorgt für die Erhaltung der inländischen Müllerei »,
heißt es ausdrücklich im Verfassungsartikel. Und
es liegt ja durchaus diese Sorge im Rahmen und
Zweck der Vorlage; denn ohne Müllerei keine ge-
sicherte Brotversorgung. Und endlich ist auch den
begreiflichen und bis zu einem gewissen Grade be-
rechtigten Befürchtungen der Konsumenten Tlech-
nung getragen worden, den Befürchtungen, es könnte
die Pfeife für sie unter Umständen etwas zu teuer
bezahlt werden. Der Bund wird speziell beauftragt,
für die Interessen der Brot- und Mehlkonsumenten zu
sorgen. Wie er das tut, das festzulegen, ist Sache des
Gesetzes. Der Verfassungsartikel gibt dem Bund
das ausdrückliche Aufsichtsrecht und es sollte gestützt
darauf nicht schwer sein, im Gesetz die nötigen Be-
stimmungen festzulegen. Dieses Aufsichtsrecht kann
nur verstanden werden als Recht zur Kontrolle, als
Recht zur Verhütung von Mißständen, als Recht
zu Verboten und zu Strafen. Es bietet dieses Auf-
sichtsrecht unserer Ansicht nach völlige Sicherheit
gegen Mißbräuche gegenüber den Konsumenten,
und deshalb erscheint uns der Antrag Reinhard in
dieser Beziehung nicht als nötig, daß dem Konsumen-
ten schädliche Abmachungen im Müller- und Bäcker-
gewerbe für ungültig erklärt werden können, d. h.
daß dem Bundesrat die Möglichkeit dazu vorbehalten
werde. Er erscheint uns insofern sogar als gefähr-
lich, weil er eine ungenügend klare Fassung be-
sitzt und weil seine Auswirkungen völlig unabgeklärt
sind.

Daß der Bundesrat zur Sicherung der Zwecke
dieser monopolfreien Vorlage und zum Schütze gegen
die Uebervorteilung der Konsumenten nicht ohne
den Vorbehalt des Mehleinfuhrmonopols auskommt,
ist vielleicht nicht gerade die stärkste Seite dieser
monopolfreien Vorlage. Wir sind aber einverstanden
damit, daß man sich beide Wege vorbehält zum
Schütze der Konsumenten gegen zu teures Mehl:
Zollerhöhung einerseits und alleiniges Einfuhrrecht
des Bundes für Mehl, anderseits die Möglichkeit
für den Bundesrat, gegebenenfalls das Mittel zu
ergreifen, das unter den dannzumaligen Verhältnissen
rasch und sicher wirkt: Das wird in der Regel die
Zollbelastung sein, vielleicht Prohibitivzölle, die
von heute auf morgen aufgestellt und geändert
werden können und somit ein sofort wirksames Mittel
sind. Es kann aber auch einmal das Mehleinfuhr-
monopol das geeignete Mittel sein.

Was die Deckungsfrage anbetrifft, so stimmen wir
der Erhöhung der statistischen Gebühr zu, und zwar
glauben wir, daß die ganze statistische Gebühr zur
Förderung des inländischen Getreidebaues bestimmt
werden sollte, und nicht nur die Erhöhung. Das muß
nach zwei Richtungen beruhigend wirken : dem Pro-
duzenten gibt es die Garantie, daß die Mittel zur
Förderung des inländischen Getreidebaues allezeit
vorhanden sind; dem Konsumenten gibt es die Be-
ruhigung, daß die statistische Gebühr, die ja eine
Belastung des allgemeinen Lebens bedeutet, nicht
später einmal ungebührlich ins Ungemessene erhöht
wird, wenn vielleicht einmal nicht genug Geld vor-
handen ist für irgend eine andere Sache, und man
denkt, es bequem aus der statistischen Gebühr heraus-
zuholen. Von diesem Standpunkt aus erscheint
es uns deshalb unbegreiflich, daß von sozialdemo-
kratischer Seite aus in der Kommission der Antrag
gestellt wurde, die statistische Gebühr nicht zu diesem
Zweck heranzuziehen, und die Mittel aus der Bundes-
kasse zu nehmen, die 10 Millionen, die wir ungefähr
nötig haben, welcher Antrag, wie ich höre, auch im
Rat eingebfacht werden soll. Es scheint uns eine
Entlastung der Konsumenten zu sein, wenn wir fest-
legen, daß man die ganze Gebühr zur Getreidever-
sorgung heranziehe, deren Erhöhung später somit
ausgeschlossen ist. Summa summarum muß man
anerkennen, daß die bundesrätliche Vorlage, wie
sie von der Kommission redigiert worden ist, ohne
große Unebenheiten den Zweck erfüllt, den1 sie hat :
Sicherung der Brotversorgung des Landes. Sie ver-
sucht es mit zwei Mitteln: Lagerung einerseits,
Förderung des Getreidebaues anderseits, von welchen
jedes für sich dazu geeignet ist. Sie dienen beide dem
gleichen Haupt- und Endzweck: Sicherung der Brot-
versorgung. ' Gestatten Sie, daß ich das wieder ein-
mal in den Vordergrund stelle: das Primäre ist die
Sicherung der Brotversorgung des Landes und das
Sekundäre ist die Förderung des Getreidebaues;
Sicherung der Brotversorgung ist der Zweck, Förde-
rung des Getreidebaues das Mittel zum Zweck. Dabei
wollen wir durchaus anerkennen, daß mit dieser Förde-
rung des Getreidebaues eine Sicherung eines großen
Teils der Landwirtschaft verbunden ist: 100,000
Bauernbetrieben wird dadurch die Existenz gesichert
und zum Teil auch erst ermöglicht.

Auf Grund all dieser Erwägungen, die ich nur
ganz kurz habe streifen können, kommen wir Land-
wirte dazu, der monopolfreien Vorlage zuzustimmen,
und ich möchte zum Schluß nicht unterlassen, zur
Beruhigung oder als Trost an die bisherigen Monopol-
anhänger — ich glaube, das dürfte auch für die
Sozialdemokraten ein Trost sein — zu sagen, daß
all das Geld und die Aufregung anläßlich der Abstim-
mung und die bisherigen Verhandlungen nicht ver-
geblich gewesen sind. Die Sache ist damit besser
geworden, man hat wirklich gelernt. Es liegt heute
eine monopolfreie Lösung vor, die wir vor Jahren
niemals erhalten hätten, die nie möglich gewesen
wäre. Die Lage ist abgeklärt worden; die Vorlage
wird allen Bevölkerungsschichten gerecht, den Mül-
lern, den Bauern, den Konsumenten und vor allem
dem ganzen Lande. Mögen Sie nach den Lahren
des Krieges die Worte des Bundesrates beherzigen,
der erklärt hat, daß die Förderung des Getreidebaues
eine nationale Pflicht sei, und mögen Sie der Vorlage
zustimmen, die ein geeignetes Instrument ist zur
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Erfüllung dieser nationalen Pflicht. Ich beantrage
Ihnen also Eintreten und möglichst unveränderte
Annahme der Vorlage.

Sulzer : Mit seiner letzten Getreidebotschaft hat
sich der Bundesrat vorbehaltlos auf den Boden
der monopolfreien Lösung der Getreidefrage gestellt.
Er hat in dieser Botschaft über das Wesen und Wirken
der beiden Wirtschaftsformen, des Monopols einer-
seits, der freiwirtschaftlichen Lösung anderseits,
eine Anzahl Ausführungen gemacht, die wir in allen
Teilen nur billigen und gutheißen können. Er hat
damit die Getreidefrage all der Vorurteile und irrigen
Auffassungen entkleidet, in die sie allzu lange ge-
hüllt war.

Wir haben stets und konsequent den Standpunkt
vertreten, den auch der Bundesrat heute einnimmt,
aus der Ueberzeugung heraus, daß die monopolfreie
Lösung grundsätzlich diejenige sei, die dem Lande
am besten diene.

Dem Entwurf der Initianten hat nun der Bundes-
rat einen Gegenentwurf gegenübergestellt, der heute
Gegenstand der Beratung ist. Ueber das, was diese
Vorlage der Landwirtschaft bringt, will ich mich
nicht weiter aussprechen, das ist bereits von anderer
Seite geschehen. Die Vorlage erfüllt in weitgehendem
Maße die Begehren der Landwirtschaft, und wir sind
an sie herangetreten mit dem Wunsche, daß damit
der Boden der Verständigung gefunden sei und daß
gegensätzliche Anschauungen, die wir stets in ehr-
lichster Ueberzeugung vertreten haben, darin ihren
Ausgleich und ihre Lösung finden. Wir haben es auf-
richtig bedauert, daß gegensätzliche Anschauungen
allzu lange eine Spaltung innerhalb der bürgerlichen
Parteien herbeigeführt haben, die durch das einmütige
Zusammenstehen aller bürgerlichen Parteien zur
heutigen Vorlage beseitigt werden sollte. Soviel zur
allgemeinen Lage.

Was nun die heutige Vorlage als von Grund auf
neu kennzeichnet, das ist die Lösung der Deckungs-
frage, und dazu gestatte ich mir einige nähere Aus-
führungen. Das Monopol hat die sämtlichen Kosten
für den Ueberpreis und die Mahlprämie, für Fracht-
erleichterungen und andere Hilfsmaßnahmen für
die Landwirtschaft auf seinem Abgabepreis in Anrech-
nung gebracht. Es hat damit die Brotkonsumenten
im Verhältnis ihres Verbrauches mit diesen Kosten
voll belastet. In analoger Weise wollte die Experten-
kommission, die die monopolfreie Lösung begutachtet
hat, durch die Mahlabgabe diese Belastung ebenfalls
auf die Brotkonsumenten verteilen. Das war eine
offene Darlegung dessen, was in verdeckter Weise
im Monopol tatsächlich stets gehandhabt worden
war. Die Vorlage des Bundesrates schlägt nun hier
einen ganz neuen Weg ein, den sie in der Botschaft
eingehend begründet: die Deckung soll durch die
erhöhte statistische Gebühr auf dem gesamten Grenz-
verkehr erfolgen. Der Bundesrat hat es für schwierig
erachtet, aus psychologischen wie aus taktischen
Gründen, eine Mehlabgabe in seine Vorlage, hinein-
zunehmen, obwohl das in Wirklichkeit, und das muß
festgestellt werden, gar nichts anderes gewesen wäre,
als was im System des Monopols, nur in anderer Form,
ebenfalls enthalten war. Aber mit Rücksicht auf die
Schwierigkeiten, die der Bundesrat mit Recht er-
kannte, hat er den neuen Deckungsvorschlag gemacht.

Es ist einleuchtend, daß die erhöhte statistische
Gebühr hauptsächlich und einseitig Handel und
Industrie trifft, ganz überwiegend .die Industrie.
Darüber sind wir uns heute vollkommen klar. Die
Industrie ist daher an die Prüfung dieser Fragen
nicht ohne Bedenken herangetreten. Insbesondere
der Exportindustrie werden durch die erhöhte
statistische Gebühr sehr namhafte Belastungen auf-
erlegt, und das würde in doppeltem Maße der Fall
sein, wenn diese erhöhte Gebühr nicht nur auf der
Einfuhr der Rohstoffe und Halbfabrikate, sondern
auch auf der Ausfuhr der fertigen Waren erhoben
würde, wie das im Entwurf ursprünglich geplant war.
In einem Zeitpunkt, wo andere Länder durch weit-
gehende positive Maßnahmen alles tun, um ihre
Exportindustrie zu schützen und den Export zu
fördern, erschiene es in der Tat als eine verkehrte
Wirtschaftspolitik, wenn diese Industrien bei uns von
Staats wegen in vermehrtem Maße belastet würden.
Das haben wir bei der Vorberatung des Entwurfes
pflichtgemäß zum Ausdruck gebracht, und ich kon-
statiere gern, daß wir seitens der Vertreter des Bundes
in dieser Richtung Verständnis für unsere Bedenken
gefunden haben. Die Erhöhung ist nunmehr, wie
aus der Detailvorlage hervorgeht, abgestuft in dem
Sinne, daß schwere Güter, Massengüter vor allem,
weniger hoch belastet werden als leichtere Waren
und Fabrikate. Zudem ist der Bundesrat in einer
allgemeinen Zusatzbestimmung ermächtigt, gewisse
Erleichterungen zu gewähren. Es wird nötig sein,
wie in der Beratung der Kommission hervorgehoben
wurde, daß solche Erleichterungen gewährt werden
im gesamten volkswirtschaftlichen Interesse, ins-
besondere und in erster Linie für die Exportindustrie,
aber auch für den Veredlungsverkehr, für den Transit-
verkehr und für eine Reihe anderer Fälle. Die Vor-
lage bestimmt, daß der Ertrag der statistischen Gebühr
dazu beitragen werde, die Kosten der Getreidever-
sorgung zu decken. Nachdem hier nun keine rest-
lose Deckung verlangt wird, ist ein weiteres Bedenken,
das wir mit Recht haben mußten, bis zu einem gewissen
Grade gemildert worden. Das ist nun eine Fassung,
die annehmbar erscheint, und in der Erwartung,
daß von diesen Ausführungsbestimmungen durch
den Bundesrat entsprechender Gebrauch gemacht
werde, ist die Industrie nunmehr bereit, das ihr zu-
gedachte Opfer zu tragen. Die schweizerische Han-
delskammer, als Vertreterin von Handel und In-
dustrie, hat sich nach eingehender Aussprache ein-
hellig auf diesen Standpunkt gestellt. Wir wollen
damit Hand bieten zur Verständigung, zur Beendigung
des Haders, der allzulange die bürgerlichen Parteien
entzweite. Wir wollen damit die Getreidefrage ihrer
endgültigen und richtigen Lösung entgegenführen,
und wir hoffen, daß das ganz besonders in der Land-
wirtschaft gewürdigt werde.

. Wir haben erwartet, daß nun eigentlich alle Par-
teien dieser Lösung zustimmen würden. Sie bringt
ja nicht nur der Landwirtschaft, sie bringt vor allem
auch der Gesamtheit der Konsumenten bleibende
Vorteile. Nicht nur ist es der Vorteil des freien Wett-
bewerbes, der im Handel ganz gewiß dazu führen wird,
daß wir möglichst billige Preise erzielen, es ist vor
allem der Vorteil der Entlastung der Konsumenten
vom Ueberpreis und der Mahlprämie, und darin darf
eine Neuerung von ganz erheblicher sozialer Trag-
weite erblickt werden. Man sollte daher glauben, daß
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insbesondere auch die Vertreter der sozialdemo-
kratischen Partei dieser Lösung zustimmen müßten,
und wir bedauern, daß das aus doktrinären Gründen
nicht der Fall ist. Wir bedauern, daß bei der Beratung
dieser Frage in der Kommission ein Mißtrauen zum
Ausdruck gekommen ist, das wir in keiner Weise ver-
dienen. Es ist dort der Verdacht ausgesprochen wor-
den, daß die Industrie für das Opfer, das sie zu bringen
gewillt ist, sich offenbar andere Vorteile zu sichern
gewußt habe. Es spricht nicht gerade eine hohe Ge-
sinnung aus einer solchen Aeußerung. Ich wüßte
auch nicht, in welcher Weise eine solche Sicherung
besonderer Vorteile überhaupt hätte erreicht werden
können. Aber ich möchte hier das Bedauern darüber
aussprechen, daß durch ein derartiges Mißtrauen die
Verständigung natürlich in hohem Maße erschwert
wird.

In grundsätzlicher Hinicht sind gegen die Er-
höhung der statistischen Gebühr an sich Bedenken
erhoben worden, die ernster Prüfung bedurften.
Es ist mit Recht die Frage aufgeworfen worden, ob
nicht gewisse Handelsverträge, die wir mit ändern
Staaten abgeschlossen haben, dieser Erhöhung ent-
gegenstehen. Darauf ist die Antwort erteilt worden,
daß die Gebühr in diesen Handelsverträgen nicht
gebunden sei, so daß von diesem Gesichtspunkt aus
eine Schwierigkeit nicht bestehe. Es ist aber vor
allem hingewiesen worden auf die Beratungen der
Weltwirtschaftskonferenz in Genf im Jahre 1927,
wo allgemein ein Abbau der Erschwerungen, die den
internationalen Verkehr belasten, ins Auge gefaßt
worden ist, und es ist gewiß eine berechtigte Frage
gewesen, ob nicht dem Sinn und Geist jener Ab-
machungen zuwider gehandelt werde durch die ge-
plante Erhöhung. Wenn wir beachten, daß diese
Erhöhung 10 Millionen ergeben soll, also 5 % des
gesamten Zollertrages von 200 Millionen, so erkennen
wir schon aus dieser Zahl die materielle Bedeutung
der Vorlage, und ich glaube, nur der Zweck, den wir
mit der Erhöhung der statistischen Gebühr erreichen
wollen, der gute und richtige Zweck rechtfertigt es,
daß wir sie trotzdem als annehmbar betrachten.

Es sind in letzter Zeit gegen die Vorlage selbst
noch eine Reihe von Einwänden aus Konsumenten-
kreisen erhoben worden. Es ist hingewiesen worden
auf die Handelsgewinne, die unter der monopolfreien
Lösung in weitergehendem Maße gemacht werden
könnten als sonst. Ich glaube, meine Herren, das
Umgekehrte ist der Fall. Ich habe die Ueberzeugung,
daß die Freigabe des Getreideankaufes zu einem
gesunden Wettbewerb führen wird, der letzten Endes
dem Lande und den Brotkonsumenten nur zum Vor-
teile gereichen wird. Es ist hingewiesen worden auf
Preisabreden der Müller und der Bäcker. Ich bin
überzeugt, daß derartige Preisabreden viel leichter
möglich sind unter dem Monopol als in der freien
Wirtschaft, weil unter dem Monopol eben die Ein-
heitlichkeit des Preises für das Getreide besteht, weil
die Monopolverwaltung dieses zu einheitlichen Be-
dingungen abgibt und damit gerade die Grundlage
schafft für derartige Preisabmachungen. Wenn in
dieser Beziehung heute wirklich Mißstände bestehen,
so sind sie ja gerade unter dem Regime des Monopols
entstanden, das wir nun endlich abschaffen wollen.
Gerade das Monopol mit seinen gleichmachenden
Tendenzen ist der Boden, der derartige Dinge fördert.

Ich bin durchaus mit der Tendenz einverstanden,

daß die Konsumenten geschützt werden sollen, aber
wir dürfen nicht das Kind mit dem Bade ausschütten.
Ich glaube, es wäre verfehlt, grundsätzlich gegen
Preisabreden vorzugehen. Man wird sie grundsätz-
lich nicht verwerfen dürfen; was aber unzulässig ist,
das sind Preismargen, die über ein vernünftiges und
richtiges Maß hinausgehen. Diesen Standpunkt müs-
sen wir festhalten, hier muß eingesetzt werden, und
die Vorlage enthält nun auf Grund der Kommissions-
beratung eine Bestimmung, die meines Erachtens
hier die nötige Sicherheit gibt und die nötige Beruhi-
gung schaffen soll. Aber wir dürfen nicht mit der-
artigen Argumenten eine Lösung bekämpfen, die
sicherlich gut ist, die die beste ist, die gefunden
werden konnte. Die Annahme dieser Lösung wird
das Land von einer Sorge befreien, die lange auf ihm
gelastet hat. Die Verwerfung der Vorlage wäre ver-
hängnisvoll; sie würde neue Kämpfe und neue Zer-
splitterung herbeiführen. Als Vertreter derjenigen
Wirtschaftsgruppe, die bei dieser Lösung ein beson-
deres Opfer zu bringen hat, um sie überhaupt zu
ermöglichen, halte ich mich für berechtigt, Herr
Präsident, meine Herren, einen starken Appell an
Sie zu richten, für die Vorlage mit allen Kräften
einzutreten.

Held: Gestatten Sie auch einem Berner Berg-
bauern, zu dieser Vorlage einige Worte zu äußern.
Herr Kollega Meili hat zwar den Standpunkt der Land-
wirtschaft und ihrer Vertreter hier im Rate und in
der Kommission unzweideutig klargelegt. Ich möchte
daher seine Ausführungen über die Frage unserer
grundsätzlichen Einstellung nicht wiederholen, son-
dern nur bestätigen, daß, wie der Bauer in der Ost-
schweiz, so auch der Bauer im Flachland des Kantons
Bern, der durch den Getreidebau auf diesem Zweige
sein Auskommen sucht, wie aber auch der Bergbauer,
der nicht für den Bund anpflanzt, sondern Selbst-
versorgung treibt und dem die Mahlprämie eine Ver-
günstigung bringt, daß auch dieser Bergbauer das
langersehnte Ziel, die definitive Lösung der Getreide-
frage erhofft. Wir glauben, es habe nun lange genug
die Zeit des Provisoriums gedauert, nachdem die Mono-
polvorlage verworfen worden ist, und es dürfte nun
endlich die definitive Lösung kommen.

Ich muß anerkennen, daß der Bundesrat und mit
ihm alle Kreise, die an der nunmehrigen Voslage ge-
arbeitet haben, sieh alle Mühe gegeben haben, einen
für unsere Bauern vollwertigen Ersatz zu finden für
das leider verworfene Monopol. Wenn uns, wie dies
soeben Herr Kollega Sulzer gesagt hat, diese Zusi-
cherungen schon früher gegeben worden wären, so
wäre jedenfalls der Kampf um das Monopol nicht
entbrannt. Es freut uns, daß uns die Vertreter der
Industrie diese Zusicherung geben und die Forderun-
gen der Landwirtschaft gutheißen. Wir freuen uns
auch, daß nebstdem auch die volkswirtschaftlichen
Postulate auf Schutz der einheimischen Müllerei ge-'
währleistet werden, und daß auch die Konsumenten-
schaft durch die versprochene Kontrolle des Handels
und Verkehrs mit Brotgetreide und Backmehl zu
ihrem Rechte kommt. Ich glaube, sie brauchen vor
einer Verteuerung des Brotes nicht Angst zu haben,
denn die in der Vorlage geschaffenen Garantien sollen
hinreichend sein, um auf diesem Gebiete keine Ent-
täuschungen aufkommen zu lassen. Machen wir nach
den Anträgen der Minderheit hier Konzessionen, so
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entfremden wir uns auf der ändern Seite wieder
andere Volkskreise, und das Ganze wird dadurch nur
gefährdet.

Wir konstatieren mit Genugtuung daß in der natio-
nalrätlichen Kommission von allen bürgerlichen Ver-
tretern eine absolut loyale Haltung eingenommen
wurde und daß namentlich auch in bezug auf die
Deckungsfrage die hierzu notwendigen Mittel aufge-
bracht werden sollen durch die Erhöhung der statisti-
schen Gebühr. Diese statistische Gebühr tut ja eigent-
lich niemandem stark weh und schafft die Mittel zur
Stelle, sagen wir 12—14 Millionen Franken, die benö-
tigt werden zur Förderung des Getreidebaues und
zur Ausrichtung der Mahlprämie. Diese statistische
Gebühr wird aber nicht bloß von der Industrie und
vom Handel getragen, sondern sicher auch von der
Landwirtschaft, deren Import- und Exportartikel
einen beträchtlichen Bestandteil unseres Handels
ausmachen. Auch andere weitere Forderungen, die
im Ständerat noch nicht definitiv gelöst worden sind,
sind nun vom Bundesrat und der Kommission gut-
geheißen wirden. Es ist dies die Förderung der Zucht
von hochwertigem einheimischem Saatgut, das jeden-
falls für die Getreideproduktion im Gesamten eine
sehr wichtige Rolle spielt. Ich möchte daher dem
Wunsche Ausdruck geben, daß die ganze Vorlage auch
in diesem Rate nun endlich gutgeheißen würde und
daß nachher auch in der Volksabstimmung der gleiche
gute Geist'walten möge wie bis anhin, und daß so
kompetente Persönlichkeiten, wie unser Herr Kom-
missiohspräsident, auch im Abstimmungskampf die
Fahne voraustragen möchten.

Nun kommt aber leider von Seite der Sozialdemo-
kratie der Antrag auf Ablehnung, auf Nichteintreten
auf die Vorlage. Ich kann diese Haltung wirklich
nicht begreifen, nachdem gerade die Herren der Sozial-
demokratie in der Junisession so hohe Töne ange-
stimmt habenp um der Landwirtschaft mit allen
möglichen Postulaten zu helfen. Haben sie denn ver-
gessen, daß gerade der Getreidebau einen Haupt-
faktor bildet in den Existenzbedingungen der Land-
wirtschaft? Jedenfalls sollten sie doch die Erhaltung
des einheimischen Getreidebaues, wenn sie es ernst
meinen mit der Erhaltung der Landwirtschaft und
der Unterstützung ihrer Forderungen, auf ihrem
Programm stehen lassen. Wenn sie glauben, dies nur
mit dem Monopol erreichen zu können, gehen sie
jedenfalls irre; denn unzweideutig hat nun die Land-
wirtschaft erklärt, daß ja in erster Linie die Versor-
gung des Landes mit Brotgetreide, die Sicherung der
Brotversorgung komme, dann aber das wichtige
Postulat der Landwirtschaft, die Förderung des
Getreidebaues und die Ausrichtung der Mahlprämie,
in dieser Vorlage diejenige Sicherheit für die Land-
wirtschaft biete, die sie verlangen müsse, und es
würde jedenfalls schwer halten, neuerdings in der
Landwirtschaft eine andere Stimmung zu machen,
um den Forderungen der Sozialdemokratie auf das
Monopol zum Durchbruch zu verhelfen. Ich möchte
Sie deshalb ersuchen, dieser Vorlage ohne nennens-
werte Abänderungen zuzustimmen.

Nietlispach: Man hat in den letzten Wochen nicht
nur viel von Völkerfrieden, sondern auch von einem
Getreidefrieden gesprochen und in Verbindung damit
die Vorlage des Bundesrates als ein Werk der Ver-
ständigung bezeichnet, Ich stehe nicht an, diesen
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Frieden, den die bundesrätliche Vorlage nun gebracht
hat, als einen glücklichen und guten zu bezeichnen.
Aber wie in so vielen ändern Dingen, hat auch der
Weg zu diesem Frieden durch den Krieg geführt und
nach den bestehenden Verhältnissen durch den Krieg
führen müssen.

Wir sind heute alle einig, daß eine Vorlage betref-
fend Getreideversorgung vor allem die Postulate
der Landwirtschaft auf Förderung des inländischen
Getreidebaues, und zwar durch die Stipulierung der
Abnahmepflicht des Bundes und der Mahlprämie,
berücksichtigen muß. Ich glaube, diese Auffassung
ist heute Gemeingut aller geworden. Das war nun
aber nicht immer so. Ich erinnere Sie an die Beratun-
gen in der Kommission für die frühere Vorlage,
an die Kommissionssitzung in Zürich vom Frühjahr
1925, wo man ein monopolfreies Provisorium beriet
und wo gerade die Vertreter von Handel und Industrie
diese Abnahmepflicht des Bundes mit aller Bestimmt-
heit ablehnten. Ich erinnere Sie an die Kommissions-
sitzung in Kandersteg, wo der Vertreter des schwei-
zerischen Handels- und Industrievereins diese Ab-
nahmepflicht als Zwangswirtschaft bezeichnete und
erklärte : Meine Herren, ich warne Sie vor einem sol-
chen Eingriff in die Handelsfreiheit, wie ihn kein
anderes Land kennt! Da müssen Sie nun diejenigen,
denen es um diese Postulate ernst war, verstehen,
wenn sie vor die Alternative gestellt, zu wählen
zwischen dem bisherigen bewährten Zustand des Ge-
treidemonopols oder einer nicht bloß vielen techni-
schen Schwierigkeiten, sondern auch der schärfsten
Opposition der Sozialdemokraten und des Handels
und der Industrie begegnenden monopolfreien Vor-
lage für die erste Variante sich entschieden. Ich
betrachte es als das große Verdienst von Herrn Bun-
desrat Musy, die Kreise von Handel und Industrie
davon überzeugt zu haben, daß an dieser Abnahme-
pflicht nicht zu rütteln ist, und daß eine monopolfreie
Lösung unbedingt an der Abnahmepflicht des Inland-
getreides festhalten muß. Nun gehen Handel und
Industrie in sehr anerkennenswerter Weise noch
weiter. Sie erklären sich bereit, nicht nur diese Ab-
nahmepflicht zu akzeptieren, sondern auch noch die
Kosten der Finanzierung der Getreideversorgung in
der Form einer Erhöhung der statistischen Gebühr
zu übernehmen. Was hätten Handel und Industrie
in Zürich oder in Kandersteg gesagt, wenn wir ihnen
eine solche Vorlage unterbreitet hätten? Sie hätten
die Hände über dem Kopf zusammengeschlagen. Die
Erkenntnis, daß die Abnahmepflicht hier in dieser
Vorlage aufzunehmen ist und daß Handel und Indu-
strie in der Hauptsache auch die Finanzierung zu
tragen haben, ist die schöne Frucht des hinter uns
liegenden Monopolkampfes. Es ist nicht bloß eine
Ironie des Schicksals, sondern auch eine gerechte
Nemesis, daß nun gerade die Kreise, die mit ihrer un-
verständlichen Haltung in der gesamten Getreide-
frage eigentlich den Monopolkampf riefen, nun auch
die Kosten dieses Prozesses in Form der Uebernahme
der statistischen Gebühr tragen müssen. Man hat
von technischen Schwierigkeiten dieser Vorlage ge-
sprochen. Ich will Ihnen rundweg sagen, ich bin
heute noch der Ueberzeugung, daß technisch die ver-
worfene Vorlage viel einfacher gewesen wäre. Man
befürchtet, daß Unterschiebungen von ausländischem
Getreide vorkommen können. Ich teile diese Befürch-
tungen nicht. Ich bin nicht der Auffassung, daß man
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jedem Bauern, der Getreide abgibt, eine Kontrolle
auf den Hals setzen muß, denn ich habe noch zu viel
Vertrauen in den geraden und gesunden Sinn des
Schweizer Bauers, als daß ich ihm eine solche Mentali-
tät unterschieben möchte. Wenn aber auch Betrü-
gereien vorkommen sollten, dann seien Sie versichert,
daß gute Nachbarn oder Knechte schon dafür sorgen
werden, daß früher oder später eine solche Machination
zur Kenntnis der maßgebenden Behörden kommt.
Ich muß Ihnen erklären, daß ich anfangs hinsichtlich
der technischen Durchführung ein Bedenken hatte.
Das bezog sich auf die Zuteilung des inländischen
Getreides an die Müllerei, welche Zuteilung sich unter
dem gegenwärtigen System, wo der Bund nicht nur
das Inlandgetreide, sondern auch das ausländische
an die Müllereien abgibt, sehr leicht und reibungslos
vollzieht. Ich muß aber gestehen, daß mich die Aus-
führungen, die Herr Oberzolldirektor Gaßmann darü-
ber in der Kommission gemacht hat, beruhigt haben.
Herr Oberzolldirektor Gaßmann hat in allen Details
auseinandergesetzt, wie diese Ueberwälzung des In-
landgetreides auf die Müllerei gedacht sei und hat
auch die Erklärung abgegeben, daß die damit ver-
bundenen Schwierigkeiten sehr wohl zu überwinden
seien. Da sage ich mir nun: wenn die Verwaltung
selbst, die ja eine solche Vorlage praktisch durch-
führen muß, erklärt, dieser Schwierigkeit Herr wer-
den zu können, dann haben wir ganz sicher keinen
Grund, in diese Erklärung irgendwelche Zweifel zu
setzen.

Ich hätte es gerne gesehen, wenn sich das Einfuhr-
recht des Bundes für Backmehl hätte ausmerzen
lassen, nicht nur deswegen, weil ich dieses Einfuhr-
monopol für Backmehl als einen Schönheitsfehler
einer monopolfreien Vorlage betrachte, sondern weil
ich die Befürchtung habe, es könnte sich gerade dieses
Einfuhrrecht für Backmehl als Zankapfel zwischen
Konsumentenschaft und Müllern auswirken. Denn
darüber müssen wir uns schon klar sein, daß Müller
und Konsumenten unter, diesem Einfuhrmonopol
etwas verschiedenes verstehen. Die Müllerei versteht
darunter einen Ersatz für die handelsvertraglich unzu-
lässige Einfuhrsperre, während die Konsumenten-
schaft darin mit Becht eine Korrektur gegen gewisse
preistreibende Abmachungen der Müllerei und des
Handels erblicken will. Ich habe mich davon über-
zeugen müssen, daß das Einfuhrmonopol für Back-
mehl für den Bund gerade wegen der Konsumenten-
schaft eine absolute Notwendigkeit ist. Es bedeutet
den wirksamsten und besten Schutz der Konsumenten-
schaft. Mit diesem Einfuhrmonopol für Backmehl
entfällt den Begehren, die von sozialdemokratischer
und von Angestelltenseite gestellt worden sind und
die auf Ungültigerklärung von Preisabreden gehen,
die den Konsumenten nachteilig sind, eigentlich jede
Begründung, indem es'ja der Bund in der Hand hat,
durch Einfuhr von Backmehl die Preise "zu regulieren.

Was mir die Vorlage des Bundesrates ganz be-
sonders sympathisch macht, das ist die außerordentlich
glückliche Lösung der Finanzierungsfrage. Zu dieser
Lösung ist Herrn Bundesrat Musy zu gratulieren.
Der erste Vorschlag des schweizerischen Müllerver-
bandes ging bekanntlich dahin, es sei die Finan-
zierung des inländischen Getreidebaues durch eine
sogenannte Mehlabgabe zu bewerkstelligen, durch
eine Mehlsteuer, welche zwischen Müller und Bäcker
bezogen wird. Gegenüber diesem Vorschlag bietet

nun der Finanzierungsvorschlag von Herrn Bundes-
rat Musy einen doppelten großen Vorteil. Bei diesem
Vorschlag ist einmal die Konsumentenschaft bezüglich
der Kosten des inländischen Getreidebaues vollständig
entlastet, was beim bisherigen System, beim Monopol
nicht der Fall war. Und der zweite große Vorteil be-
steht darin, daß die Erhebung dieser Kosten nicht
mehr zwischen Müller und Bäcker fällt, sondern an
die Grenze verlegt wird und durch das bestehende
Personal der Zollverwaltung erhoben werden kann,
daß nicht jener komplizierte Kontrollapparat nötig
wird, den eine Mehlabgabe unbedingt nötig gemacht
hätte.

Nun ist heute auch noch ein Antrag gestellt wor-
den, es sei dem Schweizervolk wiederum eine Monopol-
vorlage vorzulegen. Selbst wenn man der Ansicht
sein sollte, daß die alte Vorlage große Vorteile vor
der neuen böte —ich bin nicht dieser Auffassung—so
glaube ich, daß man sich doch von dem Gedanken,
nochmals mit einer Monopolvorlage vor das Volk
zu treten, befreien sollte. Das Volk hat die Monopol-
vorlage im Dezember 1926 abgelehnt. Ich weiß nun
wohl, man hat auf Präzedenzfälle verwiesen, wo man
trotz eines ablehnenden Entscheides schon nach weni-
gen Jahren wieder vom schlecht orientierten Souverän
an den besser orientierten appelliert hat. Man hat
auf die Verstaatlichung der Eisenbahnen, das Kran-
ken- und Unfallversicherungsgesetz, insbesondere
auf die Revision des Alkoholartikels hingewiesen,
wo auch trotz des ablehnenden Entscheides vom 3.
Juni 1923 beschlossen wurde, neuerdings an die Arbeit
zu gehen, hoffentlich mit besserem Erfolg als das
letzte Mal. Aber gerade zwischen diesen zitierten
Fällen und dem Getreidemonopol besteht nun ein
ganz wesentlicher Unterschied. Die Opposition gegen
die Alkoholvorlage vom Jahre 1923 war keine prinzi-
pielle, sie hat nicht dem Gedanken des Alkoholmono-
pols als solchem gegolten, sondern eftizelnen Detail-
vorschriften. Die Bauern machten hier Opposition,
weil der Brennhafen beseitigt wurde, die Wirte waren
auch nicht aus prinzipiellen Gründen dagegen.
Beim Getreidemonopol liegt der Fall anders. Hier
.galt die Opposition dem Grundsatz des Monopols und
wenn auch wahr sein mag und sicher wahr ist, daß wenn
man die vielen professionellen Neinsager von der ab-
lehnenden Mehrheit in Abzug bringt, sich eine zu-
stimmende Mehrheit für das Getreidemonopol er-
geben würde, so hätte ich nun doch die schwersten
Bedenken, eine so wichtige, in unser Staatsleben so
tief eingreifende Institution wie das Getreidemonopol
sie nun einmal darstellt, gegen eine so starke prinzi-
pielle Opposition durchzukämpfen.

Nur noch ein kurzes Wort über die Getreideini-
tiative. Ich kann mich hier schon deshalb kurz fas-
sen, weil ja die ganze Kommission in der Ablehnung
dieser Initiative einig ist. Man hat den Zeitungen
entnehmen können, und verschiedene monopolgeg-
nerische Votanten haben das auch in ihren Voten
durchblicken lassen, die Initiative wäre an und für
sich schon gut, und wenn man sie aufgebe, so ge-
schehe es eigentlich nur aus Courtoisie den Befür-
wortern der Vorlage vom Dezember 1926 gegenüber,
denen man nun nicht zumute, das von ihnen seinerzeit
so arg verschrieene Getreideschiff der monopolfreien
Initiative nun nachträglich zu besteigen. So liegen
nun die Dinge nicht. Die Initiative ist tatsächlich
aus rein sachlichen Erwägungen unannehmbar. Ich
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will Sie gar nicht darauf verweisen, daß der Text der
Initiative eine Ueberwälzungsmöglichkeit des Getrei-
des auf den Müller nicht zuläßt, auch bei der f reiesten,
largesten Verfassungsinterpretation nicht. Die Bun-
desversammlung und speziell der Nationalrat sind ja,
was large Verfassungsinterpretation anbelangt, zu
eigentlichen Routiniers geworden. Aus dieser Ge-
treideinitiative heraus kann man aber eine solche
Ueberwälzungsmöglichkeit nicht herauslesen. Aber
die Initiative ist auch deshalb unannehmbar, weil
sie die allerwichtigste Frage, die Finanzierungsfrage
vollständig offen läßt. Ich kann es den Initianten
nicht übel nehmen, daß sie diese Finanzierungsfrage
nicht lösen, denn sie war eine sehr schwierige Frage
und die Lösung dieser Frage hat nun Jahre gebraucht
und ist schließlich durch den Eingriff von Herrn
Bundesrat Musy zu einem glücklichen Abschluß ge-
kommen. Es wäre tatsächlich den Initianten, die es
sehr pressant hatten, nicht möglich gewesen, in die-
ser kurzen Zeit diese wichtige Frage zu lösen, es sei
denn, daß sie den gordischen Knoten, wie sie es nun
taten, einfach durchschnitten hätten. Nun ist doch
eine Verfassungsvorlage, die auf die Dauer eine Aus-
gabe des Bundes von 10 bis 14 Millionen vorsieht, und
nicht zugleich auch die Mittel angibt, wie dieser Aus-
fall in der Bundeskasse zu decken sei, in meinen Augen
unannehmbar. Ich möchte Ihnen deshalb die Ab-
lehnung der Initiative und die Zustimmung zum Vor-
schlag des Bundesrates empfehlen.

Bringolf: Wenn man die Vorredner, die für den
Vorschlag des Bundesrates und der Mehrheit- der
Getreidekommission eingetreten sind, gehört hat, so
könnte man glauben, daß am bisherigen Zustand über-
haupt nichts sei, zu dem man noch stehen könne. Der
neue Vorschlag, der hier verfochten wird, hat plötz-
lich derartige Vorzüge, daß man sich wahrhaftig
wundern muß, daß man in den letzten Jahren den
bisherigen Zustand in der Getreideversorgung des
Landes und in der Brotversorgung der Konsumenten
überhaupt auch nur noch einen Tag länger andauern
läßt, als das bisher geschehen ist. Aber selbstver^
ständlich: im Interesse des viel genannten Getreide-
friedens, im Interesse der Einigung der bürgerlichen
Parteien liegt es ja, diese Haltung einzunehmen, und
wenn ein derart hervorragender Vertreter des Bürger-
tums wie Herr Sulzer in dieser Frage sozusagen den
Ton angibt, dann ist es begreiflich, daß weniger hervor-
ragende Vertreter der. bürgerlichen Parteien es nicht
wagen, eine andere Haltung einzunehmen, Und aus
diesen Gründen, so schließe ich, sind die Herren
Befürworter der jetzigen Vorlage plötzlich zu einer
veränderten Haltung —• veränderten Haltung inso-
fern, als sie vor dem 6. Dezember 1926 noch für die
Monopollösung eingetreten sind — gekommen. Es
scheint ja, daß zu gewissen Zeiten auch von Parla-
mentariern ein Bedürfnis nach gemeinsamer Verstän-
digung, nach Ueberbrückung tatsächlich vorhan-
dener Gegensätze besteht. Ja, es will mir den Ein-
druck erwecken, als ob diese Neigung oder dieses Be-
dürfnis in der Getreidekommission des Nationalrates
einen geradezu auffallenden Ausdruck gefunden habe.
Der Referent der Kommission, Herr Dr. Meyer, hat
gestern in seinen Ausführungen gesagt: Es gab einen
Moment in der Kommission, wo man glaubte, • daß
über die Einigung der bürgerlichen Parteien hinaus
der Getreidefriede hergestellt werden, könne. Erspielte

damit auf die Neigung der sozialdemokratischen Ver-
treter an, der neuen Lösung zuzustimmen unter eini-
gen Bedingungen wie der Frage des Konsumenten-
schutzes. Ich kann mir lebhaft vorstellen, daß dieser
Moment in der Kommissionssitzung allgemeines Er-
staunen bei den bürgerlichen Vertretern, und auch
allgemeine Zufriedenheit erweckt hat. Und irgend
ein geschickter Regisseur — ich weiß nicht, ob es Herr
Bundesrat Musy oder ein Adlatus des Herrn Musy
gewesen ist — hat wahrscheinlich diesen Moment
photographisch erfaßt: Schon saß auch die Kom-
mission beieinander und wir haben das angenehme
Vergnügen1, in der Reihe des Herrn Musy als linken
Flügelmann den Herrn Reinhard, Präsident der
sozialdemokratischen Partei, als arrière-garde den
Herrn Nobs, auch Sachverständiger in der Getreide-
frage, zu sehen. Ein Bildchen, glaube ich, das ein
Ausdruck des Bedürfnisses, in der Getreidefrage den
Frieden herzustellen, ist, ein Bildchen, an das wir
uns alle, glaube ich, immer mit Vergnügen erinnern
werden. Ich weiß, wie gesagt, nicht, wer in diesem
Augenblick der Regisseur gewesen ist, der es verstan-
den hat, diese Friedensstimmung plötzlich auszu-
nützen. Aber ich glaube, wir wollen angesichts der
bevorstehenden Nationalratswahlen immerhin dafür
dankbar sein. Ich glaube aber doch, daß festgestellt
werden muß, daß die vorliegende Lösung des Bundes-
rates, der ja nun auch die Mehrheit der national-
rätlichen Kommission zustimmt, und der auch ein
Teil der Minderheit nicht gerade in allen Teilen ab-
lehnend gegenübersteht — daß diese Lösung vom
Standpunkt der Arbeiterschaft aus, der großen Masse
der Brotkonsumenten, gegenüber dem jetzigen Zu-
stand außerordentliche Benachteiligungen bringt und
außergewöhnliche Verschlechterungen enthält. Es
ist eben nicht richtig, daß die neue Lösung dem Konsu-
menten in jeder Hinsicht Rechnung trage. Etwas an
der neuen Lösung ist wohl interessant. Es ist bereits
darauf hingewiesen worden; ich kann mir deshalb
darüber weitere ausführlichere Darlegungen ersparen.
Es ist interessant und besonders für jenen Teil der
im Lohnarbeitsverhältnis stehenden Bevölkerung
nicht unwichtig, der seinerzeit gegen die Monopol-
Vorlage gestimmt hat, daß die neue Vorlage des Bun-
desrates eine ganze Reihe monopolistische Elemente
enthält, die schon die alte Vorlage, die verworfen
worden ist, auf wies. Eine einzige Ausnahme besteht.
Man muß ganz besonders darauf hinweisen gegen-
über den Lobpreisungen der monopolfreien Lösung,
daß bei der Lösung, die uns nun empfohlen wird, die
Monopolverwaltung mit ihrem gesamten Apparat
bestehen bleibt, daß diese Monopolverwaltung mit
Ausnahme des Ankaufs ausländischen Brotgetreides
alle übrigen Funktionen «in bisheriger Weise zu er-
füllen hat. Man muß festhalten, daß der verpönte
und angegriffene bureaukratische Staatsapparat, der
für manche mit ein Grund war, im Dezember 1926
gegen die Monopolvorlage zu stimmen, bestehen
bleibt.

Im weiteren kommen dazu das Einfuhrmonopol
des Bundes für Backmehl und als eine weitere Ver-
schlechterung die .Erhöhung der statistischen Gebühr,
die nichts anderes bedeutet als eine Erweiterung der
indirekten Besteuerung der Konsumenten. Es ist
ja geradezu rührend, wenn man gehört hat, wie der
Vertreter der Großindustrie heute seine Gruppe als
diejenige hinstellt, die bei dieser statistischen Gebühr
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die Opfer zu bringen habe, und wie er die übigen Par-
lamentsmitglieder anfleht, sie möchten nun, da sie
ja keine Opfer bringen, wenigstens dieser Vorlage zu-
stimmen und den Opferwillen der Industrie so ge-
wissermaßen belohnen. Ich glaube, daß in diesem
Saale in allen Parteien wenige sind, die an den Opfer-
willen der Großindustrie glauben ; auch jene glauben es
nicht, die vielleicht nicht wagen, dies offen zum Aus-
druck zu bringen. Es ist doch selbstverständlich und
die Erfahrung hat es wiederholt bewiesen, daß die In-
dustrie, die heute erklärt, daß sie sozusagen allein die
Last der Erhöhung der statistischen Gebühr zu tragen
habe, diese Gebühr auf die breiten Massen der Konsu-
menten abwälzt. Darin liegt j a die Bedeutung der Vor-
lage, daß sie dadurch eine Voraussetzung schafft für die
Erhöhung der Brotpreise, und dadurch eine weitere
Voraussetzung, jeder Senkung des Brotpreises ent-
gegenzusteuern. Denn eine Erhöhung der gesamten
Produktionspreise auf dem Inlandsmarkt, für die
die statistische Gebühr die Voraussetzung schafft,
trägt selbstverständlich dazu bei, die Senkung des
Brotpreises zu verhindern. Es sind also nicht nur
grundsätzliche, sondern auch praktische Ueber-
legungen, die Veranlassung geben, dieser Finanzie-
rung in jeder -Hinsicht Widerstand entgegenzu-
setzen, weil die Kosten der Finanzierung von den brei-
ten Massen der Konsumenten getragen werden.
Allerdings, man gibt den Konsumenten etwas dafür,
man verspricht ihnen Schutz. Ja, Herr Präsident,
meine Herren, wenn schon selbst Herr Nietlispach
heute sagen mußte, daß der Nationalrat und damit
wohl auch der Bundesrat ein Routinier geworden sei
in der Auslegung der Verfassung, weiyi wir anderseits
wissen, daß trotz dem Art. 29 in der Bundesverfassung
mit rücksichtsloser Härte in der Zollpolitik gegen die
Interessen der Konsumenten gehandelt wurde, so
glaube ich, daß man auf Versprechungen bezüglich
des Konsumentenschutzes in dieser Vorlage nicht
viel geben kann; und es werden sich wenige finden,
die diesen Versprechungen Glauben schenken. Wenn
solche Versprechungen in der Vorlage niedergelegt
werden, so können sie nach den bisherigen Erfahrun-
gen nur dazu dienen, Illusionen in den breiten Massen
der Bevölkerung zu wecken, um diesen Teil der Be-
völkerung dafür zu gewinnen, der Vorlage zuzustim-
men. Die jetzige Vorlage enthält mit Ausnahme
der Privilegierung des freien Getreidehandels, mit
Ausnahme der Aufhebung des Einfuhrmobopols für
Brotgetreide nicht nur alle übrigen Elemente, die
der jetzige Zustand aufweist, sondern noch weitere
Elemente, die zeigen, daß man eigentlich, um eine
vollkommene Lösung zu schaffen — vollkommen
selbstverständlich innerhalb der bürgerlichen Gesell-
schaftsordnung, gemäß dem Charakter dieser Gesell-
schaftsordnung •— das Monopol hätte festigen müssen.
Das will heißen, daß man nicht nur am bisherigen Zu-
stand festhalten, sondern diesen Zustand noch verbes-
sern muß. Wir stehen auf diesem Standpunkt; wir
haben ihn bei früheren Gelegenheiten vertreten und
wir vertreten ihn weiterhin, weil der jetzige Zustand in
der Getreideversorgung allein für die Brotkonsumen-
ten einige Garantie bietet, aber auch für die Landwirt-
schaft Sicherheiten gewährt. Es macht nicht gerade
einen guten Eindruck, obwohl ich durch diese Fest-
stellung durchaus nicht etwa sentimentalen Neigun-
gen Ausdruck verleihen möchte, wenn man sieht, wie
die Vertreter der Landwirtschaft sich mit den bür-

gerlichen Parteien Arm in Arm für die neue Vorlage
einsetzen und völlig außer acht lassen, daß sie vor
dem Dezember 1926 mit Hilfe der Arbeiterschaft ver-
suchten, den jetzigen Zustand in der Getreideverosr-
gung gesetzlich zu verankern. Gewiß, die Landwirt-
schaft hat scheinbar durch die neue Lösung die Vor-
teile, die sie für sich als wichtig erachtet, aber die
Arbeiterschaft hat diese Vorteile, die der jetzige Zu-
stand für sie enthält, durch die neue Vorlage nicht.
Sie verliert diese Vorteile, und es wäre gewissermaßen
eine Pflicht der Solidarität von selten der Vertreter
der Landwirtschaft, nicht nur den Egoismus ihrer
eigenen Gruppen zu befriedigen, sondern die Interes-
sen der Arbeiterschaft mit der Lösung der Getreide-
frage zu verbinden. Das genannte Verhalten wirft
ein eigenartiges Licht auf die Vertreter der Landwirt-
schaft hinsichtlich ihrer grundsätzlichen Festigkeit,
aber auch hinsichtlich ihrer Treue gegenüber der arbei-
tenden Bevölkerung. Unsere Fraktion steht auf dem
Standpunkt, daß der Antrag auf Nichteintreten unter-
stützt werden muß, daß alle Anstrengungen gemacht
werden sollen, um den bisherigen erprobten Zustand
zu erhalten und das an Verbesserungen anzubringen.
Auch der gegenwärtige Zustand in der Getreidever-
sorgung enthält Mängel, und zwar hinsichtlich seiner
Wirkungen auf die Konsumenten.

Ich will mit einem Wort auf die Bichtung der Ver-
besserung hinweisen. Wir könnten bei einer neuen
Gestaltung der Getreideversorgung des Landes einer
Ueberpreisgarantie für Inlandgetreide nicht mehr zu-
stimmen. Dagegen soll die Abnahmepflicht, soll
die Mahlprämie bestehen bleiben. Also, mit ändern
Worten: Maßnahmen, die den Getreideproduzenten
hinreichend nützen und den Getreidebau im Inland
fördern, sollen bestehen bleiben.

Escher: Auch ich gehöre zu denjenigen, von denen
Herr Bringolf soeben sprach, die ihre Haltung ver-
ändert haben. Und ich empfinde heute noch Genug-
tuung in dem Gedanken, daß damals der Kanton
Wallis zu denjenigen Kantonen gehört hat, die mit
überwältigendem Mehr für die Monopolvorlage ein-
getreten sind. Wir haben das dazumal getan einmal
aus Solidarität mit den Getreidebauern, dann aber
auch, weil wir in der Vorlage bestimmte Vorteile
sahen. Nun kommt die neue Vorlage des Bundes-
rates, die der Landwirtschaft die gleichen Vorteile
bietet. Und es ist uns gelungen, die Vorlage des Bun-
desrates und des Ständerates in der Kommission des
Nationalrates auch im zweiten Sinne zu verbessern,
so daß heute auch wieder die Vorteile für die Gebirgs-
bevölkerung da sind, die in der Monopollösung ge-
legen haben.

Ich will sehr kurz sein. Es ist aber nicht unnütz,
an diese Verbesserung zu erinnern gerade im Interesse
der Gebirgskantone und der Allgemeinheit. Im
zweiten Alinea hat der Bundesrat beantragt, daß die
Selbstversorger zu unterstützen seien.. Wir wissen,
daß bisher die Selbstversorger in der Art unterstützt
wurden, daß die Mahlprämie für die Gebirgsgegenden
erhöht war. Nun ist unser Antrag unterstützt worden,
der dahingeht, daß die Selbstversorger weiterhin zu
unterstützen seien unter besonderer Berücksichtigung
der Gebirgskantone. Damit ist nun auch im Verfas-
sungsartikel verankert, daß, sobald dieser Verfas-
sungsartikel besteht, eine besondere Erhöhung der
Mahlprämie für Gebirgsgegenden angewendet wird.
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Wir haben noch eine zweite große Verbesserung an-
bringen können und die besteht im vierten Alinea,
wo der Bundesrat beantragt hat — und der Ständerat
hat beigepflichtet — daß der Bund Frachtbeiträge
für Lieferung in Gebirgsgegenden gewähre. Der
Bundesrat hat auf unseren Antrag ohne weiteres den
Text angenommen, der lautet : « Die Gebirgsgegenden
sind durch Maßnahmen zu berücksichtigen, die ge-
eignet sind, einen Ausgleich der Mehlpreise herbei-
zuführen. » Der Unterschied ist in die Augen sprin-
gend. Wir wissen, daß in der Monopollösung der
gleiche Wortlaut vorgeschlagen war, Wir haben
während der Kampagne eine authentische Inter-
pretation verlangt. Es wurde uns dann damals ge-
sagt, darunter sei verstanden, daß die Mehltransporte
in ihrer Gesamtheit bezahlt werden. Man hat exem-
plifiziert mit dem Salz, indem das Salz im letzten
Bergdorf gleich bezahlt werde wie im ebenen Lande.
Während dem Provisorium hat der Bundesrat ge-
glaubt, er könne nicht die Totalität der Frachtaus-
lagen bezahlen, sondern er hat nur Beiträge, nur Sub-
ventionen ausgerichtet. Heute, durch die Wieder-
aufnahme des Textes der Monopollösung unter der
gleichen Interpretation ist uns die gleiche Sicherheit
Wieder geboten. Dies ist in doppelter Hinsicht von
großer Bedeutung, einmal direkt durch den Beitrag;
denn dadurch, daß die Transporte bis in das letzte
Gebirgsdorf bezahlt werden, ist es möglich, ohne
weiteres den Brotpreis im Dorfe um 5—8 Rp. herab-
zusetzen. Ein weiterer Vorteil liegt nun aber im
Schutz der Konsumenten, denn die Gebirgsbevölke-
rung gehört zu den Konsumenten par excellence, und
hier haben wir einen Schutz, der sich heute schon
geltend macht. Ich kann Ihnen das an einem Beispiel
zeigen, das wir in den letzten Tagen im Kanton Wallis
erfahren haben. Dort haben die Bäcker sich geweigert,
den Mehlpreis herabzusetzen, als die Reduktion im
Getreidepreis eintrat. Die Getreide Verwaltung in
Verbindung mit dem Justizdepartement des Kantons
Wallis hat eine Untersuchung durchgeführt und den
betreffenden Bäckern erklärt : Wenn Ihr mit dem Brot-
preis nicht herabgeht, so wird die Entschädigung für
den Mehltransport entzogen werden. Die Folge war,
daß innert 24 Stunden die Bäcker ihren Brotpreis um
5 Rp. herabsetzten. Da haben wir also schon ein
Schutzmittel für die Konsumenten.

Ich spreche heute den Herren Graber und Bringolf
das Monopol ab, allein für die Konsumenten zu
sprechen. Alle Bewohner des Hochgebirges gehören
zu den Konsumenten, und ich glaube, im Namen
dieser Konsumenten, die das Brot geradezu als ihr
Hauptnahrungsmittel betrachten, sprechen zu können,
wenn ich sage, daß wir für die neue Lösung mit aller
Energie eintreten werden. Was sagt uns Herr Graber ?
Er bringt den Antrag, das Monopol wieder aufzu-
nehmen. Er stellt diesbezüglich bereits eine Motion,
er verlangt aber, daß der heutige Zustand wegfalle.
Er gibt uns also heute tatsächlich, was er so oft den
ändern vorwirft, Steine statt Brot. Statt daß wir
heute das billige Brot haben, das verbilligte Brot,
gibt er uns wieder den Kampf für das Monopol. Das
können wir nicht annehmen. Ich möchte daher
speziell alle Vertreter der Gebirgskantone gebeten
haben, energisch für die neue Lösung einzutreten.

Abt: Gestatten Sie, daß auch ich hier ein kurzes
Wort spreche, vor allem zu dem Zweck, ein wenigstens

theoretisches Bekenntnis zum Monopol abzulegen.
Ich möchte dem Monopol die Treue bewahren, die
nun gerade Herr Bringolf vermißt hat. Ich bin heute
noch theoretisch absolut dafür, ich stimme aber für
Eintreten auf die jetzige Vorlage der Kommission.
Im übrigen werden Sie mir ohne weiteres glauben,
wenn ich Ihnen sage, daß die heutige Situation zu
gewissen Widersprüchen einfach reizt, und zwar auch
Leute reizt, die nicht so schnell reizbar sind wie ich.
(Heiterkeit.) Daß sie mich reizt, das müssen Sie ganz
besonders begreifen.

Erinnern Sie sich doch auch an die Zeiten des
13. und 14. Dezember 1926, als wir hier im Saale über
das Resultat der Volksabstimmung vom 5. Dezember
debattierten. Erinnern Sie sich an das, was damals
über die Monopolkampagne und insbesondere über
das, was die Monopolgegner geleistet haben, gesagt
wurde, daß sie die Schweizerfreiheit in Gefahr er-
klärten, daß sie den Kampf mit Waffen führten, von
denen mein Freund Baumberger in geistreicher Weise
sagte, daß sie nicht im Landesmuseum aufbewahrt
werden würden. Erinnern Sie sich auch, in welcher
Weise man die Initiative dazu mißbraucht hat, die
Gebirgsbauern irre zu führen, wie man ihnen damals
das tausendjährige Reich versprochen hat, auf das
sie heute noch vergeblich warten.

Die Initiative hat sich dann, ich darf es ohne Ueber-
hebung sagen, als ein Blendwerk entpuppt, trotzdem
Herr Duft an jenem 13. Dezember in den höchsten
Tönen das hohe Lied der Initiative gesungen hat.
Herr Kollega Nietlispach hat es in seinem trefflichen
Votum uns ja auch treffend auseinandergesetzt, daß
die Initiative unannehmbar, unbrauchbar ist. Wir
stehen heute hier an ihrer Bahre, und feiern eine
stille Kremation, eine stille Kremation der Initiative,
aus deren Asche nun als Phönix die neue monopolfreie
Getreidevorlage emporsteigt.

Und doch muß man sagen: Die Freunde und die
großen Befürworter der Initiative haben eigentlich
noch Glück gehabt. Wenn nicht der deus ex machina
der 10 Millionen der Erhöhung der statistischen Ge-
bühr gekommen wäre, ihre Situation wäre eine
schlimmere. Sie können unserm eidgenössischen
Finanzminister, der diesen Gedanken geboren hat,
ganz außerordentlich dankbar sein, denn man kann
von Ihnen mutatis mutandis sagen, wie es in jenem
Verse heißt:

Gepeitscht von Herrschsucht und seelischem Weh,
Haben sie die statistische Gebühr erfunden.
Das war eine kolossale Idee!

(Heiterkeit.) Und das ist sie auch, ganz ohne Zweifel.
Ohne diese statistische Gebühr wäre das Ende der
Initiative noch viel unrühmlicher gewesen.

Und nun ist es interessant, was aus ihrer Asche
emporgestiegen ist, jener Phönix, auf dessen Flügeln
geschrieben steht: Kampf dem Etatismus, los vom
Etatismus, zurück zur einzig helfenden Wirtschafts-
freiheit! Es fehlt nur noch der Freiheitsbaum. Aber
ich finde es interessant, daß sich die Monopolfreunde,
die alle in einem gewissen Lager stehen, heute mit
derartiger Vehemenz gegen den Etatismus wehren,
sie, die gegenüber der stets sich vordringenden
roten Flut hilf- und machtlos dastehen, sie, die über-
haupt nicht wissen, was ihnen die Welt, wirtschaftlich
und politisch gesprochen, morgen bringt, und die nicht
imstande sind, irgendwelche Dämme aufzurichten
gegen die rote Flut. Wenn es einen Damm gäbe, und
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wenn es einen Damm gibt, und ich glaube daran, dann
ist es eine vernünftige Sozialpolitik, sowohl gegenüber
der Arbeiterschaft, als gegenüber der Landwirtschaft,
und diese zu praktizieren, ist viel gescheiter, als auf
Prinzipien herumzureiten, die sich längst überlebt
haben. Die Getreidefrage ist nicht nur eine nationale
Frage, sie ist auch eine soziale Frage, und zwar in
ganz hervorragendem Maße. Heute, wo es Industrie,
Handel und Gewerbe gut geht, wo es auch der Arbeiter-
schaft annehmbar geht, und heute, wo die Landwirt-
schaft so darniederliegt, wäre ja Gelegenheit gewesen,
als erstes großes Werk praktischer Sozialpolitik gegen-
über der Landwirtschaft das Getreidemonopol einzu-
führen.

Man hat es nicht getan, und ich habe Sie im
Jahre 1926 schon auf die unabsehbaren Konsequenzen
hingewiesen, die diese Stellungnahme der Monopol-
gegner politisch haben wird. Was bringt nun die
Vorlage? Ich möchte Sie bitten, sich einen Moment
auf den praktischen Standpunkt zu stellen. Was
bringt die Vorlage anderes als das Monopol? Wenn
es gut geht, bringt sie uns den gleichen Brotpreis,
wenn es schlecht geht, bringt sie uns teureres Brot.
Dazu hat die Industrie das Vergnügen, ihre 10 Mil-
lionen zu bezahlen; sie hat allerdings auch die große
Satisfaktion gehabt, ihren Kopf durchsetzen zu
können, sie hat sich das 10 Millionen kosten lassen,
sie wird sich sagen, sie könne sich so etwas leisten,
denn das Vermögen sei ja da. Das können sich nicht
alle Gruppen im Staate leisten.

Wir nehmen diese statistische Gebühr, die nun
den rettenden Engel spielt, dankbar entgegen; wir
müssen sie entgegennehmen, denn die Landwirtschaft
ist heute in einer Lage, daß sie auch Almosen ent-
gegennehmen muß. Man kann sagen: «Pauper
ubique jacet». Die Landwirtschaft kann nicht .in
irgendeiner Weise prätentiös sein, und darum stimmt
ja die ganze Gruppe für die Vorlage, weil in der Not
der Teufel Fliegen frißt. Aber was ist die statistische
Gebühr? Wir wollen ihr doch den richtigen Namen
geben. Unter den obwaltenden Umständen, nach
ihrer Entstehung ist sie ein Geschenk der Industrie
an die Landwirtschaft. Wer das Gegenteil sagt, der
verbrämt die Tatsachen. Sie können ja sagen, sie
beruhe auf gesetzlicher Grundlage. Selbstverständ-
lich, aber wenn wir das Monopol gehabt hätten, dann
hätten wir diese 10 Millionen durch das Monopol
selber verdienen können. Herr Bundesrat Musy
schüttelt den Kopf, und doch bin ich überzeugt, daß
wenn er die Monopolverwaltung leitete, er mehr als
10 Millionen verdienen würde. Wir wollen hoffen, daß
auch noch andere seiner Untergebenen das können.
Ich glaube, die gegenwärtigen Leiter sind nicht ge-
rade Idioten. (Bundesrat Musy: Wenn Sie behaupten,
daß ich 10 Millionen mehr verdienen könne, als die
jetzige Verwaltung, geben Sie dieser Verwaltung das
Zeugnis, daß sie eine 'ziemlich dumme Verwaltung
ist.) Ich habe nur gesagt, Sie können noch etwas mehr
verdienen. Dafür sind Sie Bundesrat, daß Sie mehr
können als Ihre Untergebenen, sonst hätten wir einen
ändern auf dieses Podium gestellt. Das begreifen Sie
ohne weiteres. Ich sage also, das Geld, das uns heute
die Industrie geben muß, das hätten wir bei der Mono-
polver,waltung selber verdient. Der Beweis ist ge-
leistet worden, daß annähernd solche Summen ver-
dient worden sind. Man darf nicht die Defizite der
Kriegswirtschaft der Monopolverwaltung zu Lasten

schreiben. Das ist eine große Ungerechtigkeit, die in
gewissen Kreisen immer wieder begangen wird. Wenn
wir das Geld selber verdient hätten, hätten wir kein
Almosen nötig gehabt. Wir halten eben immer noch
etwas auf Ehre, und wenn es möglich ist, sollte der
Bauer ohne außerordentliche Staatshilfe und ohne
außerordentliche Subventionen auskommen. Heute
ist leider die Situation so, daß er darauf angewiesen
ist. Ich habe der Industrie gesagt, daß sie eine andere
Stellung hätte einnehmen sollen und daß sie uns eben
daö Monopol nicht hätte diskreditieren sollen. Es
drängt mich dazu, noch beizufügen, daß, als ich das
letztemal in diesem Saale mit etwelchem Freimut,
wie er mir eigen ist, den gleichen Standpunkt ein-
genommen habe, ich in der Industrie als ein ganz
unglaublicher Kerl perhorresziert wurde. Man hat
mich behandelt wie Hiob auf dem Mist und hat ge-
sagt: Ecce homo, seht welch ein Mensch ! Ich werde
mich heute den gleichen Invektiven aussetzen müssen.
Tant pis, ich habe es noch immer als Pflicht jedes
Politikers betrachtet, daß er die Wahrheit sagt, auch
wenn sie ihm schadet. Ich habe mich daran gestossen,
daß die Botschaft vom 2. April 1928 gegen den
Etatismus zu Felde gezogen ist und ihn kritisiert hat,
daß sie auch die Kriegswirtschaft abgetan oder
heruntergemacht hat. Auch der größte unter unsern
Großen war ja dabei, er 'war froh, daß die Kriegs-
wirtschaft funktionierte. Sie hat Großes geleistet
und ein gewisses Gefühl der Dankbarkeit sollte nun
man auch hier haben und man sollte nicht das eigene
Nest — Sie wissen ja, was ich sagen will.

Im übrigen komme ich auf den Vogel zurück, von
dem ich ausgegangen bin, der aus der Asche der be-
kannten Kremation der Initiative aufgestiegen ist.
Dieser Vogel hat nun ein viel begackertes Ei gelegt
und zwar nicht etwa das Ei des Kolumbus, sondern
das Ei unseres Finanzministers, eben die monopol-
freie Vorlage. Ich mache ihm mein Kompliment
dafür; unter den gegebenen Verhältnissen, war es das
Beste. Wenn schon eine monopolfreie Lösung ge-
sucht werden mußte, und nachdem die statistische
Gebühr geboren oder gefunden war, hat er sicherlich
aus den vorhandenen Elementen das Beste geschaffen,
was man überhaupt schaffen konnte. Es liegt mir
daran, das hier zu sagen: Wenn ich den Vorsteher
des Finanzdepartementes hier in einem-gewissen Sinn
wieder einmal kritisiere, so möchte ich seine großen
Verdienste um das Land in keiner Weise schmälern.
Ich anerkenne sie vielleicht mehr als mancher andere.
Aber hier bin ich leider gar nicht mit ihm einver-
standen. Die neue Vorlage hat den Vorzug, daß sie
allen gerecht wird, sie ist so eine Art heilige Dreifaltig-
keit, sie bietet Garantien den Getreidebauern, für
alles, was sie bis jetzt gehabt haben, sie garantiert den
Konsumenten billiges Brot, wie wir es bis jetzt gehabt
haben und sie verheißt wirtschaftliche Freiheit, jenes
Symbol und Ideal der idealistischen Monopolgegner.

Wenn eine Vorlage solche Vorzüge hat, so muß
man von vorneherein einen gewissen Respekt vor ihr
haben. Das hindert aber trotzdem nicht, daß man sie
auch auf ihre Nachteile prüft. Und da muß ich sagen,
daß man diese Vorlage an den Forderungen, Wün-
schen und Ideen der Monopolgegner messen muß.
Wenn man das tut, sieht sie ganz anders aus. Sie
bringt zum ersten, sie, die das Werk der Monopol-
gegner ist, die das Monopol perhorreszieren, sie bringt
ein Mehlmonopölchen in niedlichster, schönster Auf-
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machung. Man hat gesagt, daß dieses Mehlmono-
pölchen ja ein ganz ungefährliches Ding sei, weil es
eigentlich nur den Zweck verfolge, das Mehl an der
Grenze zurückzuhalten, während das Getreidemono-
pol umgekehrt das Getreide einführen wolle. Warum
wollten wir das Getreide einführen? Zum Nutzen
aller, um es zu verbilligen, um den Verdienst in die
eigene Tasche zu leiten und ihn nicht der privaten
Spekulation zuzuhalten.

Einen weiteren Nachteil bietet die monopolfreie
Lösung dadurch, daß sie nun verfassungsmäßig eine
Kontrolle über den Getreidehandel, die Müllerei und
Bäckerei festlegt, daß sie die Abnahmepflicht und
andere Zwangsmaßnahmen schafft, Dinge, die durch-
aus nötig sind und die wir anerkennen und respek-
tieren, die aber nicht in Einklang zu bringen sind mit
den Idealen und Wünschen der Monopolgegner. Sie
schafft einen komplizierten Kontrollapparat und sie
tut das alles nur, um dem alten überlebten, vielfach
mißverstandenen Ideal der wirtschaftlichen Freiheit
zu frönen. Sie schafft sogar einen eigentlichen Polizei-
staat, sie, die eben die wirtschaftliche Freiheit ver-
herrlichen sollte, treibt den Teufel mit dem Beizebub
aus. Wenn man das in Betracht zieht, wenn man die
Vorlage an den Idealen der Monopolgegner mißt,
dann muß man sagen: Sancta simplicitas, ist das
wirklich das, was die Monopolgegner nun heraus-
gefunden haben! Die Gegner des Zwanges bringen
eine Vorlage, die eigentlich mehr Zwang enthält oder
mindestens so viel, wenn auch in anderer Form, als
das, was wir vorher wollten und was sie vorher be-
kämpft haben. Ich frage mich: was sagt die Industrie,
die freiheitsliebende zu einer solchen Lösung, und was
sagt das Gewerbe, das mit solcher Begeisterung für
die Ideale der wirtschaftlichen Freiheit eingetreten
ist, dazu, daß man den Brotvogt in anderer Form
wieder auf dem Teller serviert? Umarmt es ihn,
frißt es ihn ? Ich weiß es nicht, aber ich wundere mich
über die Begeisterung, die man einer solchen Losung
entgegenbringen kann.

Die Vorlage hat für mich auch weitere Nachteile.
Herr Kollege Nietlispach hat sie schon angetönt, hat
sich aber mit ihnen, worüber ich mich eigentlich ver-
wundere, leicht versöhnt. Die Vorlage bringt Un-
klarheiten. Ich kann mich z. B. über die Frage, wie
es möglich ist, das Inlandgetreide zu den gleichen
Preisen zu verkaufen, trotz den ungeheuren Schwan-
kungen des Weltmarktes, die sich zwischen .0 und 10
Franken wöchentlich bewegen, nicht hin wegsetzen. Ich
verstehe nicht, wie das möglich sein soll bei freier Ein-
fuhr, bei freier Preisbildung. Wie denkt man sich die
Frage der Frachtvergütung, wie denkt man sich den
Ausgleich der Mehlpreise zugunsten der Gebirgsbevöl-
kerung, der bis jetzt ohne weiteres durch die Franko-
lieferung gegeben war? Vielleicht denkt der Herr
Finanzdirektor: Nie sollst du mich befragen .. . .,
vielleicht gibt er mir auch eine Antwort. Aber sie
kann nur aus' leeren Worten bestehen. Man kann
eine solche Frage nicht auf dem Katheder lösen, man
muß sie in fest gegossenen bestimmten praktischen
Formen zum Ausdruck bringen, und darum sage ich:
Was mir vom Bundesratstische aus in dieser Bezie-
hung heute geantwortet werden wird, das ist für mich
nicht entscheidend. Die einzig richtige Lösung wäre,
daß wir vom Bundesrat eine Ergänzungsbotschaft
verlangten, einen Gesetzesentwurf über den Vollzug.
Dann wissen wir, ob die Durchführung möglich ist,

und dann werden verschiedene Herren ihre Hefte
noch revidieren müssen. Der Verfassungsartikel nützt '
nichts, wenn er nicht vollziehbar ist; so wenig wie die
Initiative etwas genützt hat, weil sie praktisch nicht
durchführbar war. Darum wollen wir vermehrte
Abklärung.

Ich bin trotzdem für Eintreten. Was soll ich
anderes tun? Ich habe schon gesagt, daß der
Bauer heute in einer erbärmlichen Lage ist.
Wir haben sein Interesse zu vertreten, wir
müssen nehmen, was man ihm bietet, und wenn es
ein Almosen ist. Da helfen grundsätzliche Erwä-
gungen nicht mehr, wenn die Leute Hunger haben,
wenn sie ihren Zins nicht mehr bezahlen können, wenn
sie Gefahr laufen, innert Jahresfrist von ihren kleinen
Höfen vertrieben zu werden. Es gibt solche Ver-
hältnisse bei den Kleinbauern. Also stimmen wir hier
zu, aber ich habe mir trotzdem erlaubt, den grund-
sätzlichen Standpunkt zu markieren, und ich hoffe,
Sie ,haben das verstanden.

M. Musy, conseiller fédéral : Je dois dire que je
regrette la confusion du discours de M. Abt qui,
après avoir indiqué les raisons, à son avis, décisives,
pour prendre position contre le projet du Conseil
fédéral, en arrive à conclure qu'il votera son accep-
tation.

Je regrette cette attitude. Il faut être logique et
aboutir dans un discours aux conclusions 'qui en
découlent. M. Abt aurait donc mieux fait de dire:
« Pour les raisons que je viens de développer, je vote
contre le projet du Conseil fédéral. C'eût été plus
logique et, M. Abt me permettra de le lui dire, bien
plus courageux que de s'attarder à des digressions
et à déclarer, enfin, après avoir combattu nos idées,
qu'il voterait le projet.

Celui-ci se présentait dans des conditions parti-
culièrement difficiles, puisqu'il défendait l'intérêt
général contre l'intérêt de quelques-uns. (Un conseiller :
Das Gegenteil.)

Après ce discours "de M. Abt, ici, un autre M. Abt
s'est élevé en Suisse. M. Abt, vous le connaissez
cet autre M. Abt. Il a publié, avec courage, avec
énergie, des articles en faveur de la lutte contre le
schnaps. Je ne suis pas d'accord sur toute la ligne
avec les propositions qu'il a faites, mais, enfin, quand
le Gouvernement et ceux qui le représentent sont dans
des situations particulièrement difficiles pour.défendre
l'intérêt du pays, on ne remplit pas son devoir en
se livrant à des arguties et en dédaignant la logique
dans les conclusions auxquelles on aboutit après un
exposé de motifs. Ceci soit dit en passant, à titre de
réplique à ce qu'a dit M. Abt. Etant un habile avocat,
il ne m'en voudra pas de cette réponse et j'espère que,
malgré cette explication, que j'ai jugée opportune
en cet instant, nous pourrons, dans d'autres circons-
tances, tomber d'accord.

Le peuple suisse est devant le fait accompli. Le
peuple a rejeté le monopole. Vous n'avez pas à dis-
cuter s'il l'a rejeté à une très grande majorité' ou
à une petite majorité. Il n'y a pas, Messieurs,, de
décision à grande ou à petite majorité. Il y a des
décisions. Celle-là est prise. Le peuple a rejeté le
monopole et le devoir du Conseil fédéral était de
rechercher une autre solution. Il en a présenté une
conforme au verdict populaire. M. Abt l'a dit d'ail-
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leurs avec beaucoup de raison: il y a des difficultés
considérables à surmonter, mais nous avons l'impres-
sion qu'elles sont résolues et que pour tous ceux qui
ne sont pas attachés d'une façon définitive au mono-
pole, pour ceux qui ne veulent pas le monopole à
cause du monopole, pour ceux dont le cerveau n'est
pas encore imbibé d'étatisme, la solution qui nous est
présentée est une solution acceptable. Ce n'est pas
un miracle que nous avons fait. Nous avons cherché
sur tous les points une solution. Nous ne l'avons pas
trouvée du premier coup. M. Fazan disait qu'il
eût fallu la trouver plus tôt. Lorsqu'on m'a chargé
de chercher une solution, je l'ai cherchée et je ne
l'ai pas trouvée le premier jour. J'en ai envisagé
plusieurs et il m'a paru que celle qui vous est présentée
était la meilleure. Voilà la raison pour laquelle le
Conseil fédéral unanime, Messieurs, unanime, s'y
est rallié et m'a chargé de la défendre devant vous.

Je ne veux pas insister sur la nécessité de protéger
la culture du blé en Suisse. Je crois, Messieurs, que si
nous négligeons de protéger non seulement la culture
du blé, mais l'agriculture d'une façon générale, celle-ci
sera handicapée. Elle l'est déjà par des motifs d'ordre
climatérique, d'ordre topographique. La situation
des agriculteurs en Suisse est certainement beaucoup
plus difficile que celle de l'agriculteur hollandais et
je me réjouis de constater que l'industrie et la banque
comprennent la nécessité de leur accorder une pro-
tection spéciale. Je me réjouis à la pensée que la
banque et l'industrie comprendront encore mieux
à l'avenir cette nécessité.

L'honorable M. Graber nous a dit tout à l'heure que
le commerce et l'industrie étaient un danger au point
de vue moral. Je veux dire à ce sujet que je souhaite
de voir devenir aussi grand que possible le nombre des
gens qui peuvent vivre sur leurs terres comme
agriculteurs. Je crois en effet que le commerce et
l'industrie, qui nécessitent le développement de
l'habileté, quelquefois de la ruse, pour acquérir un
profit au détriment d'autrui, en opposant l'homme
à l'homme, sont des métiers probablement plus dan-
gereux au point de vue moral que celui qui met
l'homme aux prises avec la nature.

M. Graber conviendra cependant avec moi que le
commerce ..et l'industrie sont des nécessités et qu'on
est obligé de les admettre. Tous les pays du monde
les admettent. Cela n'empêche point qu'avec lui,
je souhaite et je désire que dans le commerce et l'in-
dustrie disparaisse la spéculation. M. Abt, d'ailleurs,
a également déclaré qu'il n'aimait pas beaucoup" la
spéculation. Moi non plus, je n'aime ni les spécula-
teurs ni les Schieber. Par conséquent, il n'y a pas,
sur ces points, entre M. Abt, M. Graber et moi,
des "Sivergences de doctrine capitales. Je suis, comme
eux, partisan, dans le domaine de l'industrie et du
commerce, de la pratique de la morale commerciale,
mais je dois constater que chez nous, ni le commerce,
ni l'industrie, ni la banque — M. Abt doit le savoir,
lui qui a des relations internationales étendues et
s'occupe beaucoup d'affaires qui l'obligent à se rendre
dans les pays étrangers — n'ont à redouter la com-
paraison avec le commerce, l'industrie et la banque des
autres pays.

Je crois avec M. Abt, je crois avec tous ceux qui
ont pris la parole au nom des intérêts agricoles, qu'il
faut que le nouveau projet confirme à l'agriculteur,
au cultivateur de blé, le maintien de tous les avantages

qui lui ont été conférés par le système du monopole,
y compris la prime à la mouture, qui n'est venue que
bien après la guerre. Je suis partisan de cette prime
à la mouture parce que, comme l'a dit d'ailleurs
M. Escher, elle est au profit du petit paysan de la
montagne, auquel il faut penser et qui est dans une
situation particulièrement difficile. .

Le paysan de la plaine, avec sa polyculture — il
a ses légumes, il a ses fruits, il a quelquefois son vin —
a la possibilité de gains multiples, tandis que celui
des hautes vallées vit dans des conditions écono-
miques beaucoup plus difficiles. Telle est la raison
pour laquelle nous voulons que les paysans qui ont
construit leurs moulins au creux de nos vallons
alpestres bénéficient de conditions spéciales. Voilà
pourquoi j'ai accepté la proposition faite en leur nom
par M. Escher, au sein de la commission.

La prise de livraison. Il est superflu de la discuter,
tout le monde est d'accord.

Les moulins. On nous a dit: «Vous faites aux
moulins une situation tout à fait spéciale. » Nous
protégeons les moulins contre la concurrence étran-
gère, non pour être agréables aux meuniers, mais
parce que nous savons que le maintien du moulin
est une nécessité nationale. Sans nos moulins suisses,
comment pourrait-on tirer profit de nos seigles, de
nos blés, de nos froments? Ce serait impossible;
si la frontière était ouverte, la concurrence étrangère
écraserait immédiatement tous nos moulins et nous
serions, en réalité, hors d'état d'utiliser nos blés.
C'est avec la farine qu'on fait le pain; par conséquent,
la protection que nous donnons aux moulins n'est
pas, comme l'a dit ce matin M. Graber, une protection
accordée à une corporation, mais la défense d'une
industrie dont le maintien est une nécessité d'ordre
national.

Tout à l'heure, on a parlé du monopole de la farine.
Si les restrictions d'importation n'avaient pas été
supprimées, nous n'aurions besoin, ni d'impôts sur les
farines, ni de relèvement de taxes à la frontière,
qui constituent le régime actuel; c'est la frontière
fermée à ' l'importation des farines étrangères. Il
a passé, l'année dernière, un peu de farine de blé dur
pour la fabrication des pâtes alimentaires et la prépara-
tion de certains aliments et médicaments, la prépara-
tion des farines lactées, par exemple ; une soixantaine
de wagons en tout, de sorte que le moulin suisse est
actuellement protégé par une fermeture hermétique
de la frontière.

Si nous avions pu appliquer des restrictions d'im-
portation, c'eût été différent. Mais la Suisse s'est
engagée, par la convention de Genève, à ne plus
pratiquer ces restrictions. Je ne veux pas faire d'in-
cursions dans le domaine de mon collègue. Est-ce
un bien que la Conférence de Genève ait, en réalité,
supprimé la possibilité de restrictions d'importation ?
Je comprends qu'on supprime les restrictions d'im-
portation visant'les produits d'ordre industriel;
c'est une protection à la fabrication, à une production
qui peut être réglée et qui est, si je puis le dire, arti-
ficielle, tandis qu'il y a des produits naturels; comme
chez nous les produits agricoles, qui ne peuvent pas
être exposés à la concurrence étrangère sans être voués,
condamnés, à une situation intenable, au point de
vue économique. Ainsi, la concurrence sur les beurres.
Si le beurre hollandais peut être importé chez nous
en toute liberté, comment voulez-vous que le paysan
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suisse, qui a six mois d'hiver à la montagne, puisse
faire concurrence, dans le domaine des produits lai-
tiers, au producteur hollandais qui, pendant dix mois
de l'année, fourrage son bétail au vert. Il y a là une
situation tellement exceptionnelle, dans le domaine
des produits naturels, qu'on aurait dû, me semble-t-il,
faire une différence entre la protection des produits
industriels et les restrictions d'importation appliquées
aux produits du sol. Je n'ai pas pu me servir des res-
trictions d'importation dans la combinaison présentée,
parce qu'elles sont contraires aux engagements pris,
et c'est la raison pour laquelle nous sommes arrivés
aux droits de douane, avec la possibilité d'aller jusqu'à
la fermeture par le monopole. Ce n'est, en réalité,
rien d'autre que la continuation du système actuel.
Les, autres Etats, la France, l'Allemagne, l'Autriche,
qnt protégé leurs moulins par des droits de douane
très élevés.

Quand la loi d'application vous sera soumise,
vous discuterez cette question et vous verrez si nous
voulons pratiquer le système de protection par des
droits de douane très élevés; pour le moment, il
est plus prudent de laisser dans l'article constitution-
nel la possibilité d'appliquer ies deux solutions.

Maintenant, voyons le consommateur. Eh bien!
la situation du consommateur est touchée surtout
par la couverture financière. C'est ici que nous voulons
discuter, et discuter avec M. Abt, la question des^
bénéfices qui peuvent être réalisés par le monopole,,
parce qu'il ne sert à rien d'avancer des chiffres, de
parler de 20, 25 ou 10 millions. J'ai l'habitude des
chiffres. On m'a dit tout à l'heure que je n'étais pas
naïf. C'est un compliment de M. Graber et je l'en
remercie; je tâche de l'être le moins possible, parce
que mon devoir est de ne l'être jamais.

Nous allons discuter les conditions du prix du
pain; c'est le moment de produire des chiffres. Ac-
tuellement, l'administration des blés incorpore dans
le prix des blés livrés aux moulins suisses, par le jeu
d'une majoration de prix, la totalité de ce que coûte
la subvention à la culture indigène, sauf la prime à
la mouture qui, d'après la décision des Chambres,
est supportée par le budget. Par conséquent, le budget
supporte actuellement, disons 4 millions de primes
à la mouture, et tout le reste est incorporé aux prix
des céréales, des blés livrés aux moulins. On nous dit:
«Mais, au fond, ce sont les bénéfices de l'adminis-
tration des céréales qui couvrent ces subventions. »
On nous a dit encore (j'ai entendu à Heiden déjà
cette parole prononcée par quelqu'un d'autre) que
pendant la guerre le commerce des céréales pouvait
réaliser un bénéfice .de 25 millions par an. Nous nous
sommes renseigné. Avant la guerre, comme aujourd'hui,
on a importé un peu plus de 40,000 wagons, de blé
et les indications précises obtenues par un, canal sûr,
auprès de personnes qui n'ont pas de préoccupations
d'ordre politique, auprès de personnes qui ne font
que des chiffres, m'ont permis de préciser que les
bénéfices faits à l'époque où le commerce des céréales
était libre, étaient de 25 à 40]cts. par 100 kilos, presque
jamais de 50 cts.; la moyenne de 50 cts. serait donc
au-dessus; tous les bénéfices réalisés dans les dix ans
précédant la guerre et l'institution du monopole,
qu'est-ce que cela représente comme total? 40,000
wagons à 50 cts. le sac; cela ne représente pas 20 mil-
lions, mais 2 millions. Il ne faut pas jouer avec les
zéros, parce que c'est un chiffre très dangereux,
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surtout quand on le met après les unités. Par consé-
quent, sur ce point, il faut être bien au clair. Le béné-
fice qu'on peut réaliser dans le commerce des blés
est minime. Je suis sûr que l'administration des
céréales a été bien conduite, que ceux qui ont été
à sa tête ont fait de leur mieux, ont été de bons
administrateurs, des gens loyaux et droits ; par consé-
quent, il est superflu d'insister parce qu'il y a certains
compliments qui peuvent d'avantage avoir une allure
d'attaque que celle d'un compliment sincère. '

Mais ce que je dis est étranger à la discussion.
Il ne s'agit pas de cela. On a dit que si j'avais été
directeur de l'office des céréales, j'aurais gagné
10 millions de plus; mais alors j'aurais pratiqué
le commerce comme M. Graber l'a dit; j'aurais vendu
mes céréales et mon pain extrêmement cher; la
politique de l'administration des blés a été de charger
le moins possible les consommateurs et moi, j'ai
voulu aller plus loin, parce que j'estime que le système
qui consiste à faire payer les frais de la culture indi-
gène aux consommateurs de pain est acceptable
dans une période extraordinaire comme la guerre, mais
ne peut être définitif. Pourquoi?

Les -meuniers nous avaient proposé une autre
solution: la taxe sur la farine. Je n'en ai pas voulu
pour les raisons suivantes: Comme dans le système
de l'incorporation au prix des céréales, tout ce que
coûte la culture indigène signifie un report sur le
consommateur de pain de la subvention accordée
au cultivateur de blé; or, les agriculteurs souhaitent
et désirent, et je le souhaite et le désire avec eux
comme avec vous tous, que la culture du blé se déve-
loppe en Suisse, qu'au lieu d'avoir une moisson qui
puisse couvrir les besoins pendant trois mois ou trois
mois et demi, nous en ayons une qui nous suffise
pour six mois. Seulement, la subvention ne sera plus
alors de 10 millions, mais de 20 millions et il me
semble qu'il serait très dangereux de mettre en
opposition le cultivateur de céréales et le consomma
teur de £>ain, le paysan de la montagne et le citadin
d'un côté et l'agriculteur de la plaine de l'autre.
Dans le cas particulier, qu'est ce que c'était que cette
solution? C'était l'obligation de payer tous les jours,
pour constituer cette subvention en faveur de l'agri-
culture qui aurait été en grandissant au. fur et à
mesure du développement de la culture intérieure;
le consommateur de pain, le paysan de la montagne
et le citadin auraient été, de par cette combinaison,
amenés à désirer que la culture du blé produise
moins.

Nous voulons pouvoir développer la culture in-
digène sans que le consommateur de pain ait à couvrir
la subvention proportionnellement grandissante qui
en serait la conséquence.

Les meuniers nous avaient dit: « Qu'est ce que
10 millions par an ? » Evidemment, aujourd'hui c'est
10 millions, mais lorsque la culture du blé aura doublé,
ce sera 20.millions. Nous avons recherché ce que signi-
fie le coût du pain dans un ménage. Contrairement
à ce qu'on nous disait, nous avons constaté que
ces. 10 millions ne seraient pas à répartir sur 4 mil-
lions d'habitants, ce qui eût donné 2,5 par tête,
chose parfaitement acceptable, mais seulement sur
3 millions, puisque 800,000 producteurs de blé n'au-
raient pas eu à supporter ce supplément. En mangeant
le pain qu'ils produisent, ils n'auraient pas participé
à la constitution de la réservé nécessaire pour faire
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face à la subvention, puisqu'au lieu de payer, ils
touchent une prime à la mouture. Et encore sur ces
trois millions d'habitants, la répartition ne serait
pas identique. Croyez-vous que sur la table du riche
le pain joue un rôle important? Il y joue un rôle
tout à fait insignifiant, tandis que chez le petit ouvrier,
chez celui qui n'a qu'un traitement très modeste,
dont la situation économique est précaire et qui
a de nombreuses bouches à nourrir, le pain représente
dans certains cas le 17 à 18 % de la dépense. Ce sont
les chiffres qui nous ont été donnés par des industriels
qui s'occupent des intérêts de leurs employés. Nous
en avons heureusement beaucoup comme cela en
Suisse.

Il est incontestable que ce système de taxe sur
la farine ou de prolongation du régime actuel, aurait
frappé surtout ceux auxquels doit aller notre solli-
citude.

En Italie, alors que Cavour était chef du gouverne-
ment, on a introduit la prime à la mouture, le maci-
nato, comme on l'appelait. Dès l'adoption de cette
mesure, on a pu constater à la Chambre et parmi
le peuple un mécontentement grandissant. Le gou-

• vernement a bien essayé de l'apaiser en diminuant
la taxe. Cela n'a servi à rien. La lutte a continué
et un certain nombre d'années plus tard le gouverne-
ment a dû capituler devant l'opinion publique, qui
ne voulait plus de l'impôt de la faim.

C'est la raison pour laquelle j'ai cherché une autre
solution et je crois l'avoir trouvée. On a parlé de
l'œuf de Christophe Colomb. Je ne désire qu'une
chose. C'est que cette solution soit utile. On m'a dit
que j'aurais dû la trouver plus tôt. Je regrette, avec
M. Fazan, que quelqu'un d'autre ne s'en soit pas
avisé avant moi.

Le prix du pain déchargé de cette taxe sur la
farine ne semble pas devoir baisser. Si ces 10 millions
prélevés actuellement par l'augmentation du prix
des céréales livrées au moulin sont à l'avenir payées
par d'autres, le consommateur de pain doit Bénéficier
de cette réduction. On m'a dit qu'au fond le monopole
était le système du pain à bon marché, que tous les
autres systèmes apporteraient un pain plus cher.
Je suis encore de ceux qui croient que si l'on décharge
l'ensemble 'de la consommation de 10 millions, il en
résultera pour le consommateur un bénéfice. Je crois
également à l'efficacité de la concurrence. J'ai peut-
être des airs archaïques en persistant à croire que
la concurrence sert à quelque chose dans le monde.
L'expérience faite dernièrement en Norvège a dé-
montré que le retour au système de la liberté dans le
commerce des céréales a permis au consommateur
de pain de bénéficier de prix inférieurs. Je ne me
porte pas garant des chiffres qui ont été cités. On
a prétendu que la Suède dépenserait 20 millions de
couronnes par an de moins avec le système de la
production sans monopole. Je constate simplement
que dans ce pays, on prétend que la suppression
du monopole a apporté un allégement intéressant.

On nous a parlé des trusts. Il y a trois possibilités
de trust. Le trust du commerce des céréales. Le jour
où les maisons suisses se seraient groupées en trust,
il est incontestable que les maisons étrangères qui
importent du blé en Suisse profiteraient de l'occasion
du bénéfice offert par le trust et immédiatement le
consommateur suisse bénéficierait de la concurrence
que les étrangers feraient au trust indigène.

Les moulins ! Vous savez qu'une grande partie des
moulins appartiennent à des coopératives qui jouent
un rôle important, parce que ces sociétés ne sont pas
des organisations cherchant surtout à réaliser des
gains. Les coopératives attireraient à elles toute
la clientèle des moulins qui s'aviseraient de pratiquer
des prix trop élevés.

Reste le trust des boulangers. Je constate simple-
ment que sous le régime actuel le trust est possible.
Si vous adressez à la solution proposée un reproche
à ce point de vue, je vous répondrai qu'il n'y a rien
de changé. Il en sera à l'avenir comme sous le régime
actuel.

Un gros reproche qu'on nous adresse concerne
le contrôle. Je ne veux pas reprendre ici toutes les
critiques qui ont été adressées au projet et l'exposé
détaillé fait par le directeur des douanes, M. Gassmann,
à.la commission à Heiden. Il est certain que l'adminis-
tration des douanes accomplit actuellement certaines
tâches beaucoup plus délicates. Lorsque je vous ai
présenté ici les différentes combinaisons concernant
les taxes sur le tabac avec l'application d'un taux
différentiel, suivant qu'il s'agissait de tabac pour la
pipe, pour le cigare ou pour la cigarette, on m'avait
dit que c'était une tâche impossible. Nous avons
déjà derrière nous sept ans d'expérience. Nous
touchons chaque année plus de 20 millions. Je me
réjouis de penser que cet argent est réservé aux assu-
rances. Or, les fabricants de cigares et de cigarettes
sont unanimes à nous déclarer qu'ils ne sont nulle-
ment gênés par le contrôle qui est cependant beau-
coup plus difficile que celui que nous assumerions
pour le blé. Au moment ou il préparait son projet,
le Département des finances a posé à M. Gassmann
la question suivante : Pouvez-vous, en toute conscience,
vous déclarer en mesure d'assumer ce contrôle et
de le mener à bonne fin? M. Gassmann a étudié la
question; il a démontré que lorsqu'il assume une
tâche, il sait la mener à chef. Or, M. Gassmann m'a
déclaré: «C'est parfaitement possible. Vous devez
admettre que les tâches que nous remplissons au-
jourd'hui, en particulier en ce qui concerne le contrôle
des tabacs et de tous les taux différentiels, sont beau-
coup plus difficiles que le contrôle du blé. Dans ce
domaine, je n'ai aucune crainte. »

M. Graber prétend qu'il y a trop de contrôles.
Je le mets en opposition avec ce qui a été dit à Heiden.
Si vous admettez d'aller un peu plus loin et de faire
encore le contrôle du prix du pain, si vous admettez
l'annulation des contrats collectifs qui pourraient
être faits ou par les marchands de céréales, ou par
les meuniers, ou par les boulangers, nous pourrions
voter le projet. M. Graber prétend qu'il y a trop de
contrôles. M. Reinhard dit qu'il n'y en a pas assez.
Je vois dans ces deux attitudes une contradiction
sur laquelle j'ai beaucoup de peine à me faire une
opinion. Je ne sais pas pourquoi ces deux Messieurs
ne veulent pas se mettre d'accord. (M. Graber: Nous
sommes d'accord. C'est vous qui nous mettez en
désaccord.)

Il est assez extraordinaire que M. Reinhard nous
ait proposé, dans le cadre de la solution sans mono-
pole, une solution qui va plus loin dans le contrôle,
en affirmant éventuellement que le parti socialiste
ne ferait plus d'opposition, qu'éventuellement il
pourrait accepter cette solution.
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Voyez-vous, il faut regarder les choses de près,
se rendre compte de la façon dont cela jouera au
point de vue pratique et l'on se convaincra que le
projet est acceptable.

Il faut avoir le courage de reconnaître que chez
un certain nombre d'opposants — je ne parle pas de
M. Abt — l'opposition est en réalité dictée par des
motifs d'ordre politique. Posons donc le problème
sur son véritable plan, puisque c'est là en réalité
qu'est l'origine de nos divergences.

J'ai entendu à Heiden un représentant du parti
socialiste nous dire: «Nous sommes partisans du
monopole, parce que c'est l'étatisation d'une branche
de notre économie nationale et que notre politique
socialiste tendra à demander l'étatisation, au fur et
à mesure qu'elle sera mûre dans toutes les branches
de notre industrie et de notre commerce». Voilà,
Messieurs, un langage clair. Voilà qui situe le problème
dans une lumière complète. Je ne suis pas partisan
de l'étatisation et c'est la raison pour laquelle nous
ne serons jamais d'accord. Ce n'est pas seulement
pour des motifs de contrôle ou de détail. Il y a, à
la base de cette divergence, des raisons d'ordre
politique profondes sur lesquelles nous avons l'obli-
gation d'insister quelques secondes.

Je comprends que le parti socialiste demande
l'étatisation du commerce du blé et qu'il nous ait dit:
« D'abord celle-là et ensuite toutes les autres branches
de l'économie nationale. » J'ai la conviction, Mes-
sieurs, et l'histoire l'a suffisamment démontré, que la
seule forme pratique du socialisme, c'est l'étatisation.
En dehors de cela, il n'y a pas de solution pratique.
Le marxisme a fait une faillite retentissante. Il a été
condamné par ses propres élèves. Les écoles socialistes
qui sont venues après, le réformisme, le syndicalisme,
ont trouvé qu'en réalité la solution de Marx était
inapplicable et nous voyons actuellement en Russie
un phénomène intéressant: c'est l'opposition entre
Trotzki et Staline. Trotzki est le représentant du
marxisme intégral et l'autre, le ministre qui est
encore là, Staline, est le représentant du socialisme
que j'appellerai pratique. D'un côté, il y a la théorie,
la théorie dans les nuages et les brouillards. D'un
autre côté, il y a le socialisme pratique qui dit qu'en
réalité, l'étatisation seule est la formule pratique du
socialisme. Il ne veut plus de la dictature du prolé-
tariat, il veut la dictature des bureaux et du fonction-
narisme. Messieurs, c'est dans cette direction que
veulent en réalité s'orienter ceux qui désirent l'étati-
sation successive des différentes branches de notre
économie nationale. Je dois dire que c'est la raison
fondamentale pour laquelle je n'ai jamais voulu
voter le monopole. C'était le motif essentiel. Il y en
a d'autres, d'ordre secondaire. Est-ce que dans le
domaine de l'étatisme — c'est la question que se sont
posée en réalité les Etats européens qui ont fait des
expériences — les socialistes ont abouti à quelque
chose ?

Branting a été à la tête d'un gouvernement qui
était totalement socialiste. Qu'est-ce qu'il a fait de la
socialisation? Rien. La Tchécoslovaquie a eu depuis
la guerre un gouvernement qui était également
socialiste; est-ce qu'il a étatisé, est-ce qu'il aintroduit
des monopoles? Non. En Allemagne, on a posé la
question. Elle a été discutée à l'assemblée de Weimar.
On a constitué une commission chargée d'étudier
l'étatisation en particulier. Là aussi, il y a une trinité :

Kali, Kohle et Elektrizität. Je me suis renseigné pour
savoir ce qu'on avait fait. Jusqu'à ce jour, l'activité de
cette commission a dû être bien discrète, puisqu'on
n'en entend plus parler. L'Etat prussien vient de
décider la desétatisation des mines. En 1900, à l'uni-
versité de Berlin, j'ai entendu une brillante cohorte
de professeurs, j'ai entendu Schmoller, Wagner,
d'autres encore. J'étais un élève assez assidu, j'ose le
dire sans prétention. Je suivais avec une attention
toute spéciale leurs exposés fort intéressants. Ils
étaient brillants, Messieurs, brillants et séduisants.' Il
régnait une sorte de solidarité vague qui dominait
toute cette doctrine très prenante pour nous. Nous
avions, pour ces professeurs, une très grande admira-
tion. Il est incontestable que les opinions qui domi-
naient à l'université de Berlin ont eu une influence sur
les gouvernements et sur l'orientation de la politique
économique de la presse. On avait acheté, au cours des
années suivantes, en 1905, 1906, 1907, une série de
mines avec l'intention de les étatiser. Actuellement,
nous sommes en présence d'une condamnation authen-
tique, puisque le Gouvernement et la Chambre prus-
sienne viennent de décider la remise de ces mines à l'ex-
ploitation privée. Lisez donc une fois le message intro-
ductif à cette conclusion. Dans ce message, il est dit en
particulier que l'on veut soustraire les mines à l'in-
fluence de la politique. C'est une doctrine. Je partage
cette doctrine, je la défends. On m'a dit que je n'aurais
pas dû faire ce fameux chapitre 7. Eh bien, j'ai été
sincère. Je n'ai pas caché mon jeu. J'ai présenté
une solution sans monopole, non pas seulement parce
que le monopole a été rejeté, mais,parte que je suis
contre les monopoles.

Nous sommes maintenant bien au clair sur ce que
le chef du Département des finances pense de l'éta-
tisation.

Je veux dire à M. Bringolf que je le comprends
parfaitement lorsqu'il vient demander ici le maintien
du monopole du blé. Le seul Etat d'Europe qui l'ait
encore, c'est la Russie. Tous les autres l'ont sup-
primé. La Suisse, pays des industriels, des commer-
çants et des citoyens intelligents, ne serait-elle pas
capable de résoudre le problème des céréales en dehors
du monopole? Nous ne méritons pas ce certificat
d'incapacité. Si notre projet a besoin de transfor-
mations, je suis prêt à les lui faire subir.

M. Graber m'a dit que je ne croyais pas à ce projet.
S'il y a,quelqu'un qui y croit, c'est M. Graber. Il
propose de soumettre au peuple, non pas le projet,
mais l'initiative. M. Graber ne pouvait pas rendre un
plus bel hommage au projet .que le Conseil fédéral
vous présente.

Il n'y~a dans cette affaire, somme toute, après les
discussions un peu vives qui ont eu lieu entre M. Abt
et moi — nous avons tous les deux du tempérament,
ce n'est pas un défaut — ni vainqueurs ni vaincus.
La solution qui vous est présentée aujourd'hui
n'aurait pas été possible avant la votation sur le
monopole. Je n'ai pas l'impression que ceux qui font
le sacrifice aujourd'hui en acceptant l'idée de la
prise de livraison avec garantie de prix, en se chargeant
de la couverture financière d'une dizaine de millions,
l'auraient acceptée avant; elle peut être acceptée
aujourd'hui grâce à la résistance des monopolistes.

J'ai entendu tout à l'heure, avec beaucoup d'in-
térêt, le discours de M. Fazan. Si le cœur de M. Graber
est encore attaché tout entier au monopole, M. Fazan
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n'a pas encore réussi à en détacher le sien. J'espère
que les explications données contribueront à le rame-
ner complètement à cette solution et je me réjouis,
contrairement à ce qu'a dit M. Bringolf, que nous
ayons réussi à réaliser une sorte d'unité nationale
autour de ce projet. J'ai dit l'autre jour à Heiden:
« Je ne désire pas la guerre, et si les socialistes pou-
vaient se rallier à cette solution, je m'en réjouirais,
parce qu'alors nous serions tous d'accord et qu'on
pourrait faire la photographie dont vous parliez
tout à l'heure, M. Bringolf. » Je me réjouirai chaque
fois qu'il sera possible de photographier le peuple
dans une attitude de solidarité nationale.

On a dit: « Si ce projet est rejeté, eh bien, le
projet sur l'alcool le sera probablement aussi ! » Ce
serait un grand malheur et les assurances seraient
très compromises, ce que je regretterais profondé-
ment. J'ai par contre entendu quelqu'un qui se con-
solait en disant: « Si le projet est rejeté, ce sera la
faillite des partis bourgeois et, par conséquent, une
bonne affaire ! » Ce ne sera pas la faillite des partis
bourgeois, mais la faillite de la démocratie et je forme
le vœu très sincère que notre démocratie fasse, à
cette occasion, et à l'occasion de l'alcool, la démons-
tration qu'elle est capable de résoudre les problèmes
les plus délicats. Voilà ma conclusion et je vous prie,
avec tous ceux qui ont parlé en faveur du projet,
de voter l'entrée en matière.

Abt • Es ist sonst nicht üblich und widerspricht
den parlamentarischen Sitten, daß Bundesräte zu
ihrer Verteidigung gegenüber ihnen mißliebigen Voten
von Parlamentariern zu persönlichen Angriffen Zu-
flucht nehmen. Herr Bundesrat Musy hat das getan.
Und es scheint, daß mein Votum Herrn Musy einen
besonders tiefen Eindruck gemacht hat.

Er hat mir einmal vorgehalten, ich hätte hier in
diesem Saale den Schnaps verherrlicht. Ich weiß wahr-
haftig nicht, was das mit dem Getreidemonopol zu tun
hat oder mit der monopolfreien Lösung. Ich habe am
9. Juni 1925 eine Interpellation eingereicht, die heißt:
« Wie lange noch gedenkt der Bundesrat die schweize-
rische Landwirtschaft durch Tiefhaltung des Sprit-
preises für eine neue Alkoholvorlage gefügig zu
machen ? Beginnt er noch nicht einzusehen, daß die
mit dieser Strafexpedition verbundene Ausdehnung
der Schapspest alle Bestrebungen zur Bekämpfung
des Alkoholismus zunichte mächt ?» •

Meine Herren, Sie sehen an dem Tenor dieser
Interpellation, daß ich nicht für den Schaps, sondern
gegen den Schnaps geredet habe. Und der Eindruck,
den Herr Bundesrat Musy mit seinen Ausführungen
hat erwecken wollen, ist aktenwidrig und wahrheits-
widrig.

Zum Zweiten hat er gesagt, ich hätte große inter-
nationale spekulative Beziehungen. Das ist wahr.
Ich mache meine Geschäfte nicht nur in der Schweiz,
sondern ich verdiene auch gerne in Berlin oder Paris
etwas; ich weiß nicht, ob Herr Bundesrat Musy das
auch so hat oder nicht. Aber jedenfalls hat er mit
seiner. Bemerkung den Eindruck erweckt, als ob ich
unsaubere Geschäfte machte. Dagegen protestiere
ich auf alle Fälle. Ich frage, was er damit sagen wollte.
Er soll heraus mit der Sprache. Im übrigen bin ich
bereit, meine geschäftliche Tätigkeit einer parlamen-
tarischen Kommission zur Untersuchung vorzulegen.
(Heiterkeit.) .Ich hoffe, Herr Musy besitze soviel

Courtoisie, daß er das dann auch mit den seinen
tue.

Zum Dritten hat er mir Mangel an Courage vor-
geworfen. Ich glaube nicht, daß ich mich gegen diesen
Vorwurf verteidigen sollte; Sie kennen mich zu gut.
Ich glaube aber nicht, daß Herr Bundesrat Musy,
der Diplomat, aktiv legitimiert sei, mir diesen Vor-
wurf zu machen.

Schär : Es ist in der bisherigen Diskussion von
der Initiative, die sich als verfehlt herausgestellt
habe, gesprochen worden. Ich möchte betonen, daß
bei der Abstimmung vor zwei Jahren die Monopol-
gegner das Versprechen abgegeben haben, daß sie
im Falle der Verwerfung des Monopols alles tun
werden, um den berechtigten Wünschen der Land-
wirtschaft Rechnung zu tragen. Zu diesem Zwecke
War schon die Initiative lanciert worden (ich war nicht
bei ihren Vätern; ich habe'erst nachher davon Kennt-
nis erhalten), um den Landwirten Garantien zu schaf-
fen, daß bei Verwerfung des Monopols die Getreide-
frage nicht ins Leere falle, und daß dann immer noch
eine Lösungsmöglichkeit vorhanden sei. Die Absicht
war jedenfalls gut, und wenn die Initianten damals
über die mit diesem Wortlaut mögliche Lösung viel-
leicht nicht ganz im klaren waren, so tragen nicht sie
die Schuld daran, sondern der Bundesrat; denn die
Initiative ist die wortgetreue Kopie der Vorlage des
Bundesrates und des Volkswirtschaftsdepartementes
vom Mai 1924. Wenn man der Initiative nun heute
alle möglichen Lücken und Mängel nachreden will,
fallen alle diese Vorwürfe auf den Bundesrat und den
damaligen zuständigen Departementsvorsteher und
seine Berater zurück. Das gehört meines Erachtens
hier auch festgestellt.

Nun in zweiter Linie : Die Lösung, die nach Ver-
werfung der Monopolvorlage gesucht werden mußte,
Wäre sehr einfach gewesen, wir hätten heute alle die
Vorwürfe der Gegner der heutigen Vorlage nicht, wenn
wir uns nicht durch unsere Versprechen gegenüber den
Vertretern der Landwirtschaft gebunden gefühlt
hätten. Und diese Versprechen haben eine zukünftige
Lösung kompliziert. Es ist ausdrücklich erklärt
worden, man brauche diesen gordischen Knoten
nicht mit dem Schwert zu durchhauen und das Mono-
pol einzuführen, weil die monopolfreie Lösung schwie-
rig sei, sondern man müsse zunächst suchen, eine
monopolfreie Lösung anzustreben und durchzuführen.
Und wenn es sich dann ergeben sollte, daß die monopol-
freie Lösung die Wünsche der Landwirtschaft nicht
erfüllen könnte, könne man wieder miteinander
reden. Und darum, glaube ich, ist es auch nicht
loyal, wenn man der heutigen Lösung den Vorwurf
machen wollte, sie sei kompliziert, weil die Kompli-
kationen ja nur dadurch herbeigeführt wurden,
daß man den Wünschen der Landwirtschaft Rech-
nung getragen hat, und zwar hauptsächlich einem
Wunsche, über dessen absolute Berechtigung man
verschiedener Auffassung sein kann, nämlich der
Wunsch, daß der Bund als Zwischenhändler ein-
gesetzt werde bei der Abnahmepflicht des Getreides,
also daß das Getreide des Inlandes nicht direkt vom
Produzenten an den Müller gelangen kann. Es wird
von zuständigen Fachleuten erklärt, es wäre durchaus
möglich, den größten Teil des Getreides ohne Ver-
mittlung einer amtlichen Instanz an die Müller ab-
zusetzen; bei einem gewissen Teil, allerdings, haupt-
sächlich dem Roggen und einigen minder qualifi-
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zierten Sorten wäre das etwas schwieriger. Aber
weil die Landwirtschaft absolut auf dieserUebernahme-
pflicht des Bundes beharrt, haben auch die Monopol-
gegner zugestimmt. Das war übrigens schon -vor der
Monopolabstimmung bekannt und ich möchte die
Mitglieder der Kommission, die noch in Kandersteg
dabei waren, daran erinnern, daß mit Ausnahme des
Herrn Sulzer schon damals die Monopolgegner für
diese Uebernahmepflicht zu haben waren.

Eine zweite Komplikation ist entstanden - durch
die zwangsweise Zuteilung des Inlandgetreides durch
den 'Bund an die Müller; das ist die, daß die Müller
nun auch Begehren stellen 'können. Sie kommen
dadurch, daß ihnen der Bund erklärt: « Ihr müßt
soundso viel Inlandgetreide mit vermählen », in eine
inferiore Lage gegenüber dem ausländischen Müller,
dem man das nicht zumutet. Es geht nun doch nicht
an, den Inlandmüller ohne Kompensation einer Kon-
kurrenz auszusetzen, die bestimmte Verpflichtungen
des Inlandmüllers nicht zu tragen 'hat. Und da
bleiben als Schutzmaßnahmen .nur übrig : entweder
Einfuhrbeschränkungen, hohe Zölle auf Backmehl
oder das Mehleinfuhrmonopol. Von diesen drei
Varianten fällt die Einfuhrbeschränkung von vorn-
herein dahin; es ist erklärt worden, warum. Es bleibt
nur der hohe Zoll, der vielleicht am ehesten angewen-
det werden kann; aber eventuell muß man doch auf
das Mehleinfuhrmonopol greifen. "Was hat das aber
materiell für eine Bedeutung? Wir können auch als
prinzipielle Gegner des Getreidemonopols dieses
Mehleinfuhrmonopol schlucken, weil es .ja materiell
nicht in Betracht kommt. Ich habe vor einem Jahr,
als die außerparlamentarische Kommission vor-
bereitet wurde, gerade noch die Zollstatistik des Jahres
1927 durchgesehen. Was habe ich da entdeckt?
Daß in den ersten zehn Monaten 1927 34,793 Waggons
Getreide und nur .21 Waggons Mehl eingeführt wur-
den, also nicht einmal ein Promille, bloß etwas mehr
als ein halbes Promille der Gesamteinfuhr. Und
wegen dieser Kleinigkeit, die dann unter Umständen
für ein allfälliges Monopol bleiben soll, wirft man uns
Grundsatzlosigkeit vor.

Die Hauptsache ist doch für uns, daß das Monopol
mit der neuen Lösung zu 75 bis zu 100 % fällt, daß
Auslandgetreide wieder frei eingekauft werden kann,
daß-jeder Müller die ihm zusagenden Sorten einkaufen
und vermählen kann, daß er das Mehl nach den
Wünschen seiner Kunden gestalten i kann, nicht wie
heute, wo infolge des Monopols keine große Auswahl
möglich dst. .Heute muß der Müller das nehmen,
was das Monopol eingekauft hat. Die -Sorten sind
natürlich nicht alle gleich; man kann also nicht jedem
nach seinen Wünschen zuteilen; der.eine erhält etwas
bessere, der .andere etwas geringere Qualität, .und
das hat seinen Einfluß auf die Qualität des Backmehls.
Es sind nicht nur Konsumvereinsbäckereien, sondern
auch .private, .die erklären: «Wir warte'n sehnlichst
auf .den Zeitpunkt, wo wir unser Mehl wieder selbst
auswählen können..» Das können .sie aber erst,
wenn die .Mühlen wieder frei sind .in der Auswahl
der .Sorten des Getreides, die ihnen passen. Es wird
hei der .Beurteilung der ganzen ;Frage von selten
der .Monqpolfreunde vergessen und übersehen, daß
die Auswahl der Sorten beim Monopol nicht mehr
möglich.ist, daß hier eine gebundene Wirtschaft vor-
liegt, und daß dieser Umstand in seiner Wirkung viel
bedeutender ist als gewöhnlich: angenommen .wird.

Nun ist erklärt worden, diese Lösung mit dem Mehl-
monopol, überhaupt die Bevorzugung der Müller
durch die Verfassungsvorschrift, bedeute eine schwere
Schädigung des Konsumenten. Da .möchte ich ein-
mal mit diesem Begriff « Konsument » abrechnen.
Jeder erklärt, er sei Konsument, wenn es ihm gerade
paßt; es ist auch jeder Konsument, aber es .gibt
zwei Sorten Konsumenten. Prof. Gide hat einmal
das Wort geprägt: «Le consommateur est un roi
fainéant »; er sei ein König, der seine Macht nicht
ausübe. Das ist vielleicht übertrieben, aber bis zu
einem gewissen Grade hat es seine Berechtigung.
Wenn der .Konsument sich seiner Konsumkraft be-
wußt wird und sich mit seinesgleichen zusammen-
schließt, auf dem Wege der Selbsthilfe wirtschaftliche
Verbände gründet zur Deckung des Bedarfes, wenn
er, die Bedarfsdeckungswirtschaft an Stelle der "heuti-
gen Erwerbswirtschaft einführt, so ist auch kleinen
Kräften möglich, was sogar Großkapitalisten nicht
möglich ist. Den besten Beweis dafür haben wir darin',
daß nicht nur in der Schweiz die größten Bäckereien
heute nicht in den "Händen von Großkap'italisten sind,
sondern in denen der organisierten Konsumenten.
Diesem Konsumenten der Selbsthilfe stelle "ich. den-
jenigen gegenüber, der sich wie ein Schaf das Fell-über
die Ohren ziehen "läßt, der sich wehrlos abschlachten
läßt. Für diesen wehre ich mich nicht, für 'ihn .habe
ich keine Sympathie, es geschieht ihm recht. "Wie
erwähnt, ist gerade im Gebiet der'Müllerei, der Bäcke-
rei, der "Mehl-.und Brotversorgung die schweizerische
Konsumentenschaft durchaus leistungsfähig: sie wird
durch eigene Mühlen, eigene Bäckereien schon selbst
dafür sorgen, daß sie an sich selber '.keinen Gewinn
macht, d. h. .daß keine übersetzten Preise zu zahlen
sind. Denn das ist sicher, daß sie, abgesehen von den
nötigen Absóhreibungen und der vofhergesehenen
Reservedotierung Mehl und Brot zum Selbstkosten-
preis'liefern wird, unter dem ja wohl auch kein Profit-
müller liefern kann.

Von diesem Gesichtspunkte aus, .glaube.ich,.sind
die Bedenken, die geäußert worden sind, hinfällig.
Ich werde 'bei .Art. 3; wenn dieser „zur .Diskussion
steht, noch näher auf diesen ..Punkt zurückkommen.

.Und nun ein weiterer Punkt, der für:alle Konsu-
menten, die Schafe, wie die Selbsthilfekonsumenten
gilt und die Vorlage annehmbar und erwünscht macht :
das ist die dadurch zu erreichende Verminderung des
Brotpreises. Es kann nicht bestritten werden, >daß
heute, abgesehen von der Mahlprämie, ^sämtliche
Lasten des Ueberpreises und der sonstigen.Produk-
tionsprämien und Abgaben, die Frankolieferung,
auf Kosten des Brotpreises erhoben-werden. Ich habe
anhand des Geschäftsberichtes der Getreideverwal-
tung von 1927 ausgerechnet, daß die „GetreideVerwal-
tung letztes Jahr zusammen 20 Millionen Zuschlag
erhoben hat,auf dem ausländischen Getreide, um
den Ueberpreis, -die überflüssigerweise für Franko-
lieferung .übernommenen 6 Millionen Franken, dazu
die. Lagerkosten. Zinsen .usw. zu (decken. Dies-alles
kann nicht bestritten werden. Von .diesen .Lasten
werden bei der zukünftigen monopolfreien Lösung
dahinfallen einmal 6% Millionen für Frankolieferung;
in diesem Umfange werden -Frachtzusehüsse nicht
mehr gewährt werdendes kann sich .höchstens .um
eine bis anderthalb Millionen,Franken handeln, wie
in der Expertenkommission .ausgeführt worden ist,
vielleicht.nicht einmal ,um:sovieL Es bleiben oiann
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noch Mahlprämie und Ueberpreis; das macht zu-
sammen 14 Millionen, und das wird in Zukunft nicht
mehr auf das Brot geschlagen; das Brot kann darum
Um 2% bis 3 Rp. pro Kilo im Preis ermäßigt werden.
Darum ist diese Lösung eminent konsumentenfreund-
lich und nicht konsumentenfeindlich.

Wir Gegner des Monopols hatten uns seinerzeit
darum Sorgen gemacht, daß wir zur Deckung dieser
10—14 Millionen keine ändern Finanzquellen finden.
Das war uns unangenehm genug, wenigstens den Ver-
tretern der organisierten Konsumentenschaft. Per-
sönlich habe ich jedoch soviel Verantwortungs-
gefühl, daß ich sage: Man darf der Bundeskasse
nicht neue Auslagen zumuten, ohne dafür eine Dek-
kung zu schaffen. Ich war lange genug in der Finanz-
kommission, um die Berechtigung dieses Grundsatzes
anzuerkennen und ich hoffe gerne, daß auch in Zu-
kunft die Räte immer entsprechend diesem Grund-
satz handeln werden, sonst kommt unser fein aus-
geklügeltes Amortisationssystem zu Schaden. Ich
habe schon in der Expertenkommission erklärt, die
beste Lösung wäre die, wenn die Bundeskasse diese
Lasten tragen würde; eventuell wäre es besser, man
übertrüge die Last allgemein auf alle die Grenze
passierenden Getreidearten, um nicht das Brot allein
zu belasten. Herr Dr. Weber vom Gewerkschafts-
bund sagte, er wisse ein Finanzmittel: er hat eine eid-
genössische Erbschafts und Schenkungssteuer vor-
geschlagen. Sie war schon einmal vom Bundesrate
vorgeschlagen, ist dann aber in der Versenkung ver-
schwunden, wegen des Widerstandes aus einfluß-
reichen Kreisen. Wir machten uns darauf gefaßt,
daß wir schließlich in irgendeiner Weise den Brotpreis
verteuern müßten, um die Prämie für die Landwirt-
schaft zu tragen. Das war unsere schwache Stelle.
Wir wußten, daß die Gegner der Vorlage, die An-
hänger des Monopols sich auf diese Lösung stürzen
und sagen würden: damit wird das Brot verteuert
— trotzdem es auch heute durch das Monopol ver-
teuert wird und da gar kein Unterschied besteht.
So sagten wir: mit einer solchen Lösung haben wir
unter Umständen im Volk einen schweren Stand. Da
ist es nun das Verdienst des Herrn Musy, die heute
vorliegende Lösung gefunden zu haben. Ich anerkenne
das ausdrücklich. Ich habe seinerzeit für diese Lö-
sung das Wort geprägt: Das Ei des Kolumbus. Ich
übernehme dafür die Verantwortung. Der Vorschlag
hat den großen Vorteil, daß diese 10 bis 12% Millionen
Franken auf eine viel breitere Basis verteilt werden:
auf die 4% Milliarden Grenzverkehr, nicht nur Ein-
fuhr, sondern auch Ausfuhr. Ein Teil davon geht
ganz sicher zu Lasten der Ausfuhr. Und nun fragt
es sich nur, wieviel davon übernimmt das Ausland?
Werden diese Gebühren vom Inland oder vom Aus-
land getragen? Es wird hie und da behauptet,
eine Abwälzung sei nicht möglich; dann wird aber
konsequenterweise mindestens der eine Teil, den die
Ausfuhr trägt, vom Ausland getragen. Nun liegen
die Verhältnisse nicht so einfach. Ich habe z. B. auch
schon in Einkaufsvorschlägen in unserem Betrieb
gelesen, daß es hieß: einen Teil des Zolles trägt der
Exporteur aus Deutschland; das wird nicht ein ver-
einzelter Fall sein. Ich will trotzdem den schlimm-
sten Fall annehmen, daß von den 10 Millionen, um die
die Gebühren erhöht werden, nur eine Million von
der Ausfuhr und 9 Millionen vom Inland getragen
werden. Aber das verteilt sich nur auf ganz andere

Schultern. Heute war das Brot allein belastet und
damit die schwächsten Volkskreise, denn im Haushalt
des Minderbemittelten spielt, das Brot prozentual
eine größere Rolle als in dem des Millionärs. Aller-
dings hat sich bei den statistischen Erhebungen
herausgestellt, daß der Anteil des Brotes an den
Ernährungsauslagen lang nicht mehr so groß ist wie
ehemals; die Auslagen für Milch und Milchprodukte
verschlingen heute auch im Haushalt des Minder-
bemittelten beinahe doppelt soviel wie für Brot und
Getreideprodukte. Aber immerhin, die Auslagen
für Brot und Mehl sind noch eine wesentliche Aus-
lage; wenn man dies den Minderbemittelten abnimmt
und auf breitere Schultern legen will, dann ist das
nicht konsumentenfeindlich gehandelt, sondern kon-
sumentenfreundlich.

Nun hat Herr Kollega Abt vorhin in seinen Aus-
führungen unter anderem auch erklärt, die 10 Mil-
lionen Franken, die in Zukunft durch die statistische
Gebühr aufgebracht werden müssen, wären heute
schon durch das Getreidemonopol selbst aufzu-
bringen resp. zu ersparen oder zu verdienen. Es hat
schon Herr Bundesrat Musy darauf aufmerksam
gemacht, daß die Margen des Großhandels beim
Getreide nicht so hoch sind, daß es sich bei den
10 Millionen Gewinn um phantastische Zahlen handle.
Man überschätzt heute überhaupt die Gewinne im
Großhandel. Der Verband schweizerischer Konsum-
vereine vermittelt nicht nur Getreide, auf dem man
am wenigsten Zuschläge erheben kann, sondern auch
noch alle übrigen Bedarfsartikel. Aber wenn wir
im Laufe eines Jahres bei einem Umsatz, der gleich
hoch ist wie der des Monopols, eine halbe bis drei-
viertel Million Franken Reservedotierung heraus-
bringen, so betrachten wir das als ein gutes Resultat.
Von unsern Verbandsvereinen wird sogar erklärt,
das sei noch zu viel. Wenn man mit solchen Zahlen
rechnet, so darf man nicht glauben, bei einem Um-
satz von 130 Millionen Franken lassen sich diese
10 Millionen Franken Großhandelsgewinn erzielen;
das ist unmöglich; das können nur Leute glauben,
die wirtschaftlich wie Kinder denken — ich kann
es nicht anders sagen, und wenn sie sogar hier im
Nationalrat sein sollten! Denn im Großhandel ist
die internationale Konkurrenz, speziell beim Getreide,
das ein Börsenartikel ist und jederzeit an der Börse
gekauft werden kann, so groß, daß sie die Preise
nach unten regliert.

Wenn das richtig wäre, was Herr Abt behauptet
hat, so möchte ich doch betonen, daß man dann diese
ganzen 14 Jahre hindurch, seit das Getreidemonopol
besteht, den einheimischen Getreideinteressenten,
sagen wir einmal den Müllern, die -Möglichkeit ge-
nommen hat, diese 10- Millionen Franken selber zu
verdienen. Die Konsumvereinsmühlen, die zusammen
beinahe den zehnten Teil der schweizerischen Ver-
mahlung besorgen, wären dadurch im Jahre regel-
mäßig um ca. l Million verkürzt worden, das würde
seit Einführung des Monopols zirka 14 Millionen aus-
machen, ein Betrag, den wir ganz gerne selber auch
erlangt hätten. Denn als Freund der genossenschaft-
lichen Gemeinwirtschaft habe ich solche Gewinne
immer noch lieber in den Händen der Genossenschaften
als in denjenigen des Staates, weil man in der Ge-
nossenschaft damit viel Nutzbringenderes schaffen
kann als im Staat, wo man das Geld zur Deckung
sonstiger Staatsausgaben braucht. :
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Ich komme bei Art. 3 dann noch auf die Konsu-
mentenschutzbestimmungen zurück. Es sind zwei
Anträge', diejenigen der Herren Schmid-Ruedin und
Reinhard, die sich. damit befassen, und ich werde
dann bei der Detailberatung auf diese Punkte ein-
treten.

Ich möchte nur noch, damit ich bei Abs. l das
Wort nicht ergreif en muß, darauf aufmerksam machen,
daß im heutigen Entwurf des Bundesrates gegenüber
dem ersten vom Jahre 1924 eine redaktionelle Aen-
derung vorliegt. Heute heißt es : « Zur Sicherung der
Versorgung des Landes unterhält der Bund genügende
Getreidevorräte.» In der früheren Vorlage dagegen
hieß es : « Der Bund soll insbesondere selbst Vorräte
an Getreide halten oder in anderweitiger Weise Vor-
sorge treffen.» Ich habe mich erkundigt, was diese
Aenderung bedeuten soll. Es hieß, eine materielle
Aenderung sei nicht beabsichtigt, das sei einfach
eine redaktionelle Aenderung, ohne daß am System
etwas geändert werden solle. Diese Redaktion deckt
also auch das System, daß unter Umständen nach
Annahme des Verfassungsartikels und nach Annahme
des Ausführungsgesetzes, von dessen Entwurf übri-
gens — das möchte Herrn Abt interessieren — schon
einige Paragraphen in der Kommission vorgelesen
worden sind, der Bund selber keine Lager halten
muß, sondern daß diese Lager durch die Mühlen unter-
halten werden können. Dieses System hätte den
Vorteil, daß der Bund die Auswechslung nicht selber
besorgen muß, sondern daß die Mühlen sie besorgen
könnten, was vielleicht sachverständiger und billiger
und mehr ihren Wünschen entsprechend besorgt wer-
den kann. Es ist auch im Ständerat diese Feststellung
erfolgt. Der Wortlaut von Abs. l zwingt also den
Bund nicht, selbst diese Vorräte zu halten.

Mobs; Ich stelle mit Befriedigung fest, daß sowohl
bäuerliche seinerzeitige Anhänger des Getreide-
monopols, als auch nichtbäuerliche bürgerliche An-
hänger des Monopols in den Beratungen der Kommis-
sion und in diesem Rate mit einer durchaus wirt-
schaftlichen Argumentation ein Bekenntnis zum
Monopol abgelegt haben. Ich stelle mit Befriedigung
fest, daß Herr Meili auch in diesem Rate das Bekennt-
nis abgelegt hat, das er schon in der Kommission
uns nicht verheimlichte: «Die einfachste, billigste,
zweckmäßigste Lösung wäre das Monopol gewesen,
das ist unsere Meinung noch heute.» So hat er gesagt.
Es haben die Herren Rochaix und Baumberger sich
in der Kommission ebenso ausgesprochen, und es hat
Herr Abt mit erfrischender Deutlichkeit vor kurzem
noch zu Ihnen gesagt: « Ich bin theoretisch und ab-
solut für das Monopol.» Ich darf daran erinnern, daß
in der Kommissionssitzung in Siders am 24. April
dieses Jahres Herr Bundesrat Scheurer, der dort den
Bundesrat zu vertreten hatte, die folgenden Worte
gesprochen hat, die ich ebenfalls wörtlich zitiere:
« Viele Mitglieder des Bundesrates und auch der Spre-
chende, ich mache daraus gar kein Hehl, sind der Auf-
fassung, daß tatsächlich das Monopol die beste Lö-
sung der ganzen Frage gewesen wäre.»

Die Herren haben durchaus recht. Wir gehen mit
ihnen vollständig einig und wir erblicken gerade in
diesen Bekenntnissen von bürgerlicher Seite die beste
Bestätigung für die wirtschaftliche Ueberlegenheit
des Monopols. Die Ueberzeugung von der wirt-
schaftlichen Ueberlegenheit des Monopols haben wir

keinen Augenblick preisgegeben. Wenn man uns nun
hier in der Debatte, wie auch schon in der Kommis-
sion unterschoben hat, daß für die Sozialdemokraten
wirtschaftliche Argumente in dieser Frage keine Rolle
spielten, es handle sich für uns einfach um eine
politische Sache, damit sei für uns die Stellung von
vorneherein gekennzeichnet, und wie auch die wirt-
schaftlichen Argumente lauten möchten, so müßten
wir ihnen das Ohr verschließen — so ist dem durchaus
nicht so. Aber ich habe mit außerordentlichem
Interesse heute aus dem Votum des Herrn Sulzer
gehört, daß, wenn nicht bei uns, so doch bei ändern
Leuten politische Argumente in dieser Sache eine
gewisse Rolle spielen. Und daß sie keine ganz geringe
Rolle spielen, das hat Herr Sulzer damit unter-
strichen, daß er wiederholt auf diese politischen Argu-
mente zu sprechen gekommen ist, daß er seiner ganz
besonderen Befriedigung darüber Ausdruck gegeben
hat, daß nun die politische Situation sich in dieser
Frage sehr geändert hätte, indem ein Zusammen-
stehen aller bürgerlichen Parteien möglich geworden
sei, daß nun die Zersplitterung aufhöre und daß die
Einheitsfront des Bürgertums gegen die Sozialdemo-
kraten nun auch in dieser Frage wieder hergestellt
sei. Meine Herren, das sind politische Argum%nte;
aber nicht die Argumente sind politischer Art und
politischer Ordnung, mit denen wir hier nach wie vor
mit. unerschütterter Ueberzeugung die Vorzüge des
Getreidemonopols vertreten gegenüber den Nach-
teilen jeder ändern Lösung.

Es ist gar keine Frage, daß jene Kreise des Wirt-
schaftslebens, die von der Preisgabe des Getreide-
monopols einen materiellen Nutzen haben, ich meine
also die eigentlichen Getreidehändler, daß diese
Leute aus wirtschaftlichen Gründen gegen das Mono-
pol sind, aus sehr triftigen, für siesehr überzeugen den
wirtschaftlichen Gründen. Und für uns ebenfalls. Uns
geht es jener kapitalistischen Profitwirtschaft gegen-
über um ein Stück Gemeinwirtschaft, das wir ver-
treten, um ein Stück Antikapitalismus. Nachdem
Herr Bundesrat Musy hier die Kathedersozialisten
zitiert hat, zu deren Füßen er in seinen Studienjahren
in Berlin gesessen ist und von denen er auch in der
Kommissionssitzung uns mit einer gewissen Begei-
sterung erzählt hat, möchte ic'h auch einen Katheder-
sozialisten zitieren, Prof. Ballod, auch einen deutschen
Gelehrten, der noch vor kurzem über diese Frage sich
in folgenden unzweideutigen Worten ausgesprochen
hat: «Dem Reicherwerden der Reichen wirkt außer
einer ergiebigen direkten Besteuerung und außer der
Sozialgesetzgebung entgegen die Einführung von
Staatsmonopolen. Daher die furchtbare Wut der in
kapitalistischen Händen befindlichen Presse gegen
eine jede Art von Staatsmonopol, die sie als kalte
Sozialisierung bekämpft.»

Das ist der Kern der Sache. Dem Reicherwerden
der Reichen wirken die Monopole entgegen. Wer im
Wirtschaftsleben eine kapitalistische Einstellung hat,
der kann Monopole nicht akzeptieren, daher die ver-
bissene Wut der Kapitalisten gegen die Monopole.
Wir haben davon auch etwas gespürt, in jener Volks-
abstimmung vom 5. Dezember 1926. Und wenn Herr
Bundesrat Musy mit vollem Recht gesagt hat, daß
man die Nullen hinter die Ziffern setzen müsse und
nicht davor, damit sie von Belang und Bedeutung
seien, so ist ganz sicher, daß die Herren, die in jener
Abstimmungskampagne die gewaltigen Kosten jener
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demagogischen Irreführung des Volkes bezahlt haben;
auch wissen, daß die Nullen hinter den Ziffern stehen
und nicfit vor den Ziffern.

Bas allerbeste Zeugnis, das die Monopolgegner
der staatlichen Getreideversorgung hätten ausstellen
können, ist die Tatsache, daß man etwa zwei Dutzend
Systeme hat erfinden müssen und- immer noch nichts
gefunden hatte,, das allen Einwänden zu begegnen
Wußte. Auch Herr Bundesrat Musy hat in der Kom-
mission gesagt: «Oh oui, j'ai bien vu que c'était
plus difficile, que je n'avais cru.» Die Monopol-Lösung
wollen Sie ohne Grabgesang begraben. Wie steht es
nun mit der monopolfreien Lösung, die Sie heute an-
nehmen wollen ? Welches ist nun-der Siegespreis dieses
Kampfes um Handels- und Gewerbefreiheit, dieses
Kampfes gegen die staatliche Hineinregiererei, dieses
Kampfes gegen den Brotvogt, der auf dem Plakat, mit
Mantel und Dreispitz angetan, und das Brot des Volkes
in bedrohlicher Weise umklammernd; unser Volk dazu
gebracht hat,, das Monopol zu verwerfen ?

Wie sieht nun diese monopolfreie Lösung aus?
Der Handel ist keineswegs völlig schrankenlos. Das
Mühlengewerbe bekommt ein faktisches, ein wirkli-
cheSfMonopol für sein Gewerbe, mit der Ausnahme,
daß als Gegengift für den Fall einer ungebührlichen
Ausnutzung dieser Monopolstellung für den Bund
ein Mehleinfuhrmonopol vorgesehen ist. Sie dürfen
gar nicht mehr, von einer monopolfreien Lösung
sprechen, denn die Lösung, die Sie als die monopol-
freie bezeichnen, enthält ja in der Tat heute zwei
Monopole. Aber der Schwierigkeiten-und der Kompli-
kationen mit diesem System ist kein Ende. Nie-
mand kann heute darüber Auskunft geben, wie die
Funktion dieser gesamten außerordentlich kompli-
zierten Lösung sich gestalten wird. Man hat ja dièses
System ausgeklügelt und ausgeheckt, wie kaum noch
jemals1 ein Wirtschaftsapparat vorbereitet worden
ist. Es wird da Schwierigkeiten an allen Ecken und
Enden geben und Herr Dr. Abt hatte nur zu recht,
wenn er verlangt hat, es müßte eine präzise Vorlage,
ein Gesetzesentwurf, darüber vorliegen, der auch
zeigt, wie denn dieses erkünstelte, komplizierte System
praktisch funktionieren soll, bevor man die Ueber-
zeugung haben: kann, daß es zur Befriedigung werde
funktionieren können. Nach der Volksabstimmung
über das Getrerdemonopol hat Herr Kollega Baumber-
ger ein Postulat eingereicht, das den Bundesrat ein-
laden wollte, Vorsorge zu treffen für die anderweitige
Beschäftigung, des Personals, das heute in der Getrei-
deverwaltung arbeitet. Dieses Postulat ist vollstän-
dig hinfällig geworden, denn Ihr schönes monopol-
freies System wird' zum allermindesten eben so viel
Bureaukratie benötigen wie die staatliche Getreide-
versorgung, die aber die gesamte Arbeit geleistet hat.
Diese Bundesbureaukratie bleibt, und wenn Sie die
Kontrolle wirksam machen wollen, wenn im Verlaufe
von einigen. Jahren sich die Schwierigkeiten der
Handhabung erst recht zeigen werden — wenn die
Leute die Schliche und Kniffe merken, mit welchen
man dieses komplizierte System zum privaten Vor-
teil ausnützen kann, dann werden sie die Kontrolle
außerordentlich verstärken und vergrößern müssen.
Sie werden gezwungen sein, noch mehr Personal anzu-
stellen, um das Funktionieren dieses; Systems zu
ermöglichen und zu überwachen.

Man hat nun auch einen gewissen Garantieartikel
hiiïeingenommen, der in einem bestimmten Maße die

Interessen der Konsumenten sichern soll. Ich be-
streite gar nicht, daß die vom Bundesrat neu vorge-
schlagene Fassung besser ist als die frühere. Ich habe
in der Kommission mit Befriedigung gehört, daß
auch der Chef des Finanzdepartementes seine Auf-
fassung dahin präzisiert hat, daß dieser neue Wortlaut
durchaus so zu verstehen sei, daß er eine Einschrän-
kung des Gewerbefreiheitsartikels 31> der Bundes-
verfassung enthalte. Aber wollen sie bestreiten, daß
Sie, indem Sie eine wenn auch ungenügende, nicht
nach jeder Richtung befriedigende Sicherstellung
der Konsumenteninteressen schaffen, nun tatsächlich
jenen, eidgenössischen Brotvogt einführen, gegen den
sich in der Abstimmungskampagne die gröbsten
Schlagworte gerichtet haben? Sie können es nicht
bestreiten.

Wir haben in der Kommission bei der Beratung der
Vorlage Dinge gesehen, die uns wenig gefallen haben.
Wir haben mit Bedauern festgestellt, daß der Chef des
Finanzdepartementes es nicht für notwendig erachtet
hat, denjenigen Fachmann zur Beratung zuzuziehen,
der in erster Linie kompetent gewesen wäre, die Aus-
künfte zu geben, die wir auf diesem Gebiete hätten
haben sollen. Der Chef der eidgenössischen Getreide-
verwaltung, Herr Oberst Rychner, ist vollständig
ausgeschaltet worden. Wenn man gewisse Auskünfte
haben wollte, konnte man sie nicht an Ort und Stelle
bekommen, sondern man mußte nach Bern telepho-
nieren. Ich will gerecht sein und gleich beifügen,
daß das Finanzdepartement diese Telephonspesen
getragen hat. Sie werden mir aber zugeben, daß das
keine normale Art der Vorbereitung parlamentari-
scher Geschäfte und der Behandlung derartiger
Aufgaben in parlamentarischen Kommissionen ist.
Eine weitere Feststellung: Nachdem diese in einer
Kommissionssitzung des Nationalrates, die letzten
Samstag in Zürich stattgefunden- hat,, von Herrn
Dr,. Käppeli vom Volkswirtschaftsdepartement be-
kanntgegeben worden ist, will ich sie auch Ihneamit-
teilen, daß nämlich das Volkswirtschaftsdeparte-
ment zu dieser monopolfreien Vorlage gewisse Mit-
berichte zu verfassen gehabt hat, daß aber diese Mit-
berdchte derjenigen Organe, die mit der Getreide-
verwaltung zu tun haben und in der Arbeit drin
stecken, nach, Ansicht des Herrn Dr. Käppeli in kei-
ner Weise auf die den Räten, unterbreitete Botschaft
abgefärbt haben, sondera daß das. Departement und
seine Beamten, die jene Mitberichte verfaßt haben,
in der Botschaft vielmehr das Gegenteil ihrer Fest-
stellungen und der von ihnen erwähnten Tatsachen
lesen mußten. Da braucht es nicht zu verwundern,
wenn; die nun hier vorgeschlagene monopolfreie
Lösung anfechtbar ist und die Begründung der Vor-
lage in vielen Teilen nicht stichhaltig ist.

Es ist in der Botschaft insbesondere auf auslän-
dische Verhältnisse hingewiesen worden. Ich möchte
in allen Teilen das bestreiten, was die Botschaft
über den allgemeinen Rückgang der gemeinwirtschaft-
lichen Entwicklung im allgemeinen und1 im> besondern
sagte. Es hat kein anderer als der Chef einer unserer
größten Banken, Herr Dr. Jöhr von der Schweizeri-
schen Kreditanstalt, in einem Referat vor der schwei-
zerischen Statistisch - volkswirtschaftlichen Gesell-
schaft die ausdrückliche Feststellung gemacht —
das Referat ist gedruckt, Sie kennen es — daß in
der ganzen Breite der ökonomischen Entwicklung
sich eine Bewegung zugunsten der Gemeinwirtschaft
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kundtut, eine Bewegung entgegen dem rein kapita-
listischen Betrieb. Ich habe hier die «Frankfurter
Zeitung » vom 10. Juli 1928. Sie bringt einen bemer-
kenswerten Artikel über die Verschiebungen im deut-
schen Getreidehandel. Der Artikel enthält die Fest-
stellung, daß eine deutsche landwirtschaftliche Groß-
bank und eine deutsche Staatsbank, die Preußen-
kasse, sich zusammengetan haben, um durch ihren
Eingriff 60 Prozent des deutschen Getreideimportes
in ihre Hand zu bekommen. Der Artikelschreiber der
Frankfurter Zeitung stellt fest, daß auf diese Art und
Weise die deutsche Landwirtschaft gemeinsam mit
dem preußischen Staate, sich, wenn auch noch* keine
Monopolstellung, doch eine dominierende Stellung
im deutschen Getreidehandel gesichert habe, was für
das ganze deutsche Volkswirtschaftsleben von Be-
deutung sei. Jene Kreise, die gerade in Deutschland
eine auf eine derartige Monopolentwicklung hin ten-
dierende Bewegung begrüßen, sind durchaus nicht der
Auffassung des Herrn Bundesrat Musy, daß das Spiel
der Börse volkswirtschaftlich besonders gesund und
erfreulich sei, sondern wir hören von deutschen Volks-
wirtschaftlern 'und Landwirten, wie wünschbar es
wäre, daß einmal dieses beunruhigende Spiel alltäg-
licher Zufälligkeiten aufhöre und eine gewisse Stabili-
sierung der Preise eintrete, die im Interesse der ge-
samten Volkswirtschaft, der Produzenten wie der
Konsumenten, zu wünschen sei.

Ganz besonders geht die Botschaft des Bundesrates
in die Irre in jenem Abschnitt, wo sie uns auseinander-
setzt, wie in Norwegen das Getreidemonopol eine
schwere Niederlage erlitten habe und durch den
freien Getreidehandel ersetzt worden sei.

Wenn Sie und Ihr Herr Kommissionspräsident
mir das Gegenteil nicht glauben wollen, daß heute in
Norwegen das Getreidemonopol wieder eingeführt
wird, daß es im Jahre 1929 wieder in Wirksamkeit
treten wird, so verweise ich auf die «Neue Zürcher
Zeitung » vom 16. Juli dieses Jahres, in welcher ein
Bericht über «Die politische Spannung in Norwegen »
erschienen ist. Dort können Sie nachlesen, daß eine
linksbürgerliche Regierung in Norwegen, deren Füh-
rer Ministerpräsident Mowinckel ist, die Wieder-
einführung des Getreidemoriopols^auf das Jahr 1929
beschlossen hat.

Sie sehen also, die Entwicklung geht durchaus nicht
so eindeutig in der Rückkehr zum Privatkapitalismus,
wie die Botschaft meint und wie Herr Bundesrat
Musy es hier auch wieder auseinandersetzen wollte.
Wenn die Rede des Herrn Bundesrat Musy in eine
Verurteilung des Marxismus ausgeklungen ist, wenn
er Stalin gegen Trotzky ausgespielt hat und selbst
für Stalin gegen Trotzky Stellung genommen hat —
wenn er damit weiter eine Polemik gegen Bureaukratie
und Funktionarismus verband,' so möchte ich sagen,
daß das ganz willkürliche Konstruktionen sind. Es
ist nicht richtig, daß die Volkswirtschaftslehre, die
theoretische Nationalökonomie heute einheitlich eine
andere Stellung einnimmt als vor 20 oder 30 Jahren,
in der Blütezeit des Kathedersozialismus, da Herr
Bundesrat Musy als fleißiger Student zu Füßen der
Professoren Schmoller und Wagner in Berlin gesessen
ist. Wir haben vor einigen Tagen einen dieser Käthe- ,
dersozialisten in unserm Lande gehört, und ich habe
mit besonderm Vergnügen in der Berner Bauerhzei-
tung das Referat über den Vortrag dieses Katheder-
sozialisten nachgelesen und mit besonderer Befrie-
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digung festgestellt, daß die Landwirtschaft, obschon
sie heute für die monopolfreie Lösung eintritt, sich
noch nicht ganz von allem Rückständen einstiger.
Monopolfreundlichkeit zu säubern vermocht hat, wenn
sie noch dazu kommt, derartige Reden und Theorien
von Kathedersozialisten vollinhaltlich zu reproduzie-
ren. Prof. Sombart hat am Soziologentag in Zürich
eine Wegleitung über die letzte und wahrscheinlich
auch nächste Entwicklung der Volkswirtschaft ge-
geben. Er kommt dazu zu sagen : « der Kapitalismus
hat seine Blütezeit überschritten.» Was er vor sich
sieht, ist keine freie Wirtschaft mehr, keine kapitali-
stische Wirtschaft, die Entwicklung richtet sich
gegen die Profitwirtschaft und geht die Bahn gemein-
nütziger Gemeinwirtschaft. Prof. Sombart erklärt,
daß der Kapitalismus sich in einem « deutlich erkenn-
baren Stadium der Rückbildung » befinde, daß seine
jüngste Entwicklung «nicht mehr die typischen
kapitalistischen Züge » zeige, daß Unternehmer und
Kapitalisten auf breitenUnternehmungsgebieten schon
Beamte geworden seien oder, fügt er hinzu, sogar
geniale Finanzminister. Wenn Prof. Sombart damit
sagen will, daß geniale Finanzminister für die Gemein-
wirtschaft eintreten, so ist das ein nicht sehr freund-
liches Kompliment für unsern Finanzminister. Som-
bart sieht voraus, daß wir uns einer Periode der Plan-
wirtschaft nähern, und der Einschlag 'der Profit-
wirtschaft zurückgehe.

So möchte ich auf Grund dieses ganz wenigen
Aeußerungen eines Volkswirtschaftstheoretikers doch
den Herrn Finanzminister wieder auf seine Kollegien-
hefte verweisen und sagen: Lesen Sie doch wieder
einmal nach, was Sie vor 20 Jahren in Berlin in
Ihre Kollegienhefte geschrieben haben. Was dort
steht, ist viel richtiger und viel zeitgemäßer und ent-
spricht viel mehr der heutigen volkswirtschaftlichen
Erkenntnis, als die freiwirtschaftliche Theorie, die
Sie uns in der Kommission vorgetragen haben.
Es hat Herr Bundesrat Scheurer in der Kommissions-
sitzung das Geständnis abgelegt, es werde knarren
und knistern in der monopolfreien Maschine, bis sich
alles eingelebt habe. Herr Abt und andere Herren
haben ähnliche Ausführungen gemacht. Sie haben
nicht bestreiten können, daß das System, das Sie
einführen wollen, ein außerordentlich gefährliches
Vehikel ist — daß man noch nicht weiß, ob und wie
die Maschine funktionieren wird, und was für Schwie-
rigkeiten im Räderwerk sich noch offenbaren werden.

Wir wollen von dieser Maschine nichts wissen. ( Wir
lehnen sie ab. Wir sind der Ueberzeugung, daß der
Pyrrhussieg vom 5. Dezember 1926 nicht der letzte
Volksentscheid in dieser Sache gewesen ist. Vielleicht
wird auch der nächste Entscheid nicht der letzte sein,
den unser Volk in dieser Sache an den Urnen abgeben
wird. Wir sind der Ueberzeugung, daß nicht die Dema-
gogie, nicht die Verzerrung und Entstellung der Tat-
sachen, wie sie die Monopolgegener im November und
Dezember 1926 betrieben haben, dauernd zu helfen
vermag. Die Demagogie wird die klare Einsicht und
praktische Erfahrung des Schweizervolkes mit dem
Monopol nicht dauernd zu übertönen vermögen. Es
ist klar, diese Auseinandersetzungen haben das Schwei-
zervolk lange beschäftigt, aber gerade die Tatsache,
daß wir jahrelang damit zu tun gehabt haben und daß
das Schweizervolk nicht vom ersten Tage an den rich-
tigen Weg hat finden können, zeigt doch bloß, wie
außerordentlich schwierig die ganze Sache ist, wie
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